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Betrogen in Germany 

Junge, arbeitslose Spanier 
wurden mit Jobverspre¬ 
chen nach Erfurt gelockt. 
Sie kamen vom Regen in 
die Traufe. 
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Aus Geldmangel geschlossen 

Der Laden USA ist erst mal 
dicht. Nur noch eine Notbe¬ 
legschaft versucht die Ge¬ 
schäfte am Laufen zu halten. 
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UZ-Pressefest 2014 

Ein Gespräch über 
den Stand der Vorbe¬ 
reitung und die noch 
nicht gelösten Prob¬ 
leme auf 
Seite 8 
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Mit Ökostrom zum Höchstprofit 

Konzerne drücken sich vor der EEG-Umlage 



D er staatsmonopolistische Ka¬ 
pitalismus hat im Energie¬ 
sektor die Profitgarantie für 
2014 vorgestellt: Die Umlage für die 
erneuerbaren Energien (EEG) soll 
von aktuell 5,27 Cent auf 6,3 Cent 
pro Kilowattstunde im kommenden 
Jahr steigen. Die Konzerne haben 
für diese Entwicklung drei Regeln 
diktiert: Der Profit der Stromher¬ 
steller wird garantiert. Große Teile 
der Wirtschaft werden von höheren 
Strompreisen verschont. Und: der 
private Endverbraucher zahlt die 
Zeche. Ein Haushalt, der etwa 4 000 
Kilowattstunden verbraucht, muss 
mit einer Preissteigerung von rund 
sieben Prozent rechnen. Die Rech¬ 
nung klettert um etwa 80 Euro auf 
1 190 Euro. 

Die EEG-Umlage war ursprünglich 
damit begründet worden, dass neue 
Ökostromanlagen gebaut werden 
sollten. Heute gibt es eine ande¬ 
re - absurde - Begründung: 50 Pro¬ 
zent der Preissteigerung gehen dar¬ 
auf zurück, dass die Einkaufspreise 
gesunken sind. Die Einkaufspreise 
sind gefallen, weil besonders über 
die Kohlekraftwerke ein Überange¬ 
bot an Strom produziert wird. Die¬ 
se niedrigeren Preise werden aber 
nicht an den Endverbraucher wei¬ 
tergegeben. 

Ergänzend zwei staatliche Profit¬ 
garantien: Bei fertigen Windkraft¬ 
rädern in der Nordsee fehlt der 
Kabelanschluss. Das ist für die Be¬ 
treiber aber kein Risiko, denn über 
das Netznutzungsentgelt müssen 
die Verbraucher für die Verluste 
Entschädigung leisten. „Beihilfe“ 
zur Profitmaximierung leistet der 
Staat ferner dadurch, dass nach 
Angaben der Agentur Reuters die 
Hälfte des Industriestroms von der 
EEG-Umlage weitgehend befreit 
ist. Zu den Privilegierten gehören 
sogar Schlachthäuser und Golfplät¬ 
ze. 2367 Unternehmen haben nach 
Informationen der Süddeutschen 
Zeitung beim „Bundesamt für Wirt¬ 
schaft und Ausfuhrkontrolle“ für 
2014 einen Antrag gestellt, von der 
Ökostromumlage befreit zu werden. 
Durch diese Befreiungen gehen 


etwa fünf Milliarden Euro verloren. 
Nicht ganz, denn private Haushalte 
und kleine Firmen müssen das aus- 
gleichen. 

Gegen die aktuelle Energiepolitik 
formiert sich auf unterschiedlichen 
politischen und ideologischen Ebe¬ 
nen Protest. Die Initiative „ausge¬ 
strahlt - gemeinsam gegen Atom¬ 
energie“ kritisiert, „dass Regierung 
und Wirtschaft weiterhin auf Atom 
und Kohle setzen“, „dass 21 Gas¬ 
kraftwerke abgeschaltet werden, 
während bis zur nächsten Bundes¬ 
tagswahl im Jahr 2017 nur ein Atom¬ 
kraftwerk vom Netz gehen soll.“ 
Umweltverbände, Energiewende- 
Organisationen und „.ausgestrahlt“ 
planen am Samstag, 30. November, 
dazu eine Demonstration. 

Die Initiative „Bürgerenergiewen¬ 
de“ legt folgende Analyse vor: „83 
Prozent sind der Meinung, dass 
Gewinne und Kosten der Energie¬ 
wende gerecht auf Bürger und In¬ 
dustrie verteilt werden sollten.“ Der 


Bund für Umwelt- und Naturschutz 
Deutschland (BUND) fordert, dass 
die „Belastung der Verbraucher 
durch die Privilegien der Industrie 
ein Ende haben“ muss. 

Der konziliante „Umweltminister“ 
Peter Altmaier (CDU) und sein 
schwadronierender Kompagnon 
aus dem Wirtschaftsministerium, 
Philipp Rösler (FDP), haben unter 
der Oberaufsicht der Kanzlerin, die 
die Leitlinien der Politik bestimmt, 
die Konzerne nicht nur aktuell ent¬ 
lastet. CDU/CSU und Grüne wol¬ 
len das EEG-Modell „weiterent¬ 
wickeln“. Die SPD will - bei Bei¬ 
behaltung des Modells - die Zahl 
der zu entlastenden Unternehmen 
verringern. Die Fraktion der Links¬ 
partei im Bundestag forderte schon 
vor einem Jahr, dass „die Privilegien 
der Industrie eingeschränkt werden. 
Extra-Profite von Konzernen aus 
Instrumenten wie EEG, Ökosteuer 
und Immissionshandel gestrichen 
werden.“ Die FAZ wagt vor diesem 


Hintergrund eine Prognose: „Eine 
grundlegende Reform der Energie¬ 
wende wird es nach der Bundestags¬ 
wahl wohl nicht geben. Zu groß ist 
der Kreis der EEG-Nutznießer.“ 
Dem Stromkunden wird eingere¬ 
det, auch er könne sich Vorteile 
organisieren, indem er zu einem 
günstigeren Lieferanten wechselt. 
Das trifft so nicht zu, denn vie¬ 
le Stromkunden fallen bei einer 
Bonitätsprüfung durch. Liegt ein 
Schufa-Eintrag vor, wird oft kein 
Saft mehr zur Steckdose geliefert. 
600 000 Haushalte können sich kei¬ 
nen Strom mehr leisten. 

Bei den aktuellen Gesprächen der 
staatsmonopolistischen Kapital¬ 
fraktionen im Kanzlerin-Amt wer¬ 
den die Kräfteverhältnisse austa¬ 
riert. Nicht am Tisch: die Arbeiter¬ 
klasse dieses Landes. Wenn sich das 
ändern soll, bedarf es eines ganz an¬ 
deren Widerstands, anderer Span¬ 
nungen und anderer Stärken. 

Uwe Koopmann 


„Wir machen aus dem Mittelmeer einen Friedhof“ 

„Eurosur“ - die EU-Hightech-Waffe gegen Flüchtlinge 


Wie viele Leichen müssen noch aus 
dem Mittelmeer gefischt werden, be¬ 
vor die EU-Oberen zu der Einsicht 
kommen, dass ihre Abschottungspo¬ 
litik gegen Flüchtlinge nicht nur ab¬ 
solut inhuman, verantwortungslos und 
teuer, sondern letztlich auch ineffek¬ 
tiv ist? Weil nämlich damit nicht ver¬ 
hindert werden kann, dass Menschen 
immer wieder versuchen werden, be¬ 
drohlichen Kriegs- und Hungerkatas¬ 
trophen, Armut und völliger Perspek- 
tivlosigkeit in ihren Heimatländern zu 
entkommen, trotz aller damit verbun¬ 
denen Gefahren? 

So wie bisher könne es nicht weiter¬ 
gehen, sagte Maltas Regierungschef 
Joseph Muscat (Malta Labour Party), 
nachdem am 11. Oktober erneut 34 


Menschen bei einem Schiffsunglück 
im Seegebiet um Lampedusa ums Le¬ 
ben kamen, nur eine Woche nach der 
Katastrophe am 3. Oktober mit mitt¬ 
lerweile 271 geborgenen Toten. Rund 
200 Bootsflüchtlinge konnten diesmal 
allerdings gerettet werden, weil mal¬ 
tesische und italienische Rettungs¬ 
schiffe - wohl ausnahmsweise - nun 
schneller vor Ort waren. „Ich weiß 
nicht, wie viele Menschen noch auf 
dem Meer sterben müssen, bevor et¬ 
was passiert“, sagte der maltesische 
Regierungschef: „Wir machen aus 
dem Mittelmeer einen Friedhof. Bis 
jetzt haben wir nur Worte gehört, aber 
wenig mehr als das.“ 

Angesichts solcher Tragödien und 
Alarmrufe ist es unter Humanitäts- 


Gesichtspunkten nahezu unvorstell¬ 
bar, aber dennoch wahr: Just zum 
gleichen Zeitpunkt beschloss die 
rechtskonservative, sozialdemokra¬ 
tische und „liberale“ Mehrheit des 
EU-Parlaments ein neues Maßnah¬ 
mepaket, um die Jagd auf Flüchtlin¬ 
ge technisch weiter zu perfektionie¬ 
ren und stärker zu zentralisieren. Mit 
479 Stimmen bei 101 Gegenstimmen 
(vorwiegend von Linken und Grünen) 
und 20 Enthaltungen verabschiedeten 
die EU-Parlamentarier am 10. Okto¬ 
ber die Betriebsvorschriften für das 
neue EU-Grenzüberwachungssystem 
„Eurosur“ („European Border Sur- 
veillance System“). 

Die erste Stufe dieses neuen Grenz¬ 
überwachungssystems soll bereits ab 


dem 2. Dezember dieses Jahres in 
Aktion treten, zunächst begrenzt auf 
die EU-Außengrenzen in Süd- und 
Osteuropa. Laut einem „Memo“ der 
EU-Kommission sollen ab diesem 
Datum zunächst folgende Staaten in 
das neue System einbezogen werden: 
Griechenland, Zypern, Malta, Italien, 
Frankreich und Spanien, aber auch 
Bulgarien, Rumänien, Ungarn, Kroa¬ 
tien, Slowenien, die Slowakei, Polen, 
Estland, Lettland, Litauen und Finn¬ 
land. Für den 1. Dezember 2014 ist die 
Einbeziehung von Belgien, den Nie¬ 
derlanden, Deutschland, Schweden 
und den weiteren EU-Mitgliedstaaten 
vorgesehen. 

Weiter auf Seite 6 


Thema der Woche 


Oktober 1923 : 

Der Hamburger Aufstand 

Vor 90 Jahren: Hamburger Arbeiter 
unter Führung der kommunistischen 
Partei versuchten, mit einem bewaff¬ 
neten Aufstand das Signal für die Re¬ 
volution in Deutschland zu geben. 
Der Aufstand wurde niedergeschla¬ 
gen. Diese Niederlage hatte weitrei¬ 
chende Folgen für die damals noch 
junge KPD. 

Seite 9 



Gegen ein 
Europa der 
Monopole 



Wahlplakat der DKP zu den 
EU-Wahlen 2009. 


EU-Wahlen 2014 

DKP benennt 
Kandidatinnen 

Am kommenden Sonntag findet in Han¬ 
nover die Bundeswahlversammlung der 
DKP statt, auf der die Liste der DKP für 
die EU-Wahlen am 25. Mai 2014 disku¬ 
tiert und gewählt wird. 

Freizeithaus Linden, 
Windheimstraße 4 
Beginn: 11.00 Uhr 


Spendet für das 
Pressefest! 



Vom 27. bis 29. Juni 2014 soll es im 
Dortmunder Revierpark Wischlingen 
wieder hoch hergehen. Das UZ-Pres- 
sefest ist ein Treffpunkt für linke und 
antikapitalistische Kräfte, für Gewerk- 
schafterlnnen, Antifaschistinnen und 
Friedenskämpfer, ein Fest für Auto¬ 
rinnen und Kulturschaffende, ein Fest 
der Jugend und der Internationalen 
Solidarität. Zu diesem Fest laden die 
Kommunistinnen und Kommunisten 
ein, um den Widerstand gegen Krieg 
und Krise, gegen die Rechtsentwick¬ 
lung zu stärken. Um das Fest durch¬ 
führen zu können, brauchen wir nicht 
nur helfende Hände und Köpfe, son¬ 
dern auch Geld. Und wir brauchen bis 
zum Jahresende 35 000 Euro zur Vorfi¬ 
nanzierung. Wir bitten unsere Leserin¬ 
nen: Spendet für das UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP! 

Unser Spendenkonto: 

DKP Parteivorstand, 
Kto.-Nr. 400 248 7501 bei der 
GLS Bank Bochum, 
BLZ430 60967- 
Stichwort: UZ Pressefest. 

Das aktuelle Pressefest-Finanzbaro¬ 
meter finden Sie auf Seite 15. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Manfred Dietenberger 


Die Superreichen kassieren 
auch in der Krise 
ihre Siegerprämien 


Der Reichtum in diesem unserem 
Lande ist sehr ungleich verteilt. 
Zehn Prozent der Bevölkerung be¬ 
sitzen bekanntlich 53 Prozent des 
Vermögens, 40 Prozent besitzen 
46 Prozent, die restlichen 50 Pro¬ 
zent besitzen aber nur ein Prozent 
des Vermögens oder haben sogar 
Schulden. Während einerseits die 
Armut steigt, gibt es andererseits 
immer mehr Millionäre und Milli¬ 
ardäre. 

Gerade hat das „Manager Maga¬ 
zin“ eine Liste der 500 reichsten 
Deutschen 2013 veröffentlicht. Da¬ 
nach stieg allein das Vermögen der 
hundert reichsten Deutschen in den 
letzten zwölf Monaten um weitere 
5,2 Prozent auf 336,6 Milliarden 
Euro an. Noch nie in der Geschich¬ 
te waren Deutschlands Superreiche 
reicher als heute. Karl Albrecht so¬ 
wie die Familien von Theo Albrecht 
jr. und seines im vergangenen Jahr 
verstorbenen Bruders Berthold be¬ 
legten 2013 die Plätze eins und zwei 
unter den reichsten Deutschen: Die 
beiden Aldi-Familien verfügen über 
ein Vermögen von 17,8 beziehungs¬ 
weise 16 Milliarden Euro. Dicht 
dahinter folgen: Dieter Schwarz 
(Lidl/Kaufland) sowie die Familie 
Reimann (Reckitt Benckiser/Coty), 
sie erhöhten ihre Vermögen um je 
1 Milliarde Euro auf jetzt 13 bezie¬ 
hungsweise 12 Milliarden Euro. 
Die Familie Porsche konnte ihr Ver¬ 
mögen im Laufe des letzten Jahres 
von fünf auf zehn Milliarden Euro 
verdoppeln. Susanne Klatten konn¬ 
te ihren Reichtum um eine Milliar¬ 
de Euro auf zehn Milliarden Euro 
„aufstocken“. Frau Klatten rangiert 
damit auf Platz fünf der hundert 
reichsten Deutschen, ihr Bruder 
Stefan Quandt liegt mit 7,2 Milli¬ 
arden Euro (plus 600 Millionen) 
auf Rang neun, ihre Mutter Jo¬ 
hanna Quandt mit 6,75 Milliarden 
Euro (plus 450 Millionen) auf Platz 
zehn. Zu den ganz großen Gewin¬ 
nern gehören zum Beispiel auch 
noch Stefan Quandt (BMW), Ale¬ 
xandra Schörghuber (Schörghuber) 
und Günther Fielmann (Fielmann 
Optik). 

Die Superreichen sitzen also trotz 
allgemeiner Krise weiter fest im 
Sattel und kassieren wie selbstver¬ 
ständlich ihre Siegerprämien. Das 
Vermögen der Top 500 Superrei¬ 
chen stieg insgesamt auf 528,45 Mil¬ 
liarden Euro. Die Zahl der Milliar¬ 
däre hat mit 135 ein Rekordhoch 
erreicht. Da ist es ist ein zum Him¬ 



mel stinkender Skandal, dass die 
Vermögen der fünfhundert Reichs¬ 
ten Deutschlands um 5,5 Prozent 
steigen, während die Arbeiterinnen 
und Rentnerlnnen von „Tariferhö¬ 
hungen“ in dieser Höhe derzeit nur 
träumen können. 

Vollzeitbeschäftigte haben heu¬ 
te preisbereinigt sogar weniger im 
Geldbeutel als vor einem Jahr. Dass 
die arbeitenden Menschen mit im¬ 
mer weniger von dem von ihnen 
hart erarbeiteten gesellschaftli¬ 
chen Reichtum abgespeist wer¬ 
den, ist das Ergebnis des einseitig 
von Oben geführten Klassenkamp¬ 
fes. Warren Buffet (viertreichster 
Mann der Welt) bekannte offen: 
„Es herrscht Klassenkrieg, richtig, 
aber es ist meine Klasse, die Klas¬ 
se der Reichen, die Krieg führt, und 
wir gewinnen“. Suppenküchen lin¬ 
dern die Not, sind aber keine Ant¬ 
wort, sondern nur eine Reaktion 
auf die in Deutschland grassieren¬ 
de Armut. Der verschämten Armut 
kommt aber nur bei, wer auskömm¬ 
liche Löhne durchkämpft und den 
unverschämt Reichen das gesell¬ 
schaftlich Notwendige von deren 
angesammeltem Reichtum nimmt. 
Ein wesentlich höherer Spitzen¬ 
steuersatz, die Millionärsteuer und 
eine Vermögensteuer wären wichti¬ 
ge Schritte in die richtige Richtung. 
Das hierzulande von den arbeiten¬ 
den Menschen geschaffene Vermö¬ 
gen ist, wie hier einmal mehr belegt 
wurde, nicht weniger geworden, 
ganz im Gegenteil, es eignen sich 
nur die Falschen an. Mit diesem Sys¬ 
tem muss endlich gebrochen wer¬ 
den - der Mensch geht vor Profit! 


Tarifabschluss für Leiharbeitsbeschäftigte 

Bei dem Ergebnis liegen Licht und Schatten eng beieinander 


D ie Verhandlungen über die Ta¬ 
rifverträge in der Leiharbeit 
zwischen den DGB-Mitglieds¬ 
gewerkschaften in der DGB-Tarifge- 
meinschaft Leiharbeit mit den Arbeit¬ 
geberverbänden iGZ und BAP sind seit 
dem 17. September 2013 abgeschlossen 
und in dieser Woche ist nun auch die 
Erklärungsfrist abgelaufen. Damit tritt 
der neuausgehandelte Tarifvertrag zum 
1. Januar 2014 in Kraft. 

Die in der DGB-Tarifgemeinschaft 
Leiharbeit zusammen agierenden 
Gewerkschaften haben damit für 
Hunderttausende von Leiharbeite¬ 
rinnen und Leiharbeitern relevante 
Verbesserungen in den Tarifverträ¬ 
gen erreicht, sagte DGB-Vorstands- 
mitglied und Verhandlungsführer der 
DGB-Tarifgemeinschaft Leiharbeit, 
Claus Matecki. In einer Pressemittei¬ 
lung des DGB konnte man dazu lesen, 
dass es von Anfang an für die DGB- 
Tarifgemeinschaft Leiharbeit klar ge¬ 
wesen sei, dass keinem Ergebnis zu¬ 
gestimmt werde, das 
nicht die 8,50 Euro als 
unterste Entgeltgrup¬ 
pe festschreibe. Mit 
dem Abschluss wur¬ 
de zugleich die Loh¬ 
nuntergrenze für den 
Branchenmindestlohn 
in der Leiharbeit fest¬ 
gelegt. Diese ist die un¬ 
terste Haltelinie für die 
Bezahlung von Leihar¬ 
beitsbeschäftigten. Da¬ 
mit werde, so Andrea 
Kocsis, stellvertretende 
ver. di-Vorsitzende, „die 
Schere bei der Entloh¬ 
nung zwischen Ost und 
West zumindest ein 
Stück weit geschlossen.“ 

Der Mindestlohn im 
Westen steigt zum 1. Ja¬ 
nuar 2014 auf 8,50 Euro 
(bisher 8,19 Euro). Am 
1. April 2015 folgt eine 
Erhöhung auf 8,80 
Euro, zum 1. Juni 2016 sind es 9,00 
Euro. Im Osten wird der Mindest¬ 
lohn zum 1. Januar 2014 auf 7,86 Euro 
(bisher 7,50 Euro) angehoben, zum 
1. April 2015 sind es 8,20 Euro und 
zum 1. Juni 2016 werden 8,50 Euro er¬ 
reicht. Auch die übrigen Entgeltgrup¬ 
pen werden zu den genannten Termi¬ 
nen angehoben, im ersten Schritt um 
3,8 Prozent im Westen und 4,8 Pro¬ 
zent im Osten, zum April 2015 um 3,5 
Prozent im Westen und 4,3 Prozent 
im Osten und zum Juni 2016 um 2,3 
Prozent im Westen und um 3,7 Pro¬ 
zent im Osten. Die neuen Lohnhöhen 
sind auch die Basis für die teilweise 
vereinbarten Branchenzuschläge bei 
längeren Einsatzzeiten. Der Tarifver¬ 
trag hat eine Laufzeit bis zum 31. De¬ 
zember 2016. 


Für die DGB-Tarifgemeinschaft ist 
auch von zentraler Bedeutung, dass 
der Tarifvertrag eindeutig klarstellt, 
dass Leiharbeitsbeschäftigte nicht ein¬ 
gesetzt werden dürfen, wenn ein Be¬ 
trieb oder Betriebsteil von einer der 
DGB-Gewerkschaften bestreikt wird. 
„Damit haben auch die Leiharbeits¬ 
beschäftigten Klarheit, dass sie nicht 
als Streikbrecher eingesetzt werden 
dürfen“, betonte die stellvertreten¬ 
de ver.di-Vorsitzende. Alles in allem, 
zumindest auf den ersten Blick, ist es 
eine Verbesserung der Lage der rund 
800 000 Leiharbeiterinnen. Ein Min¬ 
destlohn von 8,50 Euro wird erreicht, 
tatsächlich aber erst in Stufen, und wird 
so in Ostdeutschland - allerdings erst 
im Juni 2016 wahr! Klar muss aber auch 
festgestellt werden, dass mit der Ver¬ 
längerung des Tarifvertrags Leiharbeit 
ein weiteres Stück legalisiert wurde. 
Erinnern wir uns: Das Verhältnis der 
DGB-Gewerkschaften zur Leiharbeit 
hat sich von einer anfänglich tolerie¬ 


renden Haltung im Zug der rot-grünen 
Agenda 2010-Politik und der damit 
einhergehenden umfassenden Deregu¬ 
lierung der Leiharbeit geändert. Jetzt 
wollte man die Leiharbeit wenigstens 
tariflich regeln. Dies auch deshalb, weil 
die Sklavenhalterbranche immer dro¬ 
hen konnte - und zum Teil auch in die 
Tat umsetzte - mit den sogenannten 
christlichen Gewerkschaften Tarif¬ 
verträge abzuschließen. Diese Gur¬ 
kentruppe stand parat, um selbst die 
miesesten Tarifverträge abzuschließen. 
Doch inzwischen erklärte das Bundes¬ 
arbeitsgericht auf Druck der Gewerk¬ 
schaften und der demokratischen Öf¬ 
fentlichkeit diese Pseudo-„Tarife“ 2010 
wegen der fehlenden Tariffähigkeit 
dieser „Gelben Gewerkschaften“ für 
unwirksam. 


Eigentlich entfiel damit die Notwen¬ 
digkeit für einen neuen Tarifvertrag. 
Ja es spricht sogar viel dafür, dass die 
Schlechterstellung von Leiharbeitern 
gegenüber den Stammbeschäftig¬ 
ten ohne den Abschluss eines neuen 
DGB-Tarifvertrags laut Arbeitneh¬ 
merüberlassungsgesetz (AÜG) nicht 
mehr möglich gewesen wäre. Das AÜG 
nämlich verlangt die gleiche Bezah¬ 
lung (Equal Pay), wenn dem kein Ta¬ 
rifvertrag entgegensteht. Mit dem jet¬ 
zigen Tarifabschluss haben die Leihar¬ 
beitsfirmen auch die nächsten Jahre die 
Möglichkeit, legal die regulären Bran¬ 
chentarifverträge zu unterlaufen. 

Die Gewerkschaften betonen in ihren 
Stellungnahmen, dass gesetzliche Re¬ 
gelungen gegen den Missbrauch von 
Leiharbeit und Werkverträgen den¬ 
noch auch künftig nötig seien. Gleich¬ 
zeitig signalisiert der Tarifvertrag, Leih¬ 
arbeit darf es weiter geben - „natür¬ 
lich“ nur in gewissen Grenzen und im 
Zusammenwirken der „Sozialpartner“. 


Und so haben halt jetzt nicht nur die 
Leiharbeiter Grund zur Freude. Auch der 
stellvertretende Verhandlungsführer der 
Zeitarbeitsverbände, Holger Piening sag¬ 
te „Ich freue mich, dass es gelungen ist, 
noch vor der Bundestagswahl ein tragfä¬ 
higes Verhandlungsergebnis zu erzielen.“ 
Mit dem Tarifabschluss wurde ein schwe¬ 
res Paket geschnürt - das kann leicht auf 
die Füße fallen. Eine der größten Gefah¬ 
ren für die Gewerkschaften wird sein, 
dass sie am Beispiel dieses neuen Tarif¬ 
abschlusses künftig beim Thema gesetzli¬ 
cher Mindestlohn vorgeführt werden. Mit 
diesem Tarifvertrag haben die Gewerk¬ 
schaften gezeigt, dass sie zwar die 8,50 als 
Mindestlohn fordern, aber dazu in Praxis 
doch bereit sind, hiervon zumindest für 
einen langen Übergangszeitraum abzu¬ 
weichen. Wilhelm Dörner 



Gewerkschaftliche Einheit nicht relativieren 

„Alternative“ Listen sind politische Totgeburten - Betriebsratswahlen 2014 


Für das Schrödersche „Bündnis für 
Arbeit“ brauchte es keine Beschlüsse 
in den Gewerkschaften. Es begründe¬ 
te sich alleine aus der Notwendigkeit, 
die Krise mit möglichst wenig nega¬ 
tiven Folgen für Unternehmen und 
Beschäftigte zu überwinden. Im Vor¬ 
dergrund stand nicht mehr der Inter¬ 
essengegensatz zwischen Kapital und 
Arbeit, sondern die Kooperation. Na¬ 
türlich bleibt eine solche Politik nicht 
ohne Widerspruch. Nach jahrelangen 
Zugeständnissen wird darum die For¬ 
derung nach „Einheit“ in den Betrie¬ 
ben nicht mehr umstandslos akzep¬ 
tiert. Und dennoch ist es falsch, die 
gewerkschaftliche Einheit zu relati¬ 
vieren. Dafür sprechen nicht nur zu¬ 
rückliegende Erfahrungen der Wei¬ 
marer und der Nachkriegszeit. 

Die innergewerkschaftliche Situation 
wird häufig so beschrieben, dass eine 
sozialpartnerschaftlich gestimmte und/ 
oder SPD-organisierte Kaste von Be¬ 
triebsratsfürsten unzufriedene Beleg¬ 
schaften zum Verzicht auf Widerstand 
und Aktionen zwingt und fortschrittli¬ 


che und vorwärts drängende Kollegin¬ 
nen isoliert. Kämpferische Minderhei¬ 
ten könnten sich wegen der Übermacht 
der Bürokratie im Apparat und in den 
Betrieben nicht durchsetzen, weshalb 
alternative gewerkschaftliche Listen 
bzw. ein Eingreifen von außen in be¬ 
triebliche Konflikte politisch legitim 
und angebracht sei. Aber stimmt die¬ 
ses Bild, oder handelt es sich nur um 
eine aufgesetzte, wenig realitätsgerech- 
te Vorstellung davon, wie die Wider¬ 
sprüche innerhalb der Belegschaften 
verlaufen? 

Wer heute die innergewerkschaftliche 
Situation analysiert, dem fällt schnell 
auf, dass es eine kämpferische Gewerk - 
schaftslinke innerhalb der DGB-Ge¬ 
werkschaften gibt, die sich nicht am 
Parteibuch erkennt, durchaus nicht 
frei von sozialpartnerschaftlichen Il¬ 
lusionen ist, aber entschieden gewerk¬ 
schaftliche Grundsätze und Ziele ver¬ 
tritt und sich die Butter nicht vom Brot 
nehmen lässt. Das spricht dafür, dass 
der innergewerkschaftliche Zustand 
sehr differenziert ist. 


Gerade in Berlin wurden in den ver¬ 
gangenen Jahren vorbildliche Ausein¬ 
andersetzungen mit dem Kapital ge¬ 
führt. Da hätte die Frage nahe gelegen, 
warum diese Klassenkämpfe möglich 
waren und in der Form so geführt wer¬ 
den konnten. Worin hegt die Ursache, 
dass in manchen Betrieben Kämpfe 
geführt werden und in anderen nicht? 
Es stimmt nicht, dass die „sozialpart- 
nerschaftlichen Betriebsratsfürsten“ 
aufgrund ihrer Machtposition jede po¬ 
sitive Entwicklung zu einer kämpferi¬ 
schen Gewerkschaftspolitik blockieren 
können. Und wer sonst sollte denn die 
Grundrichtung der Gewerkschaftspo- 
litik ändern? Eine alternative Liste 
etwa, die nach der Wahl weitgehend 
ausgegrenzt, isoliert und mit Funkti¬ 
onsverbot belegt ist, wenn nicht sogar 
ausgeschlossen? Perspektivisch kön¬ 
nen das doch nur kritische und aktive 
Gewerkschaftslinke aus den Betrieben 
heraus sein. Voraussetzung dafür aber 
ist, dass sie in der Gewerkschaft arbei¬ 
ten und nicht außerhalb und dass sie 
stärker werden und nicht, zum Beispiel 


durch die Spaltung der Belegschaft, die 
eigene Basis schwächen. 

Für die kritischen und linken Gewerk¬ 
schafter im Betrieb wird nichts bes¬ 
ser - im Gegenteil. Im gewerkschaftli¬ 
chen Vertrauenskörper wird es weniger 
kritische Stimmen geben und das heißt: 
Der Einfluss der Sozialklempner wird 
größer. Sie werden keinen Anlass se¬ 
hen, ihre seitherige Politik zu ändern. 
Und was Betriebsräte betrifft: Selten 
werden die Dinge so hegen, dass die 
Mehrheit nur ihr „fundamentales In¬ 
teresse am Unternehmenserfolg“ zur 
Maxime ihrer Entscheidungen macht, 
während die Minderheit „nur“ und aus¬ 
schließlich für die Realisierung der In¬ 
teressen der Beschäftigten eintritt. Im 
Rahmen der Betriebsverfassung gibt 
es nur begrenzten Spielraum. Darum 
kommen auch die „Alternativen“ gar 
nicht daran vorbei, in der praktischen 
Betriebsratsarbeit Kompromisse mit 
zu tragen. Die Zwänge der kapitalis¬ 
tischen Produktionsweise lassen sich 
durch Betriebsräte nicht außer Kraft 
setzen. 


In der Regel rechtfertigen sich oppo¬ 
sitionelle Listen mit Interessenverrat 
und unnötigen Konzessionen durch die 
jeweilige Mehrheit. Ebenso oft mündet 
das in ganz besonderen (radikalen) 
Forderungen, die im aktuellen Gewerk¬ 
schaftsprogramm keine Entsprechung 
haben oder einfach unrealistisch sind. 
Meiner Meinung gilt in jedem Fall: 
Wer überzeugt ist, dass eine andere 
Gewerkschafts- und Betriebsratspo- 
litik nötig und möglich ist, muss dies 
gegenüber den Kollegen oder in den 
gewerkschaftlichen Gremien glaub¬ 
würdig verkörpern. Das setzt solidari¬ 
sche Formen innergewerkschaftlichen 
Umgangs voraus, den Verzicht auf eine 
aggressive „Entlarvungsstrategie“ und 
auf jede Form der Absonderung. Nur 
so können Kommunisten ihre beson¬ 
dere Aufgabe lösen, „bei den Arbei¬ 
tern ein möglichst klares Bewusst¬ 
sein über den feindlichen Gegensatz 
zwischen Bourgeoisie und Proletariat 
herauszuarbeiten“(Marx), die Organi¬ 
sation zu stärken und zukünftige Mehr¬ 
heiten vorzubereiten. Rudi Christian 
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Widerstand gegen weitere 
Privatisierung 

Viertes EU-Eisenbahnpaket: Zurück an den Absender! 


A m 9. Oktober startete die Ei¬ 
senbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft (EVG) in Rahmen einer 
Internationalen Kampagne der Euro¬ 
päischen Transportarbeiterförderation 
(ETF) ihre Aktionen gegen das „4. Ei¬ 
senbahnpaket“ der Europäischen Uni¬ 
on. Dabei wird öffentlichen Aktionen 
schon allein deshalb große Bedeutung 
beigemessen, da in den Medien und der 
Bevölkerung die Auswirkungen dieser 
geplanten neuen EU-Verordnungen 
kaum bekannt sind. 

Die EU-Kommission hat in diesem „Ei¬ 
senbahnpaket“ weitere fünf Verordnun¬ 
gen und Richtlinien vorgeschlagen, mit 
denen die Privatisierung und Deregu¬ 
lierung des öffentlichen Verkehrs wei¬ 
ter vorangetrieben werden soll. Geht 
es nach dem zuständigen EU-Ver¬ 
kehrskommissar Kallas wird das EU 
Parlament im nächsten Jahr die fakti¬ 
sche Zerschlagung der Deutschen Bahn 
beschließen, weitere Zwangsausschrei¬ 
bungen durchsetzen, dem Verbot von 
Direktvergaben von Aufträgen im öf¬ 
fentlichen Personennahverkehr (auch 
U-Bahnen) vorschreiben und eine eu- 


Das es keine guten Nachrichten geben 
würde, war den Beschäftigten beim 
Zeitungsverlag M.DuMont Schauberg 
(MDS - Kölner Stadtanzeiger, Express) 
bereits vor der von der Geschäftsfüh¬ 
rung kurzfristigst einberufenen Mit¬ 
arbeiterversammlung klar, doch dass 
es so dick kommen würde, war für die 
meisten ein Schock: Die Besitzer und 
ihre Manager planen, ca. 90 betriebsbe¬ 
dingte Kündigungen auszusprechen. 84 
Menschen sollen in der Druckerei (Ro¬ 
tation und Weiterverarbeitung) ihren 
Arbeitsplatz verlieren, die anderen in 
verschiedenen kleineren Verlagsberei¬ 
chen. Sie alle sollen in eine Auffangge¬ 
sellschaft überführt werden, um nicht 
sofort den Gang zur Arbeitsagentur 
antreten zu müssen. Ein Teil ihrer Ar¬ 
beit soll zukünftig in einer Fremdfirma 
gemacht werden. 

Ebenfalls betroffen sind eine große 
Anzahl (ca. 160) Verlagsangestellte 
aus den Abteilungen Anzeigen- und 


ropäische Zentralbehörde installieren, 
die für alle Genehmigungsverfahren zu¬ 
ständig ist. Die Eisenbahngewerkschaf¬ 
ter und die ETF befürchten damit den 
Verlust von zehntausenden Arbeitsplät¬ 
zen und weniger und nicht mehr Ver¬ 
kehr auf der Schiene und schlechtere 
Sicherheit im Schienenverkehr. 

Allein die Zerschlagung der Deut¬ 
schen Bahn gefährdet nach Angaben 
der EVG tausende Arbeitsplätze in 
Deutschland. Bisher sind beispiels¬ 
weise die Bahnunternehmen im DB- 
Konzern gezwungen, ihre Dienst¬ 
leistungen auch bei konzerneigenen 
Dienstleistungsunternehmen „einzu¬ 
kaufen“. Diese sind tarifgebunden und 
damit die Beschäftigten im Wesentli¬ 
chen gegen Lohndumping geschützt. 
Zwar muss auch dieses Unterneh¬ 
mensgebot im DB-Konzern von den 
Interessenvertretungen immer wieder 
neu durchgesetzt werden, weil die ein¬ 
zelnen Bahnunternehmen renditege¬ 
trieben immer wieder Versuchen die 
Bestimmungen zu unterlaufen, den¬ 
noch gewährleistet der Konzernver¬ 
bund immer (noch?) einen Rahmen. 


Zeitungsverkauf, Werbung, Einkauf, 
Buchhaltung und Personal: Ihre Stel¬ 
len werden zwar nicht ersatzlos ge¬ 
strichen, wie die ihrer Kolleginnen in 
der Technik, sie sollen zukünftig aber 
in nicht tarifgebundenen Tochterge¬ 
sellschaften von MDS arbeiten. Da¬ 
mit bleiben zwar kurzfristig Gehälter, 
Sonderzahlungen und Arbeitszeit un¬ 
verändert, für sie gelten die Tarifver¬ 
träge aber nur noch rückwirkend - an 
kommenden Tarifverhandlungen sind 
sie nicht mehr beteiligt. Neueingestell¬ 
te (falls es denn welche geben sollte) 
unterliegen den Tarifverträgen über¬ 
haupt nicht mehr. Es handelt sich also 
um einen Ausstieg aus dem Tarifver¬ 
trag auf Raten. 

Als Grund für den Kahlschlag nennt 
das MDS-Management, von der Ver¬ 
legerfamilie ließ sich weder in der 
Mitarbeiterversammlung noch in der 
Betriebsversammlung eine Woche spä¬ 
ter jemand blicken, drastische Rück- 


Die relative Unkenntnis der Bevöl¬ 
kerung in der EU über die geplanten 
Verordnungen soll sich bis zur Euro¬ 
pawahl deutlich verändern. Allerdings 
sind die Aktivitäten der ETF schon 
jetzt dringend gefordert, denn bereits 
Ende November soll im Verkehrsaus¬ 
schuss des EU-Parlaments eine erste 
Vorentscheidung gefällt werden. Ne¬ 
ben öffentlichen Aktionen wollen sich 
die in der ETF zusammengeschlosse¬ 
nen Organisationen in den Wahlkampf 
einmischen und auch die Kandidaten 
nicht unbehelligt lassen. „Kein neuge¬ 
wählter Abgeordneter soll nach dem 
Willen der Eisenbahngewerkschafter 
behaupten können, er wisse nicht um 
die Konsequenzen aus dem Vierten 
Eisenbahnpaket“, berichtet die EVG- 
Mitgliederzeitung „imtakt“. 

Flashmob am Berliner 
Hauptbahnhof 

Die größte Aktion im Rahmen des 
Kampagnenauftakts fand in Berlin 
statt. Mitten aus dem Gewühl von 
Fahrgästen und Touristen tauchten am 
Berliner Hauptbahnhof (www.evg-ov- 


gänge im Anzeigengeschäft aufgrund 
sinkender Auflagen und der Verlage¬ 
rung von Werbung ins Internet. Das 
Problem ist real und noch haben die 
Zeitungsverleger(innen) nur ein Re¬ 
zept dagegen gefunden: die Beschäf¬ 
tigten, die mit ihrer Arbeit für den Auf¬ 
bau der Verlagsimperien und, wie im 
MDS-Druckzentrum an der Amsterda¬ 
mer Straße für das notwendigen Geld 
zur Anschaffung einer neuen, hochmo¬ 
dernen Druckmaschine, gesorgt haben, 
sollen eingespart und entsorgt werden. 
Der Schock bei den Betroffenen sitzt 
tief, vor allem, weil betriebsbedingte 
Kündigungen für den DuMont-Kon- 
zern etwas Neues sind. Zwar gab es 
bereits seit Jahren einen mehr oder 
weniger schleichenden Abbau von 
Arbeitsplätzen, aber der geschah bis¬ 
her stets „sozialverträglich“, d.h. gegen 
vergleichsweise hohe Abfindungen. 
Mit „echten“ Kündigungen hätte ver¬ 
mutlich kaum jemand gerechnet und 


berlin.org) am Nachmittag des 9. Ok¬ 
tober Menschen mit bunten Kartons 
und Warnwesten auf und strömten von 
allen Seiten in die Eingangshalle auf 
der Kanzleramtsseite. Schnell versam¬ 
melten sich Schaulustige und sahen 
dem Treiben zu. Die Kartons wurden 
flott und systematisch gestapelt. Was 
nach einem bunten und leicht chao¬ 
tischen Arbeitseinsatz aussah, wuchs 
zu einer politischen Demonstration. 
Über 70 Kolleginnen und Kollegen 
der Eisenbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft (EVG) beteiligten sich an einem 
Flashmob gegen das 4. EU-Eisenbahn¬ 
paket. „Das 4. Eisenbahnpaket - zu¬ 
rück an den Absender“ skandierten 
die Teilnehmer und rissen die Mauer 
aus Kartons wieder ein. Nach dreißig 
Minuten war die Aktion vorbei und 
hinterließ einen bleibenden Eindruck. 
Doch nicht nur in Berlin, sondern auch 
in 15 weiteren Großstädten fanden 
zeitgleich Aktionen statt. 

Rainer Perschewski 

Weitere Informationen: www.evg-online.org/ 
Protest 


auch auf der Homepage der ver.di- 
Vertrauensleute wird von einem „Kul¬ 
turbruch“ gesprochen. Vielleicht ist der 
Schock über einen vermeintlichen Ver¬ 
trauensbruch von Seiten der Verleger¬ 
familie auch der Grund dafür, dass sich 
Proteste bisher auf Grablichter vor 
dem Verlagsgebäude und Trauerklei¬ 
dung bei der Betriebsversammlung be¬ 
schränkte. Die Zeitungen erschienen 
jedenfalls immer wie gewohnt. 

Die Belegschaft, insbesondere die der 
Druckerei ist für ihre kämpferische 
Haltung in Tarifauseinandersetzungen 
bekannt - bisher fand kein Streik in der 
Druckindustrie ohne sie statt. Der Be¬ 
triebsrat hat jedenfalls Widerstand ge¬ 
gen die, wie er es nennt „Zerschlagung 
des Verlages“ angekündigt. Man darf 
gespannt sein, ob es dem Unternehmer 
gelingt, seine Pläne so einfach und bil¬ 
lig wie geplant, durchsetzen. Den Be¬ 
troffenen sollte jedenfalls unsere Soli¬ 
darität gelten. Volker Scholz-Goldenberg 


Leiharbeit regulieren 

Anlässlich des Welttags für menschen¬ 
würdige Arbeit am 7. Oktober stellte 
die IG Metall vor dem Eingang des 
Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales symbolische Hürden auf, um 
zu signalisieren: „Wer hier rein will, 
muss für sichere und faire Arbeit sor¬ 
gen!“. Detlef Wetzel, Zweiter Vorsit¬ 
zender der IG Metall erklärte dazu 
„Prekäre Beschäftigung ist die größ¬ 
te Hürde für eine neue Ordnung auf 
dem Arbeitsmarkt. Wer in der neuen 
Regierung Arbeitsministerin oder Ar¬ 
beitsminister werden möchte, muss sie 
überspringen und den Weg frei machen 
für sichere und faire Arbeit“. Die IG 
Metall fordert: statt um Regierungs¬ 
posten zu schachern, Inhalte den Per¬ 
sonalfragen voranzustellen. „Die Po¬ 
litik muss Leiharbeit regulieren, den 
Missbrauch von Werkverträgen stop¬ 
pen und einen flächendeckenden Min¬ 
destlohn von mindestens 8,50 Euro 
einführen“, so Wetzel. 

Tarifergebnis für 
Leiharbeitsbranche 

In der Leiharbeitsbranche in Deutsch¬ 
land wurde ein neuer Entgelttarifver¬ 
trag vereinbart, verständigte sich die 
Tarifgemeinschaft des DGB mit den 
beiden Arbeitgeberverbänden IGZ 
und BAP in Berlin. Danach steigt das 
Grundentgelt für Leiharbeitsbeschäf¬ 
tigte in drei Stufen ab dem 1. Januar 
2014 um insgesamt 9,6 Prozent im Wes¬ 
ten und 12,8 Prozent im Osten. Der Ta¬ 
rifvertrag soll bis zum 31. Dezember 
2016 gelten. Der Mindestlohn wird in 
einer ersten Stufe im Westen auf 8,50 
Euro, zum 1. April 2015 auf 8,80 Euro 
und zum 1. Juni 2016 auf 9,00 Euro an¬ 
gehoben. Im Osten steigt der Mindest¬ 
lohn ebenfalls in der Laufzeit auf 8,50 
Euro. Der Lohnunterschied zwischen 
Ost und West wird dabei deutlich re¬ 
duziert. Zusätzlich wurde erreicht, dass 
Leiharbeiter nicht als Streikbrecher 
eingesetzt werden dürfen. 

Neue ICAN Studie 

Eine Studie der Anti-Atomwaffen¬ 
kampagne ICAN nennt 298 Finanz¬ 
dienstleister aus 30 Ländern, die insge¬ 
samt 235 Milliarden Euro in Unterneh¬ 
men investieren, die Atomsprengköpfe 
sowie Atomwaffenträgersysteme her¬ 
steilen. Deutschland liegt im inter¬ 
nationalen Vergleich nach den USA, 
Großbritannien und Frankreich auf 
Platz vier. In Deutschland ist die Deut¬ 
sche Bank an erster Stelle, wenn es um 
die Finanzierung dieser abscheulichen 
Waffen geht. Auch die von deutschen 
Steuerzahlern gerettete Commerzbank 
verdient mit Atomwaffen offensicht¬ 
lich Geld. 

DGB warnt neue Regierung 
vor Griff in die Sozialkassen 

„Bessere Bildung, eine moderne In¬ 
frastruktur oder auch ,Mütterrenten 4 
dürfen nicht auf Pump aus den Sozi¬ 
alversicherungen finanziert werden“, 
sagte DGB-Vorstandsmitglied Anne- 
lie Buntenbach zu Ankündigungen 
der Parteien für den Sozialbereich. Sie 
warnte davor, künftige Staatsaufgaben 
aus den temporären Überschüssen in 
der gesetzlichen Kranken- und Ren¬ 
tenversicherung zu bestreiten. 
DGB-Vorstandsmitglied Buntenbach 
weiter: „Es wäre unverantwortlich, 
wenn die neue Bundesregierung in die 
Sozialkassen greift, statt über gerechte 
Steuern für eine ausreichende Finan¬ 
zierung dieser wichtigen Zukunftsauf¬ 
gaben zu sorgen. 

Rolle rückwärts in der 
Geschlechter-Gleichstellung 

Die Lohnlücke zwischen den Ge¬ 
schlechtern beträgt hierzulande satte 
22 Prozent. In kaum einem EU-Land 
ist der Unterschied höher. Ulrike Laux, 
IG BAU-Bundesvorstandsmitglied, 
kritisiert dies so „Nach wie vor haben 
Frauen geringere Aufstiegschancen 
und werden gerade im Angestellten¬ 
bereich oft in niedrigere Tarifgruppen 
eingestuft als die Männer. Häufig gibt 
es in den Betrieben keine geschlech¬ 
tergerechte Arbeitsbewertung“. Daher 
fordert die IG BAU gesetzliche Rege¬ 
lungen, um den Grundsatz „Gleichen 
Lohn für gleichwertige Arbeit“ durch¬ 
zusetzen. 



Über 90 Arbeitsplätze auf der Streichliste 

Tarifausstieg auf Raten bei M.DuMont Schauberg 
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Betrogen in Germany 


zur beruflichen Ausbildung in Erfurt 


D ie Mehrheit der 128 jungen Leu¬ 
te aus Spanien, die zwischen 18 
und 35 sind, und seit Anfang 
September nach Erfurt (Thüringen) 
kamen, war zu Hause arbeitslos. Sie sa¬ 
hen dort für sich keine Zukunft. „Wir 
dachten, es geht uns hier besser als in 
Spanien“ stellen sie jetzt mit Resignati¬ 
on fest und zeigen mit Ekel die schmut¬ 
zigen Toiletten, die sie sich - Männer 
und Frauen - derzeit teilen müssen. 
Eine Gruppe von ihnen lebt immer 
noch in einer Notunterkunft bei Erfurt. 
Hier war früher, zu DDR-Zeiten, die 
Bezirksparteischule der SED. 

Diese Spanier sollten eigentlich an ei¬ 
nem europäischen Programm zur be¬ 
ruflichen Ausbildung teilnehmen oder 
suchen hier Arbeit. Manche von ihnen 
sind inzwischen nach Hause zurückge¬ 
kehrt. 

Alles sah zunächst sehr offiziell und 
seriös aus: In Spanien wurde den Be¬ 
troffenen durch Vertreter von Vermitt¬ 
lungsfirmen versprochen, sie könnten 
in Deutschland sofort einen Deutsch¬ 
kurs sowie ein zwei- bis dreimonatiges 
Praktikum bei einer Firma absolvieren. 
Danach würde eine duale Berufsaus¬ 
bildung in einer Berufsschule, der DE- 
HOGA in Erfurt, folgen. Für diese Aus¬ 
bildung sollten sie 818 Euro pro Monat 
als Entlohnung erhalten. 

Erst sechs Monate als 
Kellnerin, dann Lehrerin am 
Gymnasium? 


„Das ist nicht viel, aber in Spanien hat¬ 
te ich nichts. Meine Eltern sind beide 
arbeitslos und ich war schon verzwei¬ 
felt, ob ich dort irgendwann noch ein¬ 
mal etwas finden könnte“, erklärt ein 
junger Mann, der seinen Namen nicht 
nennen will, denn er hat seiner Familie 
gerade erzählt, dass er in einer Firma 
arbeite. Dort laufe alles prima. 

Wahr ist, dass er derzeit in der Notun¬ 
terkunft mit zehn anderen Spaniern in 
einem Raum mit Etagenbetten schläft. 
Jeden Tag muss er zur „Tafel“ gehen, 
weil er seine wenigen Ersparnisse be¬ 
reits ausgegeben hat. 


Junge Spanier 

Wie zunächst zu erfahren war, gab es 
zwei Vermittlungsfirmen, die die jun¬ 
gen Spanier angeworben hatten. „Ich 
glaube aufrichtig, dass es zwischen die¬ 
sen Unternehmen ein großes Kommu¬ 
nikationsproblem gab“, erklärte mir 
Thomas Lengfelder, Direktor der DE- 


Leben auf der Überholspur - 


HO GA Berufsschule, in der mehrere 
der jungen Leute jetzt endlich die ih¬ 
nen versprochene Ausbildung begon¬ 
nen haben. Er wirft den Vermittlern 
vor, die jungen Spanier ohne genaue 
Absprachen nach Erfurt geholt zu ha¬ 
ben. Im Verlauf der Anwerbeproze- 
dur gab es - und dies verweist auf ein 
Kardinalproblem - jedoch eine Kon¬ 
ferenz, die von den regionalen öffent¬ 
lichen Arbeitsverwaltungen und dem 
Europäischen Netzwerk für Arbeit der 
EU (EURES) organisiert wurde. Auch 
beim EURES verweist man inzwischen 
auf falsche Informationen durch die 
Vermittlungsfirmen. 

Die private Arbeitsvermittlerin Kers¬ 
tin Schmidt, die zu den Vermittlern ge¬ 
hörte, erklärt nun ihrerseits, im Namen 
der Berufsschule gehandelt und zudem 
alle anderen Formalien eingehalten zu 
haben, die nötig waren, um das euro¬ 
päische Programm in Gang zu setzen. 
Zum Beispiel gab es genaue Informa¬ 


tionen der Berufsschule an sie über 
Ausbildung und Praktikumsbetriebe. 
Sie fühlt sich als Opfer. „Ich habe 5 000 
Euro Außenstände, die die Unterneh¬ 
men mir noch nicht gezahlt haben und 
durch die schlechte Presse habe ich 
Kunden verloren.“ 


- zerstobene Hoffnungen 

Die Verwicklungen begannen, als die 
ersten jungen Spanierinnen und Spa¬ 
nier nach Erfurt kamen. Die Gruppe 
wurde in einem Gebäude am Rande 
Erfurts untergebracht. Die Räume wa¬ 
ren verschmutzt. Es gab nur ein Bad für 
die vielen Menschen. In Spanien hatte 
man sie mit Unterkünften in Doppel¬ 
zimmern in einer Residenz, mit Hei¬ 
zung, Küche und Internet gelockt. Der 


Übernachtungspreis sollte 250 Euro 
pro Monat betragen. 

Einer ihrer Nachbarn, ein Steuerbe¬ 
rater, erinnert sich, dass es in der Un¬ 
terkunft kein Toilettenpapier gab. Die 
ersten Ankömmlinge weigerten sich 
angesichts der Zustände die Miete zu 
zahlen. 

In den folgenden Wochen kamen im¬ 
mer mehr Spanier. „Wir hätten nicht 
rebelliert, wenn die anderen Konditi¬ 
onen erfüllt worden wären. Aber als 
wir sahen, dass die Tage vergingen, 
viele von uns keinen Vertrag unter¬ 
schrieben hatten und kein Deutsch¬ 
kurs begann, fühlten wir uns betro¬ 
gen“, erklärte Luciano. „Unter diesen 
Bedingungen wäre ich nie hierher 
gekommen“, so eine andere Betrof¬ 
fene. 

Die spanische Botschaft und das Wirt¬ 
schaftsministerium von Thüringen 


kümmern sich inzwischen um die Situ¬ 
ation der Spanier. Doch es ist nicht so 
einfach sie zu vermitteln, denn eine der 
Voraussetzungen des Programms war 
zwar, dass sie zunächst einen 170-Stun- 
den-Deutschkurs in Spanien absolvie¬ 
ren mussten. 170 Stunden aber reichen 
für eine qualifizierte Ausbildung in 
vielen Bereichen in Deutschland über¬ 
haupt nicht aus. 



Es gibt verschiedene Gründe für ein Rat¬ 
haus, rot zu werden. Ein Grund müsste 
in der permanenten Scham liegen, weil 
auch dort ständig Beschlüsse gefasst wer¬ 
den, die dem betroffenen Bürger wiede¬ 
rum die Zornesröte ins Gesicht steigen 
lassen - etwa wegen der Gebührenerhö¬ 
hungen, die für Palastbewohner gleich 
hoch sind wie für Proletarier. Wegen des 
Einkommensgefälles sind erstere sogar 
deutlich weniger. Ein guter roter Grund 
liegt vor, wenn die DKP (wieder) ins 
Rathaus eingezogen ist. 

Über den Sinn und die Beschränktheit 
parlamentarischer Arbeit auf kommu¬ 
naler Ebene berieten gestandene Man¬ 
datsträger und Hoffnungsträger beim 
kommunalpolitischen Seminar der 
DKP in der Karl-Liebknecht-Schu- 
le - auch hinsichtlich der kommenden 
Kommunalwahlen. Mehrere Schwer¬ 
punkte prägten die sehr fundierte In¬ 
formationsvermittlung und die außer¬ 
ordentlich lebendige Debatte. 

Auf der einen Seite ging es um die Frage 
nach dem politischen, historischen und 
ideologischen Fundament der Kommu¬ 
nalpolitik. In bester Tradition der Karl- 
Liebknecht-Schule wurden unter der 
angenehm-souveränen Moderation von 
Schulleiter Jürgen Lloyd die Klassiker 
Marx, Engels, Lenin und Luxemburg 
abgeklopft - und dazu die Kommen¬ 
tierung von Gerns/Steigerwald. 

Lloyd provokativ und durchaus ver¬ 
schmitzt: Was hat die Arbeiterbewe¬ 
gung aus der Bürgerlichen Demokratie 
zu machen? Übersetzung: Soll man sich 
als Kommunist im Rathaus in die bür¬ 
gerliche Demokratie einbringen? Und 
wenn man dem zustimmt: mit welchem 
Ziel? Es könnte sein, dass, wenn man 


Für doppelt rote Rathäuser 

Tiefgänge beim kommunalpolitischen Seminar der DKP in der Karl-Liebknecht-Schule 


das Ziel erreicht hat, schon nicht mehr in 
der bürgerlichen Demokratie ist. Dieser 
„Sprung“ wäre aber sicherlich nicht (nur) 
den Aktivitäten der DKP in den Rathäu¬ 
sern geschuldet, sondern (überwiegend) 
den Klassenauseinandersetzungen au¬ 
ßerhalb, in den Betrieben, auf der Straße. 
Wenn das Ziel „Freiheit und Gleich¬ 
heit“ heißt, dann ist es nicht Freiheit 
und Gleichheit, wie die bürgerlich-par¬ 
lamentarische Demokratie sie prakti¬ 
ziert. Richtig ist: Jede/r hat eine Stim¬ 
me. Richtig ist aber auch: Wenn man sie 
in die Wahlurne geworfen hat, dann ist 
sie weg. Dagegen das marxistische Ver¬ 
ständnis: Freiheit und Gleichheit sind 
erst dann tatsächlich gegeben, wenn die 
Klassen aufgehoben sind. 

Der parlamentarische Kampf als Klas¬ 
senkampf ist Bestandteil kommunisti¬ 
scher Politik, aber nicht erst seit dem 
25. September 1968, der Neukonsti¬ 
tuierung der DKP. Die Kommunis¬ 
ten standen noch vor der Gründung 
der KPD (30. Dezember 1918/1. Janu¬ 
ar 1919) vor der Frage „Nationalver¬ 
sammlung oder Räterepublik?“ Rosa 
Luxemburg beantwortete diese Frage 
auf der „ReichsVersammlung der Ar¬ 
beiter- und Soldatenräte“. Veröffent¬ 
licht wurde ihr Beitrag einen Tag spä¬ 
ter, am 17. Dezember 1918 in der Roten 
Fahne. Das war wenige Tage nach der 
Ausrufung der „Freien sozialistischen 
Republik Deutschland“ durch Karl 
Liebknecht (Spartakusbund) am 9. No¬ 
vember 1918, gegen 16 Uhr. Ebenfalls 
am 9. November 1918 wurde Friedrich 
Ebert (SPD) von Prinz Max von Baden 
zum Kanzler der bürgerlichen Repu¬ 
blik gekürt, die Philipp Scheidemann 
(SPD) in einem Alleingang gegen 14 


Uhr von einem Balkon der Westseite 
des Reichstages ausgerufen hatte. Der 
„Vorwärts“ (SPD-Zeitung) hatte zuvor 
die Demonstranten aufgerufen, sich 
zu zerstreuen. Ebert tadelte anschlie¬ 
ßend wiederum Scheidemann, weil 
der nicht autorisiert war, seine Repu¬ 


parteien angehören werden. (...) Alles 
für das Volk, Alles durch das Volk.“ Da¬ 
gegen Ebert: „Ich aber will sie, die so¬ 
ziale Revolution nicht, ja ich hasse sie 
wie die Sünde.“ Und dazu schließlich 
Rosa Luxemburg: „Das ist Konterre¬ 
volution, wie sie leibt und lebt.“ Es hat 



Ein lebendiges kommunalpolitisches Seminar mit anspruchsvoller Zielsetzung: 
ein Gewinn in und mit der Karl-Liebknecht-Schule. 


blik auszurufen. Scheidemann hatte je¬ 
doch schnell handeln müssen, wollte er 
doch Karl Liebknecht zuvorkommen. 
In diesen wenigen Minuten wurde gro¬ 
ße Klassengeschichte geschrieben. The¬ 
ma: Revolution und Konterrevolution. 
Auch in Unkenntnis der Fragestel¬ 
lung von Jürgen Lloyd, 95 Jahre nach 
der November-Revolution, fürchte¬ 
te Scheidemann: „Liebknecht will die 
Sowjetrepublik ausrufen.“ Und wenige 
Sekunden später belog er die Arbeiter 
und Soldaten: „Unser Freund (Ebert, 
UK) wird eine Arbeiterregierung bil¬ 
den, der alle sozialistischen Arbeiter¬ 


sich in diesem Punkt seit dem 9. No¬ 
vember 1918,14 Uhr nichts geändert. 
Die Räterepublik konnte nicht instal¬ 
liert werden. Die KPD hatte einen Boy¬ 
kott der Wahl zur Nationalversamm¬ 
lung beschlossen. Liebknecht und Lu¬ 
xemburg waren gegen den Boykott. 
Schon im darauf folgenden Jahr kandi¬ 
dierten USPD und KPD zum Reichs¬ 
tag, 1928 nur noch die KPD, der sich 
viele Mitglieder der USPD zugewandt 
hatten. Die Stimmen der KPD stiegen - 
am Beispiel von Ahlen (heute: Bezirk 
Ruhr-Westfalen) - von 2,50 Prozent 
(1920) auf 27,87 Prozent (1930). 


Rund 60 der Verbliebenen haben bis¬ 
lang noch keinen Vertrag. Am vergan¬ 
genen Freitag bekamen sie immerhin 
eine Einladung des Ministeriums für 
Wirtschaft, Arbeit und Technologie 
des Landes Thüringen. Ihnen wurden 
Lösungen sowie finanzielle Hilfe ver¬ 
sprochen. Doch wie diese aussehen soll, 
weiß noch niemand. 

Denn die Schicksale sind sehr unter¬ 
schiedlich: So wurde zum Beispiel der 
Sprachlehrerin Sofia Esteban (28) aus 
Madrid erklärt, sie müsse in Deutsch¬ 
land nur sechs Monate als Kellnerin 
arbeiten. Dann würden ihre Deutsch¬ 
kenntnisse so weit sein, dass sie in ei¬ 
nem Gymnasium unterrichten könne. 
Stattdessen macht sie jetzt eine Aus¬ 
bildung als Rezeptionistin an der Be¬ 
rufsschule DEHOGA. In einem Alter, 
in dem man schon an eine Familie und 
Stabilität denken sollte, wird sie die 
nächsten drei Jahre für etwas mehr als 
800 Euro pro Monat als Azubi arbeiten 
müssen. Jetzt gilt sie als „versorgt“. Sie 
hat aber sogar einen Masterabschluss 
in Spanien. 

Andere gehen oft zum „Welcome 
Center Thüringia“, das eigentlich 
qualifizierte Arbeitskräfte betreuen 
soll, die aus dem Ausland angekom¬ 
men sind. In diesen Tagen arbeitet 
das „Center“ auch außerhalb der Öff¬ 
nungszeiten. 

Vor einer Woche öffnete die Stadt nun 
den Keller des Gebäudes am Ran¬ 
de der Stadt, in dem 30 der Betroffe¬ 
nen gerade schlafen. Dort ist es dun¬ 
kel, dreckig, es ist eine Notlösung für 
jene, die bislang keine Unterkunft oder 
eine noch schlechtere hatten. Putzmit¬ 
tel kaufen mit den knappen Geld, das 
sie noch haben, geht nicht. Reis, Toma¬ 
tendosen und billige Würstchen sind im 
Kühlschrank und es wird gemeinsam 
gekocht. So ist es auch billiger. 
„Hoffentlich wird die Situation wieder 
gut“, sagen sie immer wieder. „Zumin¬ 
dest hier haben wir Hoffnung, eines Ta¬ 
ges arbeiten zu können“, wiederholen 
die Spanier, die nicht nach Hause wol¬ 
len, wo ihre Familien und die Arbeits¬ 
losigkeit warten ... 

Carmela Negrete 


Wie die KPD die Funktion der Wah¬ 
len auch in der Weimarer Republik be¬ 
wertete, erläuterte Michael Gerber. Er 
verwies auf Wilhelm Köhnen, der für 
die KPD aktiv war als Kommissar der 
Arbeiter- und Soldatenräte in Halle, in 
der Weimarer Nationalversammlung, 
im Reichstag, im Preußischen Landtag 
und im Berliner Abgeordnetenhaus. 
Köhnen warnte vor einer Kommune 
als Verwalterin der Verhältnisse, vor 
einer Verschleierung der Verhältnisse. 
Die KPD habe dagegen auch in den 
Parlamenten für die grundlegende Ver¬ 
besserung der Lebensbedingungen der 
Arbeiterklasse gekämpft. Die Broschü¬ 
re „Kommunistische Gemeindepolitik“ 
von 1925 lieferte konkrete Anregungen, 
viele sind heute noch zu verwenden. 
Wie Kommunalpolitik heute konkret 
unter Klassengesichtspunkten gemacht 
wird, zeigte Arno Grieger mit packenden 
Beispielen. Wolfgang Richter deckte auf, 
wie die Kommunen derzeit für Sauber¬ 
keit, Ordnung und Sicherheit (SOS) sor¬ 
gen, wie innerhalb der Stadtverwaltung 
Entmündigung und Erniedrigung Einzug 
gehalten haben - etwa durch Streifen¬ 
dienst und Quartierkümmerer -, wobei 
die Vollstrecker prekär gehalten werden. 
Tunia Erler zog abschließend eine auf¬ 
schlussreiche Bilanz zum Bundestags¬ 
wahlkampf der DKP in Berlin Mitte. 
Kern ihres Fazits: Deshalb müsse eine 
flächendeckende Kandidatur zur Eu¬ 
ropawahl angestrebt werden. Das kön¬ 
ne gelingen, wenn die DKP das Wort 
„Kollektivität“ glaubwürdig neu buch¬ 
stabiere. Uwe Koopmann 

Anmerkung derRedaktion:D\e schriftlich vor¬ 
liegenden Beiträge können bei der UZ-Redak- 
tion abgerufen werden. 
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Arbeiterjugendpolitik im Vordergrund 

SDAJ beschließt Kampagne für mehr und bessere Ausbildungsplätze 


A m vergangenen Wochenende 
rauchten die Köpfe im Saal der 
Stadthalle Eschborn. 100 De¬ 
legierte und zahlreiche Gäste waren 
zum 21. Bundeskongress der SDAJ 
nach Hessen gekommen. Nach zwei 
arbeitsintensiven Tagen hat der so¬ 
zialistische Jugendverband mit dem 
23jährigen Paul Rodermund aus Tü¬ 
bingen einen neuen Vorsitzenden, um 
ihn herum einen 30köpfigen Bundes¬ 
vorstand sowie eine Menge Arbeits¬ 
aufträge für diesen und die Gliede¬ 
rungen der SDAJ. Beschlossen wurden 
vor allem eine Kampagne „Unsere 
Zukunft statt eure Profite! Ausbeuter 
outen - Ausbildung erkämpfen“ sowie 
eine umfassende Handlungsorientie¬ 
rung. Mit den Aufträgen, den „Aufbau 
Ost“ organisiert anzugehen und Mög¬ 
lichkeiten für die Gründung einer AG 
Frauenpolitik zu prüfen, hatten die 
Delegierten nach intensiver Debatte 
darin sogar einiges mehr beschlossen 
als es vom alten Bundesvorstand vor¬ 
geschlagen war. 

Die SDAJ hat an diesem Wochenen¬ 
de gezeigt, wie sich Debatten trotz 
zum Teil tiefer Meinungsunterschiede 
nicht nur konstruktiv und solidarisch, 
sondern auch produktiv führen lassen. 
Sie hat zweitens gezeigt, wie ernst ihr 
die Orientierung auf Arbeiterjugend¬ 
politik und den Kampf um die Rechte 
der Jugend vor und in den Betrieben 
ist. Sie teilt mit der DKP die Einsicht, 
dass an dieser Orientierung kein Weg 
vorbeiführt ebenso wie das Problem 
der unzureichenden Verankerung in 


der Arbeiterklasse. Bei der Problem¬ 
lösung scheint sie einen Schritt wei¬ 
ter zu sein, denn sie hat angefangen 
die Sache organisiert anzugehen. Ein 


Ausdruck davon ist die beschlossene 
Kampagne gegen Ausbildungsplatz¬ 
killer und Betriebe, die ihre Azubis 
nicht als Lernende, sondern als billige 
Arbeitskräfte betrachten. Sie sollen im 
Rahmen der Kampagne geoutet, also 
an die Öffentlichkeit gezerrt werden. 
Ein wichtiger Bestandteil der Kampa¬ 
gne ist die Forderung nach einem Aus¬ 
bildungsplatzgesetz, das Regeln u.a. 
zur Qualität von Ausbildung und Aus¬ 
bildern, zur Mitbestimmung und Inter¬ 
essenvertretung, zur Vergütung und die 
Übernahme enthält. 

Gestritten wurde auf dem Kongress so¬ 
wohl über die Sinnhaftigkeit von Ou- 


ting-Aktionen als auch über die Forde¬ 
rung nach Gesetzen im Kapitalismus. 
Indem man bestimmte Unternehmen 
an den Pranger stelle, suggeriere man, 


dass es gute und böse Kapitalisten 
gebe; die Forderung nach Gesetzen 
schüre Illusionen in den Staat und sei 
angesichts der Kräfteverhältnisse nicht 
durchsetzbar. Gerungen wurde also um 
Fragen von Reform und Revolution ge¬ 
nauso wie um das Zusammenspiel von 
Agitation und Propaganda. 

Der Streit um die Kampagne, unter 
anderem ausgelöst durch einen An¬ 
trag, sie zu verwerfen und stattdessen 
eine Kampagne gegen Jugendarbeits¬ 
losigkeit in Europa vorzubereiten 
hatte einen von mehreren Redne- 
rlnnen benannten positiven Effekt. 
Viele SDAJ-Gruppen hatten sich im 


Vorfeld intensiv mit dem Antrag des 
Bundesvorstandes befasst, ihn auf 
die Gegenargumente abgeklopft, ih¬ 
rerseits Schwächen erkannt und ihn 
durch Änderungsanträge qualifiziert. 
Der Beschluss war am Ende nahezu 
einmütig. 

Der Stellenwert der internationalen 
Solidarität wurde nicht nur durch 
Beiträge zur Kuba-Solidarität und 
den Weltfestspielen der Jugend, die 
im Dezember in Ecuador stattfinden, 
deutlich, sondern auch durch die Be¬ 
teiligung zahlreicher Gäste. So hiel¬ 
ten Vertreterinnen der Partnerorga¬ 
nisationen aus Belgien, Griechen¬ 
land, Luxemburg, Österreich und 
Spanien sowie des Weltbundes der 
Demokratischen Jugend, der kuba¬ 
nischen Botschaft sowie der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba Gruß¬ 
worte. 

Auch der Stellenwert der Zusammen¬ 
arbeit mit der DKP ließ sich nicht al¬ 
lein am Applaus für die Worte des 


„Unsere Zukunft statt eure 
Profite! Ausbeuter outen - 
Ausbildung erkämpfen“ 


Vorsitzenden Patrik Köbele ablesen. 
In zahlreichen Beiträgen, zum Bei¬ 
spiel zur Bildungsarbeit, dem UZ- 
Pressefest und zur betrieblichen Ori¬ 
entierung wurden Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten bei der Zusam¬ 
menarbeit betont. Greifbar war die 
Erleichterung, „dass Irritationen im 


Verhältnis zwischen DKP und SDAJ 
der Vergangenheit angehören“, wie 
Paul Rodermund es in seinem Refe¬ 
rat festhielt. Köbele war froh, dass die 
SDAJ trotz der Schwierigkeiten - „... 
und obwohl Euch die Kommunistische 
Partei auch manchmal vor den Kopf 
gestoßen hat“ - nicht begonnen hat, 
am Prinzipiellen des Verhältnisses zu 
rütteln. Das Verhältnis von SDAJ und 
DKP sei ein Kampfbündnis von zwei 
Organisationen auf dem Boden einer 
gemeinsamen Weltanschauung, der 
Ideen von Marx, Engels und Lenin, so 
Köbele. „Das heißt aber keineswegs 
gegenseitige Kritiklosigkeit, sondern 
das heißt: Wir brauchen das offene, 
solidarische Verhältnis, wie es sich für 
Revolutionäre gehört“. Dazu gehörten 
allerdings keine offenen Briefe von 
Mitgliedern der Partei an die SDAJ 
und auch nicht deren Veröffentlichung 
auf bunten Internetportalen und in so¬ 
zialen Medien. 

Auf eine gemeinsame Aktivität orien¬ 
tierte der neue Vorsitzende Paul Ro¬ 
dermund in seinem Schlusswort: Auf 
eine starke Antikriegsmanifestation 
am Luxemburg-Liebknecht-Wochen- 
ende im Januar in Berlin. Bewegend 
war der Abschied der ausscheidenden 
Leitungsmitglieder, darunter des ehe¬ 
maligen Vorsitzenden Björn Schmidt. 
Mit großem Respekt für das Geleiste¬ 
te und kleinen Notfallkoffern für das 
Kommende wurden sie in die Partei 
entlassen. Wir sagen an dieser Stelle 
einfach mal danke. 

Wera Richter 



Bundesregierung ignoriert Flüchtlingsprotest 

Flüchtlinge im Durst- und Hungerstreik für vollständige Akzeptanz in der Gesellschaft 


Die Friedrichs und Westerwelles in 
Merkels amtierender Bundesregie¬ 
rung sind taub gegenüber den immer 
lauter werdenden Forderungen nach 
einer normalisierten Asylpolitik. Fron¬ 
tex und Eurosur halten die Flüchtlings¬ 
katastrophen im Mittelmeer nicht auf, 
sondern suchen sie abzudrängen. Falls 
sich die Bundeshauptstadtbehörden 
und pokernden Koalitionäre nicht end¬ 
lich gesprächsbereit zeigen, droht die 
nächste humanitäre Katastrophe direkt 
am Brandenburger Tor. 

„Wir trinken seit zwei Tagen kein Was¬ 
ser mehr, um unsere vollständige Ak¬ 
zeptanz in der Gesellschaft zu errei¬ 
chen“, erklärten dort am Montag, dem 
sechsten Tag ihres Hungerstreiks, 28 
selbstorganisierte Geflüchtete unter¬ 
schiedlicher Hautfarbe. Sie tun das 
im vollen Bewusstsein, dass die Kon¬ 
sequenz daraus eine Überlebenschan¬ 
ce von lediglich sechs bis sieben Tagen 
wäre. „Die deutsche Regierung, die uns 
ignoriert, ist direkt verantwortlich für 
unser Leben.“ Ab jetzt direkt könnte 
die imperialistische Großmacht in Eu¬ 
ropa nackt dastehen, falls sie den Ge¬ 
flüchteten im mittlerweile 12monati- 
gen Kampf um ihr Recht auf Asyl nicht 
schnellstens Zugeständnisse macht. 
Am 9. Oktober haben die Protestieren¬ 
den auf dem Pariser Platz die Form ei¬ 


ner Mahnwache im Hungerstreik wie¬ 
deraufgenommen, die sie schon 2012 
praktiziert hatten. Mit der verschärf¬ 
ten Form des Hunger- und Durst¬ 
streiks suchten sie jetzt ihre letzte 
Chance. Nahezu schutzlos sind sie da¬ 
bei Dauerregen, Herbstgewittern und 
nachfolgender Kälte ausgeliefert. Der 
Gesundheitszustand der meisten von 
ihnen ist angegriffen bzw. schlecht. Bis 
Montag mussten sechs von ihnen sta¬ 
tionär behandelt werden. Die meisten 
sind inzwischen zurück. Die deutsche 
Regierung und die Polizei, so ihre Aus¬ 
sagen heute wie damals, wollen unsere 
Existenz auf der Grundlage der All¬ 
gemeinen Erklärung der Menschen¬ 
rechte nicht anerkennen. Wir sind in 


ihrem Land der staatlichen „Rechts¬ 
sicherheit“ keine angesehenen Bürger 
(Citizens), sondern Non-Citizens. Die 
Polizei mit ihren nächtlichen schika¬ 
nierenden Kontrollen duldet auf der 
Insel unseres essentiellen Streiks kei¬ 
ne besondere Abgrenzung, keine Zel¬ 
te, keine wasserfesten Planen, keine 
ausgebreiteten Schlafsäcke, keine was¬ 
serdichten Unterlagen oder wärmende 
Utensilien. 

„Unsere alltäglichen Lebensbedingun¬ 
gen sind der Grund, weshalb wir kämp¬ 
fen und diese zu verändern suchen. 
Diese Verhältnisse sind systembe¬ 
dingt“, heißt es in der Empowerment- 
Erklärung der Non-Citizens gegenüber 
der Bundesregierung. Mit der Vollver¬ 
sammlung der Streikenden im Rücken 
verlas sie Ghlam Vali aus Pakistan vor 
der versammelten Hauptstadt-Presse. 
„Zuerst ignorieren sie dich, dann la¬ 
chen sie dich aus, dann bekämpfen 
sie dich, und dann gewinnst du“, heißt 
es da gleich zu Beginn. Adressiert ist 
das Schreiben an den CSU-Hardliner 
Friedrich sowie an Dr. Schmidt, der als 
Präsident des Bundesamtes für Migra¬ 
tion und Flüchtlinge laut über Zuge¬ 
ständnisse bei „beruflich qualifizierten 
Asylbewerbern“ nachdenkt. 

Die 28 vor dem Brandenburger Tor, 
die kollektiv unter Lebenseinsatz jedes 


einzelnen auf ihre Lage aufmerksam 
machen, haben eine klare Botschaft: 
„Ihr habt uns dazu gebracht, die Stra¬ 
ße als unsere Festung zu wählen, um 
unseren systematischen Tod zurückzu¬ 
weisen und für die Erlangung unserer 
Rechte zu kämpfen. Wir glauben daran, 
dass auf diesem Weg der Widerstand 
die einzige Möglichkeit für alle unter¬ 
drückten Menschen dieser Welt ist. 
Immer noch verlassen viele Menschen 
aufgrund der durch euch verursachten 
instabilen Situation in anderen geogra¬ 
phischen Regionen ihre Herkunftslän¬ 
der. Auf dem Weg unser Leben zu fin¬ 
den, welches jede Person verdient, er¬ 
reichen wir den Endpunkt, wenn wir an 
den Grenzen Europas ankommen, wel¬ 


che von euch auf verschiedene Art und 
Weise geschaffen werden. Frontex und 
die jüngsten Ereignisse bei Lampedusa 
sind nur ein paar wenige Beispiele von 
dieser Struktur, von welcher wir glau¬ 
ben, dass sie staatlicher Mord ist. 
Ignoranz, Terror und die Unterdrü¬ 
ckung politischer Kämpfe sind die üb¬ 
lichen Methoden des Systems, wenn 


es um die Konfrontation mit sozialen 
Bewegungen geht. Aber der Tod von 
Menschen kann nicht vor Kameralin¬ 
sen versteckt werden. Weder in den 
südlichen Gewässern Europas noch am 
Brandenburger Tor vor den Augen der 
wählenden Bevölkerung. 

Wir sind Lampedusianer_innen und 
tausend andere Geflüchtete, die an 
den europäischen Grenzen sterben. 
Aber wir haben es bis hierher geschafft 
und wir verurteilen aufs Äußerste diese 
Massenhinrichtungen. Wir wollen un¬ 
sere grundlegenden Menschenrechte, 
welche sich in den gleichen Lebensbe¬ 
dingungen ausdrücken wie sie Staats¬ 
bürgerinnen innehaben. Weder ihr 
noch irgendeine andere Person kann 
uns davon fernhalten. 

Jetzt rufen wir es aus, dass die Verant¬ 
wortung für die Konsequenzen, welche 
auch immer geschehen werden, direkt 
an euch adressiert ist. Dies ist die letz¬ 


te Möglichkeit für die bestehende Re¬ 
gierung sich in Richtung unserer For¬ 
derung zu bewegen, um ein noch viel 
beschämenderes Ereignis in der Ge¬ 
schichte selbst zu vermeiden.“ 

Viele der jetzt zum Äußersten ent¬ 
schlossenen Aktivisten hatten 2012 
den Refugee-Protestmarsch durch die 
Bundesrepublik mitorganisiert. Ih¬ 


ren damaligen Hungerstreik in Berlin 
brachen sie ab, als durch Vermittlung 
der Bundes-Integrationsbeauftragten 
Gespräche im Reichstagsgebäude zu¬ 
stande kamen. Enttäuscht über deren 
Ergebnislosigkeit, für die sie noch mit 
ihrer Gesundheit bezahlten, wander- 
ten sie vorübergehend nach Bayern ab 
und gründeten im Vorfeld des ,Refu- 
gee Struggle Congress 4 einen selbstbe¬ 
stimmten ,Aktionskreis Unabhängi¬ 
ger Non-Citizen’. Am 22. Juni begann 
auf dem Münchner Rindermarkt der 
Hungerstreik von 89 selbstbestimmten 
Non-Citizens. Eine zugesagte Lösung 
wurde von der Bayerischen Staatsre¬ 
gierung nicht eingehalten. Als die Po¬ 
lizei räumte und gegen die Hunger- 
und Trinkstreikenden vorging, bot das 
DGB-Haus Schutz. Die Forderung 
bleibt aktuell, den Kampf der Non-Ci¬ 
tizens auch gewerkschaftlich zu unter¬ 
stützen. Hilmar Franz 


Blaulicht-Milieu im 
sächsischen NSU-Ausschuss 

Hätten Böhnhardt, Mundlos und Zschä- 
pe nach dem Untertauchen in Sachsen 
gefasst werden können? Jahrelang suchte 
das Thüringer Landeskriminalamt nach 
dem „Trio“ und vermutete die Flüchti¬ 
gen in Chemnitz. Die Vermutung war 
zutreffend. Als Fehler dagegen wertete 
der kürzlich erschienene Abschlussbe¬ 
richt des NSU-Untersuchungsausschus- 
ses des Deutschen Bundestages das Ver¬ 
halten sächsischer Behörden: Obgleich 
die Fahnder seit 1998 immer wieder auf 
Sachsen als Unterschlupf tippten, hatten 
die dortige Behörden die Ermittlungen 
nicht federführend übernommen. 

Und offenbar sind Informationen auch 
nicht zusammengedacht worden. So wur¬ 
de das „Trio“ nicht nur in Chemnitz ver¬ 
mutet - sondern hier begann alsbald eine 
in Sachsen bislang beispiellose und in 
Zwickau fortgesetzte Raubserie in Spar¬ 
kassen- und Postfilialen. Mit dem Geld 
finanzierte die Terrorgruppe das Leben 
im „Untergrund“, mutmaßlich aber auch 
Waffen und Mietfahrzeuge. Besonders 
tragisch: Wäre die Raubserie aufgeklärt 
worden, hätten die NSU-Morde womög¬ 
lich verhindert werden können. 

Mit dem Kenntnisstand der Polizei zu 
dieser Zeit wird sich daher ab Freitag, 
dem 18. 10. und in der Woche darauf 
der Untersuchungsausschuss des Säch¬ 
sischen Landtages zu neonazistischen 
Terrornetzwerken beschäftigen. Geladen 
sind insgesamt zehn Beamte des Staats¬ 
schutzes Chemnitz, der Polizeidirektion 
Chemnitz-Erzgebirge - darunter Poli¬ 
zeipräsident Uwe Reißmann -, der ehe¬ 
maligen „Soko REX“ des LKA Sachsen 
sowie des LKA Berlin. Zuletzt hatte der 
Zielfahnder Sven Wunderlich des Thü¬ 
ringer Landeskriminalamtes (LKA) im 
Ausschuss berichtet, dass er beginnend 
im Jahr 1998 seine Informationen „eins 
zu eins“ nach Sachsen gegeben haben 
will. Ob sächsische Beamten daraufhin 
tätig geworden sind - oder warum sie un¬ 
tätig blieben - ist eine zentrale Frage bei 
den kommenden Zeugenbefragungen. 
Ferner geht es um die Beteiligung säch¬ 
sischer Polizisten an Observationen in 
Chemnitz im Jahr 2000 und um deren 
Erkenntnisse zum militanten „Blood 
& Honour“-Netzwerk (B&H) im Frei¬ 
staat. Das „Blood & Honour“-Netzwerk 
gilt heute als eine zentrale Unterstützer- 
Struktur des „Nationalsozialistischen 
Untergrundes“ (NSU), Chemnitz war 
eine Hochburg. 


„Frontex und die jüngsten Ereignisse bei 
Lampedusa sind nur Beispiele 
staatlichen Mordes“ 
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Nobelpreis an OPCW 

Der Friedensnobelpreis 2013 geht an 
die Organisation zum Verbot von Che¬ 
miewaffen (OPCW) mit Hauptsitz in 
Den Haag. Die OPCW bekomme die 
Auszeichnung „für ihren umfassenden 
Einsatz für die Vernichtung von Che¬ 
miewaffen“, begründete das norwegi¬ 
sche Nobelkomitee die Entscheidung. 
Der prestigeträchtige Preis ist mit 8 
Millionen Kronen dotiert, umgerech¬ 
net rund 920 000 Euro. „Entwaffnung 
spielt in Alfred Nobels Willen eine 
wichtige Rolle“, führte das Komitee in 
der Begründung aus. Die OPCW ist für 
die Umsetzung der Chemiewaffenkon¬ 
vention von 1997 zuständig. Sie hat bis¬ 
lang 189 Mitgliedstaaten - Syrien soll 
ist das 190. Mitglied. Zurzeit sind Che¬ 
miewaffenkontrolleure in dem Land 
unterwegs, um Lager aufzusuchen und 
die Vernichtung der Waffen einzuleiten. 

Banken finanzieren 
Kernwaffen 

Acht deutsche Banken sind an der Fi¬ 
nanzierung von Atomwaffen beteiligt. 
Unter anderem die Deutsche Bank, die 
Commerzbank und die Allianz gewähr¬ 
ten Kredite und investierten in Aktien 
und Anleihen von Unternehmen, die 
Atomsprengköpfe und Trägersysteme 
wie Raketen oder U-Boote herstellen, 
teilte die Internationale Kampagne 
für die Abschaffung von Atomwaffen 
(ICAN) mit. Laut einer aktuellen Studie 
unterhielten zwischen 2010 und 2012 
weltweit 298 Finanzdienstleister aus 
30 Ländern Geschäftsbeziehungen zu 
Atomwaffen-Herstellern - in einer Grö¬ 
ßenordnung von insgesamt 235 Milliar¬ 
den Euro. Nummer eins in Deutschland 
ist die Deutsche Bank: Sie unterhalte 
Geschäftsbeziehungen zu Atomwaf¬ 
fen-Herstellern in einer Größenord¬ 
nung von rund 3,6 Milliarden Euro. Auf 
Platz zwei liegt die Commerzbank mit 
1,8 Milliarden Euro, gefolgt von der 
Allianz mit 1,1 Milliarden Euro. Die 
stärksten finanziellen Verflechtungen 
der deutschen Finanzinstitute bestehen 
zum deutschen Konzern ThyssenKrupp, 
zum USA-Unternehmen Northrop 
Grumman und zum EU-europäischen 
Rüstungskonzern EADS, an dem auch 
der deutsche Staat beteiligt ist. 

Klima der Angst 

Gewerkschaftsvertreter haben nach ei¬ 
nem Besuch auf den W M-Baustellen in 
Katar deutlich verbesserte Arbeitsbedin¬ 
gungen für „Gastarbeiter“ eingefordert. 
Erhebliche Defizite seien „immer noch 
weit verbreitet und ein Klima der Angst 
zu beobachten“, kritisierte die Internati¬ 
onale Vereinigung der Bau- und Holzar¬ 
beiter (BWI). Zuvor hatte eine 18-köp- 
fige BWI-Delegation ihre viertägige Ins¬ 
pektion in dem Golfstaat abgeschlossen, 
der die Fußball-WM 2022 ausrichtet. Die 
Lage sei „nicht hinnehmbar“ und müs¬ 
se „jetzt gleich, nicht irgendwann in der 
Zukunft“ verbessert werden, mahnte 
die BWI. „Die von den Behörden vor¬ 
gestellten Pläne und Reformen lassen 
die notwendige Dringlichkeit vermissen 
und Verträge werden gebrochen.“ „Gast¬ 
arbeiter“ werden nicht nach Absprache 
bezahlt, außerdem müssen viele von ih¬ 
nen ihre Reisepässe abgeben und werden 
in überfüllten Lagern eingepfercht. 

UNO mit leerem Beutel 

Kurz vor Ende des Jahres fehlt der UNO 
noch ein Drittel des Haushaltes. Erst 134 
der 193 Mitgliedstaaten hätten ihre regu¬ 
lären Beiträge bezahlt, sagte Untergene¬ 
ralsekretär Yukio Takasu. Von den ge¬ 
forderten 2,6 Milliarden Dollar fehlten 
noch 945 Millionen Dollar. Gerade ein¬ 
mal 33 Länder hätten auch ihre anderen 
Beiträge, etwa für Blauheimmissionen, 
komplett bezahlt. Die größten Schuldner 
sind die USA und Brasilien. 

„Partei der Arbeit“ gegründet 

In Wien ist am 12. Oktober die „Partei 
der Arbeit“ (PdA) gegründet worden. In 
ihr haben sich ehemalige Mitglieder der 
KPÖ, der SPÖ, Parteilose und Arbeiter¬ 
und studierende Jugendliche zusammen¬ 
geschlossen. Otto Bruckner wurde zum 
ersten Vorsitzenden der neuen Partei ge¬ 
wählt. Seine Stellvertreter sind die Wie¬ 
ner Arbeiterkammerrätin Selma Schacht 
und der Autor Tibor Zenker. Die DKP 
war zur Beobachtung eingeladen. Ein 
Bericht findet sich auf news.dkp.de. 


Im Erpressungsmodus 

Die USA in der Hand der Haushaltsfundamentalisten 



D ie Obama-Admi- 
nistration hat den 
Laden dicht ge¬ 
macht. Rund 800 000 
Staatsdiener wurden am 
1. Oktober nach Hause 
geschickt. Die Notbeleg¬ 
schaft versucht, vorerst 
unbezahlt, die Vitalfunk¬ 
tionen aufrecht zu halten. 

Die Regierung des reichs¬ 
ten und mächtigsten Lan¬ 
des der Erde verfügt über 
keinen Haushalt und es 
droht ihr die Kohle aus¬ 
zugehen. 

Hintergrund ist der nahe¬ 
zu hysterische Widerstand 
gegen „Obamacare“ (Pa¬ 
tient Protection and Affordable Care 
Act), die ohnehin umständlich-büro¬ 
kratische und schwachbrüstige Gesund¬ 
heitsreform des Präsidenten. Befeuert 
von Milliardenvermögen und dem laut¬ 
starken Lärm der religiös-fundamen¬ 
talistischen Tea-Party-Aktivisten, der 
Pressure Groups und der kommerziel¬ 
len Politikreklame versuchen die Re¬ 
publikaner das Land in Geiselhaft zu 
nehmen, um die längst beschlossene 
und vom Supreme Court abgesegneten 
Gesetzgebung hinterrücks finanziell 
auszuhebeln. 

Der Schaden ist beträchtlich. Materiell 
wie auch image-mäßig. Der „Leucht¬ 
turm der Freiheit“, erpressbar durch 
eine sektiererische Minderheit. Da ein 
erheblicher Teil der öffentlichen Ver¬ 
waltung darniederliegt, wird der finan¬ 
zielle Ausfall auf rund eine halbe Milli¬ 
arde Dollar pro Tag und mehr geschätzt. 
Für eine Reihe kleiner Unternehmen 
dürfte es nun ans Eingemachte gehen. 
Auch außenpolitisch sieht es nicht ge¬ 
rade überzeugend aus, wenn die „einzi¬ 
ge Supermacht“ nun schon einen halben 
Monat im Standby-Modus läuft. Ganz 
so ungewöhnlich ist das allerdings nicht. 
Seit 1976 ist dies der 18. „Shutdown“. 
Am 17. Oktober, so das US-Finanzmi- 
nisterium, sei bei aller „kreativen Haus¬ 
haltsführung“ die Schuldenobergrenze 
(Debt Ceiling) erreicht. Immerhin stol¬ 
ze 16,7 Billionen Dollar. Gelänge es 
nicht diese Beschränkung anzuheben, 
stünde die Bedienung der staatlichen 
Verbindlichkeiten im Feuer. Gemein¬ 
hin heißt so etwas Insolvenz. 

Damit wäre die sicherste Anlage, die 
es auf dieser Welt gibt, plötzlich auf 
notleidend gestuft. Dass so etwas an¬ 
gesichts des gesamtgesellschaftlichen 
Reichtums überhaupt in den Bereich 
des Denkmöglichen gerät, kann als sig¬ 
nifikantes Krisensymptom gelten. Wür¬ 
de der Fall tatsächlich eintreten, wären 


die Folgen drastisch. Schätzungen gehen 
von Wachstumsverlusten in Höhe von 2 
Prozent/BIP aus. 

Da es sich die Politikverkäufer im 
Weißen Haus und Kongress mit ihren 
Sponsoren aus Wirtschaft und Finanzen 
nicht wirklich verderben wollen, wird es 
wohl irgendeinen Deal geben. Jenseits 
des Ausgangs der aktuellen Zuspitzung 
aber bleibt das Grundproblem weiter¬ 
hin ungelöst. Der US-Haushalt ist, wie 
in allen kapitalistischen Hauptstaaten, 
massiv unterfinanziert. 

Trotz der neoliberalen „Spar“-Strategie 
des nationalen Ausverkaufs, der Priva¬ 
tisierungen, der Auszehrung der Infra¬ 
struktur, der Dequalifizierung und pre¬ 
kären Beschäftigung beträgt das Primär¬ 
defizit pro Jahr über 750 Mrd. Dollar. 
Der Marsch in die Schulden ist also pro¬ 
grammiert. Die Kosten der Wall-Street- 
Rettung, der Kriege und der Steuerge¬ 
schenke von Reagan bis Bush jr. haben 
einen gigantischen Schuldenberg aufge¬ 
häuft, der nun von seinen Verursachern 
als große Bedrohung ausgemalt wird, 
um eine neue Runde von Kürzungen 
und Sparmaßnahmen zu erzwingen. Die 
Verabschiedung aus der Steuerzahlung 
hat bei den IT-Branchenriesen schon öf¬ 
fentlich präsentierte Formen angenom¬ 
men. Google beispielsweise hat gerade 
wieder 8,8 Mrd. Dollar steueroptimie¬ 
rend durch die Bermudas lanciert. Nach 
dem Sieg im Kalten Krieg herrscht das 
Gefühl, die Infrastruktur, die ausgebil¬ 
deten Arbeitskräfte und auch die mili¬ 
tärische Stärke des Staates naturgemäß 
in Anspruch nehmen zu können, für die 
Finanzierung aber ebenso naturgemäß 
nicht zuständig zu sein. 

Nun sind die 16,7 Billionen Miese für 
die US-amerikanische Ökonomie nicht 
wirklich ein Problem. Allein die Bar- 
Vermögen liegen laut Allianz-Global 
Wealth Report bei 57 Billionen Dol¬ 
lar. Um den Kalten Krieg zu gewin¬ 


nen, akzeptierte die US- 
Bourgeoisie Steuersätze 
bis zu 90 Prozent. Was 
zu einem nie da gewe¬ 
senen Aufschwung führ¬ 
te. Keine Rote Arme - 
kein Keynesianismus. 
Die Schuldendebatte ist 
Klassenkampf reinsten 
Wassers. Von Oben. Es 
wäre niemals möglich 
gewesen, die Aushöh¬ 
lung der Sozialprogram¬ 
me, die Streichung der 
Mittel für Infrastruktur, 
Bildung etc. zu fordern, 
ohne einen angeblich 
übergeordneten Sach¬ 
zwang im Rücken zu 
haben. Die Steuergeschenke an Un¬ 
ternehmen und Reiche mussten dem 
Sozial- und Staatsabbau logisch vor¬ 
angehen. Natürlich unter den bekannt 
absurden Parolen von Freiheit und 
Prosperität. Reagans Wirtschaftberater 
Arthur Laffer verkündete, dass Steuer¬ 
senkungen zu Steuermehreinnahmen 
führen (ein Credo, das die FDP bis 
heute glaubt). Ronald Reagan senkte 
daraufhin allein den Spitzensteuersatz 
auf Einkommen von 70 auf 33 Prozent. 
Und oh Wunder, die Defizite schossen 
durch die Decke. 

Bis auf wenige Clinton-Jahre, die auf 
der Höhe des Globalisierungs- und 
IT-Booms einen Primärüberschuss er¬ 
brachten, verharrt der US-Haushalt 
seither im strukturellen Defizit. Die 
einfache Frage lautet seither, zu wessen 
Lasten wird dieses Defizit ausgeglichen 
und wer wird die aufgelaufenen Schul¬ 
den bezahlen. Ein Herauswachsen aus 
den Schulden wie in den Clinton-Jahren 
scheint angesichts des anämischen Real- 
Wachstums und der erneut rapide wach¬ 
senden Blase an den Finanzmärkten wie 
in der Fed-Bilanz gleichermaßen wenig 
wahrscheinlich. 

Während die Republikaner, getrieben 
vom Haushaltsfundamentalismus der 
Tea-Party-Gläubigen, offensichtlich be¬ 
reit sind die sozial-infrastrukturelle Ba¬ 
sis der USA ihrem Egoismus zu opfern, 
scheint es bei einigen Demokraten zu¬ 
mindest noch eine Ahnung zu geben, 
wohin dieser Crash-Kurs führt. Ohne 
ihn allerdings aufhalten zu können oder 
es wirklich zu wollen. So werden wir ver¬ 
mutlich, wenn diese Zeitung erscheint, ei¬ 
nen Kompromiss sehen, der den Zeithori¬ 
zont streckt, der aber ebenso faul ist wie 
die voraufgegangenen. Weil er das Prob¬ 
lem nicht wirklich löst. Denn Lösen wür¬ 
de bedeuten: Die Reichen müssen zahlen. 
Und das vermag man sich beim besten 
Willen nicht vorzustellen. Klaus Wagener 


„Wir machen aus dem Mittelmeer einen Friedhof“ 


Wie funktioniert das neue System? 
„Eurosur ist ein Kommunikations¬ 
netzwerk, das die Erkennung, Vermei¬ 
dung und Bekämpfung der illegalen 
Einwanderung und grenzüberschrei¬ 
tenden Kriminalität verbessern soll“, 
heißt es dazu in einer am 10.10. veröf¬ 
fentlichten offiziellen Mitteilung des 
EU-Parlaments. Statt das Mittelmeer 
nur wie bisher mit einfachen Patrouil¬ 
lenbooten nach verdächtigen Flücht¬ 
lingsschiffen abzusuchen, soll mit „Eu¬ 
rosur“ die Überwachung auf den neu¬ 
esten Stand der Technik angehoben 
und durch den Einsatz von Satelliten 
und Aufklärungsdrohnen verstärkt 
werden. Dafür wird zwischen den nati¬ 
onalen Grenzüberwachungsbehörden 
und der EU-Grenzagentur „Frontex“ 
ein „einheitliches Kommunikations¬ 
netzwerk“ installiert, mit dem alle mit 
dem „Grenzschutz“ befassten Stellen 
der beteiligten Mitgliedstaaten mitei¬ 
nander vernetzt und „Informationen“ 
in Echtzeit ausgetauscht werden. Wenn 
ein verdächtiges Schiff gesichtet wird, 
kann „Frontex“ beispielsweise alle be¬ 
troffenen nationalen Grenzschutzin¬ 
stanzen entsprechend „informieren“ 
und damit zugleich zu Gegenmaßnah- 


Fortsetzung von Seite i 

men auffordern. Dafür sollen in den 
Jahren bis 2020 rund 250 Millionen 
Euro aus dem laufenden EU-Haushalt 
zur Verfügung gestellt werden. 

Es gehört zum besonderen Zynismus 
der maßgeblichen EU-Politiker, dass 
sie bei der Behandlung dieses neuen 
Grenzüberwachungssystems im EU- 
Parlament nicht versäumten, auch die 
„Begründung“ nachzuschieben, dass 
damit nicht nur „illegale Einwande¬ 
rung“, „kriminelle Schlepperbanden“, 
„Drogen- und Menschenhändler“ be¬ 
kämpft, sondern auch in Seenot ge¬ 
ratene Flüchtlinge schneller gerettet 
werden könnten. 

Außerdem heißt es in den einschlä¬ 
gigen EU-Texten schon fast wie zum 
Hohn, dass die EU-Länder bei der 
Verwendung von Eurosur „stets die 
Menschenrechte achten“ müssen, 
Menschen nicht an einen Ort zu¬ 
rückschicken dürfen, an dem ihr Le¬ 
ben oder ihre Freiheit bedroht sein 
könnte, die von der EU festgeleg¬ 
ten Grundrechte einhalten und den 
„Schutz personenbezogener Daten 
gewährleisten“ müssen. Der Aus¬ 
tausch personenbezogener Daten 
müsse „die Ausnahme bleiben“. 


Als die Linksfraktion im EU-Parlament 
jedoch durch einen Abänderungsan¬ 
trag den Versuch unternahm, die Ret¬ 
tung von Menschenleben aus Seenot 
als zentrales Ziel des neuen Überwa- 
chungs- und Kommunikationssystems 
festschreiben zu lassen, wurde dieser 
Antrag von der Parlamentsmehrheit 
natürlich abgewiesen. In Wahrheit wur¬ 
de das „Eurosur“-System von der EU- 
Kommission bereits seit 2008 vorberei¬ 
tet, als von Seenotrettungsfällen noch 
keine Rede war. Der Ursprung lag un¬ 
bestreitbar in dem Bestreben, die EU- 
Außengrenzen gegen „illegale Einwan¬ 
derer“ stärker abzuschotten. 

Experten verwiesen inzwischen darauf, 
dass es mit dem neuen Überwachungs¬ 
system für Flüchtlinge nur noch gefähr¬ 
licher und noch teurer werden dürfte, 
nach Europa zu kommen. Um die ver¬ 
stärkte Überwachung mit Satelliten 
und Drohnen zu unterlaufen, werde 
von den einschlägigen Schleppernet¬ 
zen nur auf noch kleinere und damit 
noch unsicherere Boote umgeschaltet 
werden, die aus der Luft schwerer zu 
entdecken sind, und auch noch höhere 
Geldsummen als bisher verlangt wer¬ 
den. Georg Polikeit 


Kommunalwahlen 
in Frankreich 

Schockierender Erfolg der 
Faschos in Brignoles 

Die Chefin der rechtsextremen Front 
National, Marine Le Pen, ist stolz auf 
ihren neuen Helden: Laurent Lopez 
hat die Kantonalwahl im südfran¬ 
zösischen Brignoles am Sonntag im 
zweiten Wahlgang mit 53,9 Prozent 
gegen die Kandidatin der UMP für 
sich entschieden. 

Im letzten Jahr wurden die Kanto¬ 
nalwahlen vom Regionalrat annul¬ 
liert. Da hatte der amtierende PCF- 
Bürgermeister Claude Gilardo mit 
13 Stimmen die Nase vorn. Aber nun 
bekamen bei den neu angesetzten 
Wahlen im Kanton Brignoles in der 
Provence die Faschos 49,5 Prozent 
der Stimmen: 40,4 Prozent die „Front 
National“ und 9,1 Prozent die „Par¬ 
tei Frankreichs“. Der kommunistische 
Kandidat Laurent Carratais, der von 
der PS unterstützt wurde, erreichte 
nur 14,6 Prozent und die Grünen- 
Kandidatin von EELV-Le Verts 8,9 
Prozent. So kam die rechte UMP mit 
20,8 Prozent in den zweiten Wahl¬ 
gang. 

Man fragt sich, wie kann das in einer 
Stadt mit einem „regierenden“ kom¬ 
munistischen Bürgermeister pas¬ 
sieren? Als erstes fällt auf, dass 67 
Prozent der Wahlberechtigten nicht 
wählen gegangen sind, obwohl in 
Frankreich das eine demokratische 
Pflicht ist. Aber das kann aber nicht 
der Grund sein, dass die Linke ge¬ 
schlagen wurde. Denn bei der Wahl 
im Vorjahr wählten 62 Prozent nicht, 
und der kommunistische Bürger¬ 
meister wurde dennoch gewählt. Da 
fällt schon eher ins Gewicht, dass die 
Grünen, mit der Parti Socialiste (PS) 
und den Radikalen Linken (RG) in 
der Pariser Koalitionsregierung, aus 
Protest gegen die Regierungspolitik 
nicht mit der PS auf gemeinsamen 
Listen kandidieren. 

Die Regierung spielt die Wahl als 
lokale Besonderheit herunter. Aber 
Jean-Luc Melenchon, der Ko-Präsi- 
dent der Partei der Linken (PdG), 
ging bei France Inter ins Gericht: „Im 
Moment scheint es, dass die FN-Sei- 
te die Energie findet, nicht unsere ... 
Nicht nur die Sozialisten, die Front de 
Gauche auch, durch unsere Konfusi¬ 
on, unsere Zaghaftigkeit machen wir 
den Eindruck nicht zu wissen wohin 
wir gehen.“ Und er macht als Grün¬ 
de aus: „... die im Grundsätzlichen 
gespaltene Linke, die Verzweiflung, 
die Resignation“. Der Front National 
blüht auf bei der Politik des sozial¬ 
demokratischen Präsidenten, der die 
sozialen Errungenschaften eins um 
andere zerschlage, wie aktuell das 
Rentensystem. Und er beschuldigt 
Franqois Hollande, „die Stimmen für 
den Front National zu beschaffen“. 
Auf dem Kongress der Partei der 
Linken drohte er den Mitgliedern mit 
Ausschluss, sollten sie auf einer mit 
der PS gemeinsamen Liste kandidie¬ 
ren. Die Zeitung „Liberation“ fasste 
das am Montag zusammen: „Schuld 
an der Stärke des FN ist auch die 
Schwäche der Linken.“ 

Pierre Laurent, der Nationalsekre¬ 
tär der PCF, sieht auch: „Die Politik 
des Verzichts demobilisiert die linken 
Wähler. Sie ist ungerecht und nimmt 
die Hoffnung. Dieses politische De¬ 
saster weitet sich von Teil-Wahl zu 
Teil-Wahl aus.“ Selbst die PS-Mitglie- 
der, zu einer Urwahl in Marseille ge¬ 
rufen, um eine Kandidatin oder einen 
Kandidaten zur Bürgermeisterwahl 
zu küren, straften im ersten Wahlgang 
die kandidierende Ministerin Marie- 
Arlette Carlotti ab und wählten eine 
Senatorin und einen Abgeordneten 
in den zweiten Wahlgang. 

Die PCF ist in sich gespalten, ein 
Teil - wie in Paris - setzt auf eine ge¬ 
meinsame Liste mit der PS, ein an¬ 
derer Teil - wie in Marseille - ruft 
zu einer von der PS getrennten Liste 
eines „breiten Zusammenschlusses“ 
auf, in dem eine gemeinsame Positi¬ 
on gefunden, gemeinsame Forderun¬ 
gen zur Kommunalwahl aufgestellt 
werden. 

Georges Hallermayer 
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Das Sterben für Profit geht weiter 


Wieder ein Brand in einer Näherei in Bangladesch 


Es geht ans 
Tafelsilber 

Jetzt wird die Post verhökert 


8. Oktober, 18 Uhr abends: Flammen 
tobten durch die Gebäude der „Ash- 
wad Composite Mills“, etwa 35 Kilo¬ 
meter nördlich von Dakka, der Haupt¬ 
stadt von Bangladesch. „Nur“ 10 To¬ 
desopfer und etwa 50 Verletzte - das 
reichte nicht, um es in die ganz großen 
Schlagzeilen zu schaffen. Das Morden 
von Textilarbeiterinnen in Bangladesch 
geht weiter. 

Die Ashwad-Fabrik liegt in der „Son¬ 
derwirtschaftszone“ Gazipur. 

Das „Sonder“ steht hier für: 

Keine legale Gewerkschaftstä¬ 
tigkeit, Paramilitärische Ban¬ 
den, die - von den Kapitalis¬ 
ten angeheuert - die Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter zur Arbeit 
und zur Ruhe zwingen, Rä¬ 
delsführer bei Protesten bru¬ 
tal zusammenschlagen usw. ...3 000 
Beschäftigte, die meisten davon Frau¬ 
en, produzieren in Ashwad Garne, ge¬ 
stricktes Tuch und Fertigprodukte. Zu 
den Kunden zählen das zu ASDA/Wal- 
Mart gehörende Label George, die no¬ 
ble kanadische „Hudson-Bay-Compa- 
ny“, „Loblaws“ (ebenfalls aus Kanada), 
um nur einige zu nennen. Die von ver. 
di in Berlin kürzlich ob der Grausam¬ 
keiten gegen ihre eigenen Arbeiterin¬ 
nen bestreikte „H&M“ Gruppe wollte 
auf Anfrage nicht so richtig rausrücken: 
„Wir kaufen von einer Schwestergesell¬ 
schaft der Ashwad Fabrik, aber wirkli¬ 
che Geschäftsbeziehungen unterhalten 
wir nicht...“ So kennen wir sie: So lan¬ 
ge, bis die Etiketten in der ausgebrann¬ 
ten Fabrik gefunden werden, hält man 
sich erst mal bedeckt. 

Der Brand in der Ashwad-Fabrik 
war das vierte Großfeuer in Bangla¬ 
desch innerhalb der letzten 12 Mona¬ 
te: Tazreen(November 2012,122 Tote), 
Smart Garments (Februar 1023,9 Tote), 
Tung Hai (Mai 2013, 9 Tote) wurden 
aus den Medien verdrängt, als der Ein¬ 
sturz von Rama Plaza über 1100 Men¬ 
schen tötete und genug Überschriften 


und Grauensbilder für die blutrünsti¬ 
ge Boulevard-Presse der ganzen Welt 
hergab. 

Die spärliche Berichterstattung über 
das neueste Desaster wirkt grotesk. 
Während „Spiegel-online“ von unge¬ 
klärter Brandursache spricht, macht 
„Die Zeit“ eine defekte Strickmaschine 
verantwortlich. Alle reden von glückli¬ 
chen Umständen, weil die Mehrheit der 
Arbeiter bereits nach Hause gegangen 


war, man zeigt sich besorgt über den 
Fabrikdirektor Emadad Hossain, der 
selbst da war und nach eigenen An¬ 
gaben leichte Verletzungen erlitt. Der 
Rest ist das endlos wiederholte Gefasel 
von regierungsseitigen Untersuchun¬ 


gen der genauen Umstände, die jetzt 
definitiv bevorstünden. 

Die örtliche Feuerwehr spricht eine 
andere Sprache: Kein Löschwasser 
am Brandort, zu wenig Personal, wes¬ 
wegen erst eine Stunde nach Meldung 
des Brandes angerückt werden konnte, 
wegen fehlenden Wassers kämpften die 
Feuerwehrleute dann über 10 Stunden, 
bis das Feuer einigermaßen unter Kon¬ 
trolle gebracht war. 

Die neuerliche Katastrophe 
wirft auch grelles Licht auf das 
vor wenigen Wochen zwischen 
90 Konzernen und den Ge¬ 
werkschaften abgeschlossene 
Brandschutzabkommen. Von 
Textilarbeiten heftig und als 
„Farce“ kritisiert, jedoch von 
Gewerkschaftsführung sowie 
Organisationen wie der Saubere-Klei- 
der-Kampagne (CCC) als Fortschritt 
gepriesen, gilt es nur für Schneiderei¬ 
en und Nähbetriebe. Im Spinn-, Web- 
und Strickbereich, also genau da, wo 
die maroden elektrischen Leitungen 


durch hohen Energieverbrauch noch 
mehr überlastet werden als in den Nä¬ 
hereien, ließen sich die Textilbarone 
auf keinerlei Zusagen in Sachen Brand¬ 
schutz ein. Darüber hinaus machten die 
wirklich Großen wie Wal-Mart von An¬ 
fang an nicht mit. 

Die Forderung nach Entschädigung für 
die Verletzten und die Familien der To¬ 
ten - so sie erkennbar sind, laut Feuer¬ 
wehr sind einige der Opfer von Ash¬ 
wad derart verkohlt, dass eine Identi¬ 
fizierung unmöglich sein wird - wird 
auch jetzt wieder gestellt. Dass dabei 
wenig bis nichts für die Betroffenen he¬ 
rauskommen wird, ist abzusehen. Bei 
den Genfer Verhandlungen um Ent¬ 
schädigung für die Hinterbliebenen 
der 1100 Toten von Rana Plaza zeigten 
die Textil-Kapitalisten glasklar, dass sie 
nicht bereit sind, Verantwortung für die 
Opfer ihrer Profitgier zu übernehmen 
(siehe UZ vom 27. 9.). 

Die Verzweiflung unter den Textilarbei¬ 
terinnen in Bangladesch wächst - eben¬ 
so aber die Wut. Hermann Glaser-Baur 


Portugal setzt den Verkauf von Tafel¬ 
silber zur Sanierung der Staatsfinanzen 
fort. Nach mehreren Privatisierungen 
trennt sich das Euro-Land nun auch 
von 70 Prozent der Anteile am Post¬ 
unternehmen CTT - Correios de Por¬ 
tugal. Die restlichen 30 Prozent behält 
der Staat. Das teilte die Mitte-Rechts- 
Regierung von Ministerpräsident Ped¬ 
ro Passos Coelho am 10. Oktober nach 
einer Kabinettsitzung in Lissabon mit. 
Die Privatisierung solle sowohl über 
die Börse als auch per Direktverkauf 
an institutioneile Investoren erfolgen, 
hieß es. Bis zu fünf Prozent sollen für 
die Belegschaft reserviert werden. Zum 
erwarteten Erlös wurden keine Anga¬ 
ben gemacht. Medien sprachen aber 
von einer möglichen Einnahme von 
bis zu 600 Millionen Euro. 

Mit Kundgebungen und Streiks hatten 
die Beschäftigten der Staatspost mehr¬ 
fach gegen die Privatisierungspläne 
protestiert und auch den Umstruktu¬ 
rierungsprozess angeprangert, in des¬ 
sen Rahmen bis jetzt mehr als einhun¬ 
dert Filialen geschlossen wurden. Die 
Zahl der Mitarbeiter wurde allein zwi¬ 
schen Mitte 2012 und Mitte 2013 um 
939 auf 13 156 gesenkt. Im ersten Halb¬ 
jahr 2013 erhöhte sich der Gewinn auf 
31,6 Millionen (Vergleichszeitraum 
2012:30,8 Mio) Euro. 

Mit dem Privatisierungsprogramm will 
Portugal die Auflagen der „Geldgeber“ 
erfüllen, die das Land 2011 mit einem 
78 Milliarden schweren „Hilfspaket“ 
vor dem Bankrott bewahrten. Bisher 
trennte man sich von Anteilen am 
Stromriesen EDP, am Energieversor¬ 
ger REN sowie an der Flughafenver¬ 
waltungsbehörde ANA. Dafür flössen 
rund 6,5 Milliarden Euro in die Staats¬ 
kassen. Das Mindestziel von 5,5 Milli¬ 
arden ist damit übertroffen. Zur Priva¬ 
tisierung stehen auch noch die Airline 
TAP, Teile der Wasserbetriebe Aguas 
de Portugal sowie Schiffswerften im 
Norden des Landes an. ZLV 



In dieser ausgebrannten Halle starben zehn Menschen 


„Ich kann Begriffe wie Unglück oder 
Zwischenfall nicht mehr hören. Das ist 
brutaler Mord an unseren Schwestern und 
das müssen wir endlich auch so nennen 
Marion Baur im Interview, UZ vom 17. 5. 


Alijew zum dritten Mal als Präsident „gewählt 

USA und Deutschland enge Partner des autoritären Regimes 


Bei den Präsidentenwahlen in Aser¬ 
baidschan am 9. Oktober wurde Ilham 
Alijew erneut im Amt bestätigt. Nach 
Angaben der Zentralen Wahlkommis¬ 
sion des Landes entfielen auf ihn nach 
Auszählung der Stimmen in 5 466 von 
insgesamt 5 492 Wahllokalen 84,59 Pro¬ 
zent der abgegebenen Stimmen. Die 
neun übrigen Kandidaten kamen da¬ 
nach weit abgeschlagen auf Ergebnis¬ 
se zwischen 0,61 Prozent für den Vor¬ 
sitzenden der Demokratischen Partei 
Aserbaidschans und 5,54 Prozent für 
Jamil Hasanli, den Vorsitzenden des 
oppositionellen Nationalrats der demo¬ 
kratischen Kräfte, in dem sich mehrere 
Parteien zusammengeschlossen haben. 
Ilham Alijew hatte das Präsidenten¬ 
amt vor zehn Jahren von seinem Vater 
Geidar Alijew übernommen. Dieser 
war von 1969 bis 1982 Erster Sekre¬ 
tär des ZK der Kommunistischen Par¬ 
tei der Aserbaidschanischen SSR und 
von 1982 bis 1987 Mitglied des Politbü¬ 
ros der KPdSU und Erster stellvertre¬ 
tender Ministerpräsident der UdSSR. 
Nach dem Sieg der Konterrevoluti¬ 
on und dem Zerfall der Sowjetunion 
war er von 1993 bis zur Übergabe der 
Macht an seinen Sohn 2003 Präsident 
der Republik Aserbaidschan. Die Wur¬ 
zeln des heute wie ein Polyp mit hun¬ 
dert Armen Politik und Wirtschaft des 
Landes fest im Griff haltenden und 
aussaugenden Alijew-Regimes reichen 
also weit zurück. 

Nach zehn Jahren hätte Ilham Alijew 
nach der bis vor drei Jahren geltenden 
Verfassung eigentlich nicht zum dritten 
Mal kandidieren dürfen. Darum ließ er 
sich von seinem Scheinparlament die 
Verfassung derart verändern, dass er 
nun die Möglichkeit hat, faktisch le¬ 
benslang zu herrschen. 

Wie sein Vater regiert auch der Thron¬ 
folger das Land mit harter Hand. Wer 
gegen das Regime demonstriert, landet 


im Gefängnis. Das gleiche Schicksal er¬ 
leiden Journalisten, die nicht nach der 
Pfeife der Herrschenden tanzen. Der 
Menschenrechtsklub in Baku klagt, 
gegenwärtig seien 142 Journalisten 
und Menschenrechtler aus politischen 
Gründen in Haft. 

Was die jüngsten Präsidentenwahlen 
betrifft, so waren sie nach Angaben von 
Jamil Hansanli und anderer Präsident¬ 
schaftskandidaten sowie unabhängigen 
Beobachtern keineswegs demokratisch. 
Sie werfen dem herrschenden Regime 
massiven Wahlbetrug vor. Ihren Anga¬ 
ben zufolge fand das „Karussell“ in vie¬ 
len Teilen des Landes Anwendung, d.h. 
Wähler wurden mit Bussen von Wahl¬ 
lokal zu Wahllokal gekarrt, um mehr¬ 
fach für Alijew zu stimmen. Auch seien 
Wahlbeobachter an ihrer Arbeit gehin¬ 
dert worden. Von gleichen Bedingun¬ 
gen für die Kandidaten in den Medien 
könne überhaupt keine Rede sein. 
Dennoch dürfte allein damit das Er¬ 
gebnis für Alijew nicht zu erklären 
sein. Ist doch kaum zu bestreiten, dass 
für eine größere Anzahl der 9,5 Millio¬ 
nen Einwohner des Landes, vor allem 
in der Hauptstadt Baku, sich auf dem 
Hintergrund der sprudelnden Ölmilli¬ 
arden des Landes ihr Lebensstandard 
in den letzten Jahren stetig verbessert 
hat. Der Löwenanteil des Ölbooms 
fließt allerdings in die Taschen des Ali- 
jew-Klans und anderer Oligarchen und 
Neureicher. 

Die massiven Menschenrechtsverlet¬ 
zungen durch das Alijew-Regime hin¬ 
dern die USA und Deutschland, die 
EU und die Nato allerdings nicht dar¬ 
an, trotz gelegentlich vergossener Kro¬ 
kodilstränen über „Demokratiedefi¬ 
zite“, mit eben diesem Regime eng zu 
kooperieren. Die Gründe dafür kann 
man der Internetseite des Auswärtigen 
Amtes der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land entnehmen. 


Dort heißt es über die Beziehungen 
zwischen Aserbaidschan und den USA: 
„Die USA werden als enger Partner be¬ 
trachtet, der seinerseits im Kaspischen 
Raum eine Region von strategischem 
Interesse sieht. Energiepolitisch gilt 
die US-amerikanische Aufmerksam¬ 
keit neben der BTC-Ölpipeline und der 
BTE-Gaspipeline der Umsetzung von 
Gasleitungsprojekten des südlichen 
Korridors. Ebenfalls bedeutend ist für 
die USA die Unterstützung Aserbaid¬ 
schans im Kampf gegen den Terroris¬ 
mus (vor allem militanten Islamismus) 
und Drogenhandel. Aserbaidschan ist 
mit einem kleinen Kontingent (90 Sol¬ 
daten) in Afghanistan vertreten und für 
den geplanten Rückzug von dort un¬ 
verzichtbares Transitland.“ 

Und über die Beziehungen Aserbaid¬ 
schans zu Deutschland und zur EU liest 
man: „Innerhalb der EU ist Deutsch¬ 
land einer der wichtigsten Partner 
Aserbaidschans. Staatspräsident Ali¬ 
jew hat Deutschland vier Mal offizi¬ 
ell besucht und nahm zuletzt im Feb¬ 
ruar 2012 an der Münchener Sicher¬ 
heitskonferenz teil. Die Europäische 
Union entwickelt ihre Beziehungen 
zu Aserbaidschan auf der Grundlage 
der „Europäischen Nachbarschaftspo¬ 
litik“ (ENP) und der Östlichen Part¬ 
nerschaft. Die EU nahm im Juli 2010 
die Verhandlungen über ein Assoziie¬ 
rungsabkommen mit Aserbaidschan 
auf. Energiepolitisch ist Aserbaidschan 
wichtig für die Erhöhung der europäi¬ 
schen Energiesicherheit.“ 

Die energiepolitischen Interessen als 
Grund dafür, dass man hinsichtlich der 
Menschenrechtsverletzungen des Ali- 
jew-Regimes beide Augen zudrückt, 
liegen auf der Hand. Weniger offen ist 
das Auswärtige Amt mit Blick auf die 
strategischen, nicht zuletzt militärstra¬ 
tegischen Interessen der USA und in 
deren Gefolge der NATO im Raum 


des Kaspischen Meeres und Zentrala¬ 
siens. 

Es geht darum, den Einfluss Russlands 
und Chinas in dieser Region zurückzu¬ 
drängen und sich selbst dort wirtschaft¬ 
lich, politisch und militärisch festzu¬ 
setzen. Dies ist besonders in Aserbai¬ 
dschan in einem bestimmten Maße 
gelungen. Wie bereits angeführt, betei¬ 
ligt sich das Alijew-Regime mit einem 
militärischen Kontingent am Afgha¬ 
nistankrieg. Das Land dient als Tran¬ 
sitbrücke für Transporte von Soldaten 
und Militärgüter nach und von Afgha¬ 
nistan. In diesem Zusammenhang hat 
Aserbaidschan den USA erlaubt, zwei 
seiner Militärbasen und einen Flugha¬ 
fen zu benutzen und diese „gemäß NA- 
TO-Standards zu modernisieren“. Eine 
Umstellung der aserbaidschanischen 
Streitkräfte auf NATO-Standards ist in 
vollem Gange und es finden gemeinsa¬ 
me Militär-Manöver mit US- und ande¬ 
ren NATO-Streitkräften statt. Beson¬ 
ders eng ist dabei die Kooperation mit 
dem NATO-Land Türkei. 

Nicht zuletzt muss all das wohl auch im 
Zusammenhang mit einem möglichen 
israelisch-US-amerikanischen Militära¬ 
benteuer gegen den Iran gesehen wer¬ 
den. Die USA könnten dabei Aserbai¬ 
dschan als Nordfront gegen den Iran 
missbrauchen. Darauf hat Prof. Michel 
Chossudowsky bereits 2007 in Beiträ¬ 
gen auf Global Research ausführlich 
hingewiesen. Allerdings hat das Vertei¬ 
digungsministerium Aserbaidschans im 
April 2007 eine Erklärung veröffent¬ 
licht, dass „das Territorium Aserbaid¬ 
schans keinem Land für Kriegshand¬ 
lungen gegen Nachbarländer zur Ver¬ 
fügung“ steht. Nur zeigt die Praxis der 
USA im Umgang mit der Souveräni¬ 
tät anderer Staaten, dass diese sich im 
Ernstfall kaum um die Souveränität 
Aserbaidschans kümmern dürften. 

Willi Gerns 


Massenmord 
in Syrien 

Rebellen griffen Dörfer an 

Syrische „Rebellengruppen“ haben laut 
einem Bericht der Menschenrechtsorga¬ 
nisation Human Rights Watch (HRW) 
im August mehr als 190 Zivilisten getö¬ 
tet und Hunderte Geiseln genommen. 
Die Täter gehörten zu islamistischen 
Organisationen, darunter die Al-Nusra- 
Front und die Organisation Islamischer 
Staat im Irak und in Syrien. 

Am 4. August griffen mehrere Gruppen 
etwa zehn Dörfer der alewitischen Min¬ 
derheit in der nordsyrischen Küstenre¬ 
gion Latakia an. Dabei töteten sie etwa 
190 Zivilisten. In mindestens 67 Fällen 
habe es sich um Hinrichtungen oder 
widerrechtliche Tötungen gehandelt, so 
HRW. Viele Opfer seien unbewaffnet 
gewesen oder auf der Flucht erschos¬ 
sen worden. 

Die Angreifer löschten ganze Familien 
aus und nahmen Bewohner - haupt¬ 
sächlich Frauen und Kinder - als Gei¬ 
seln. Mehr als 200 Geiseln sollen sich 
noch immer in den Händen ihrer Ent¬ 
führer befinden. 

Der Zeuge Hassan Schebli berichtete, 
die Angreifer hätten seine gehbehin¬ 
derte Frau und seinen gelähmten Sohn 
getötet. Die gesammelten Aussagen und 
Beweise legten nahe, das es sich um ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
handle, heißt es in dem Bericht. Das Aus¬ 
maß und die Organisation dieser Verbre¬ 
chen deutet darauf hin, dass diese syste¬ 
matisch und als Teil eines Angriffs auf 
die Zivilbevölkerung geplant waren. 
Das größte Bündnis von Assad-Geg- 
nern außerhalb Syriens wird nicht an 
der geplanten Friedenskonferenz „Genf 
II“ teilnehmen. Das berichtet die russi¬ 
sche Nachrichtenagentur RIA Novosti. 
„Die Entscheidung, wurde vom Gene¬ 
ralsekretariat getroffen“, sagte der Vor¬ 
sitzende des „Syrischen Nationalrates“ 
(SNR), George Sabra. ZLV 
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Gastkolummne von Werner Lutz 


Ankunft ungewiss 


Schon wieder sind Bootsflüchtlinge 
im Mittelmeer ertrunken. Die Bil¬ 
der im Fernsehen gehen unter die 
Haut, Verzweiflung und Wut wie je¬ 
des Mal. Und doch werden vielleicht 
in diesem Moment schon die nächs¬ 
ten Boote für die Überfahrt vorberei¬ 
tet von Menschen, die sich selber aus 
dem Elend retten wollen. Ankunft 
ungewiss. 

Die Herkunftsländer werden imperial 
ausgeplündert und zugleich mit hoch¬ 
subventionierten Produkten aus den 
Industriestaaten überschwemmt. Wo 
der „freie“ Kapital- und Warenver¬ 
kehr notfalls auch mit Waffengewalt 
erzwungen wird, sind Menschen noch 
lange nicht frei. Zukunft ungewiss. 
Der Biedermann und Innenminister 
Friedrich schreit: „Haltet die Schlep¬ 
per“, aber politisch wirkt er wie die 
Axt im Bootsrumpf. Ist es übertrie¬ 
ben, von Tötung zu sprechen? 

Die Künstlerinneninitiative www.un- 
ruhestiften.de tut es in ihrem jüngsten 
Appell „Lampedusa - wir klagen an!“ 
Das Netzwerk, dem sich in den ver¬ 
gangenen Jahren fast 2 000 Künstle¬ 
rinnen und Künstler angeschlossen 
haben, protestiert gegen die barbari¬ 
sche Flüchtlingspolitik der EU. Und 
baut hierzulande auf die wachsende 
Zahl derer, die vor Ort und sehr kon¬ 
kret dafür sorgen, dass Flüchtlinge 
beherbergt werden. Es muss ja nicht 
immer nur Kirchenasyl sein. Vor ei¬ 
nigen Wochen besetzten Asylbewer¬ 
ber aus dem ganzen Bundesgebiet 
gemeinsam mit Flüchtlingsorganisa¬ 



tionen das Münchner Gewerkschafts¬ 
haus. Auch das ist eine wirklich feine 
Adresse für gelebte Solidarität. Noch 
mehr solcher Beispiele brauchen wir, 
damit kein Flüchtling mehr im Unge¬ 
wissen bleibt über seine Ankunft im 
rettenden Asyl. 

Unruhestifterinnen wirken außer¬ 
parlamentarisch. Mit ihren Impulsen, 
die sie setzen (bundesweit, vor Ort), 
geht es ihnen stets darum, linke Be¬ 
wegungen kulturell zu unterstützen, 
mit anderen gemeinsam ein politi¬ 
sches, solidarisches Gesellschaftskli¬ 
ma zu fördern - und konkrete Hilfe 
von Künstlerinnen und Kulturschaf¬ 
fenden lokal zu organisieren. Eine 
der ersten Reaktionen auf den Auf¬ 
ruf „Lampedusa - wir klagen an!“ 
war die Bitte einer Mitstreiterin ei¬ 
ner kirchlichen Flüchtlingsinitiative 
in Hamburg. Sie wünscht sich drin¬ 
gend Künstler und Bands für ein So¬ 
lidaritätskonzert in Hamburg. 


Wir klagen an: 

★ die europäischen Regierungen wegen der fahrlässigen Tötung von vielen 
tausend Flüchtlingen auf der Flucht nach Europa 

★ die Europäische Union, weil sie seit vielen Jahren eine Flüchtlingspolitik 
betreibt, die zutiefst menschenverachtend ist. 

Die „Festung Europa“ tötet. Täglich sterben Menschen bei dem Versuch, vor 
Elend und Verfolgung nach Europa zu fliehen. 

(...) 

Wir fordern mit den Flüchtlingsorganisationen das sofortige Ende der Drittstaa¬ 
tenregelung, das Recht auf dezentrale Unterbringung, Bewegungsfreiheit, aus¬ 
reichende und gesunde eigenständige Essensversorgung statt Essenspakete 
wie in Bayern - und gleichrangigen Zugang zu Beschäftigung! 

Wir fordern die Regierungen der EU auf, ihre systematischen Menschenrechts¬ 
verletzungen im Rahmen ihrer europäischen Asyl- und Flüchtlingspolitik um¬ 
gehend zu beenden! 

Sofortige Abschaffung von Frontex! - Stopp der Abschiebungen! - Offene Gren¬ 
zen für Menschen in Not! 

In allen Ländern Europas verstärkt sich die Notwendigkeit, rassistischen Kam¬ 
pagnen gegen Flüchtlinge und Asylsuchende offensiv entgegenzutreten! Zahl¬ 
reiche Künstlerinnen, Bands, Kulturgruppen treten in Deutschland engagiert 
gegen Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Nazis ein. 

Aus dem Aufruf der Künstlerinneninitiative www.unruhestiften.de 


Die FDP war teurer 


1,1 Mio. Euro spendete der Möven- 
pick-Konzern - man darf wohl sagen 
im „Benehmen“ mit dem gesamten 
Hotelgewerbe - an die FDP rund um 
die letzte Bundestagswahl. Die Libe¬ 
ralen drückten dafür die Mehrwert¬ 
steuer für Hotelübernachtungen von 
19 auf sieben Prozent - im Benehmen 
wiederum mit Frau Merkels Union. 
Ein Milliardengeschäft für die großen 
Hotelketten und für ihre Geschäfts¬ 
kunden von den Konzernen. Wirklich 
geleugnet wurde der Zusammenhang 
zwischen Spende und Steuersenkung 
nie - wie hätte das auch glaubhaft ge¬ 
schehen können? 

Nun sind es 690 000 Euro Spende an 
die CDU, Spender sind die „Quandts“ 
die reichste Familie Deutschlands. 
Deren Vermögen steckt hauptsäch¬ 
lich im BMW-Konzern. Und der hat¬ 
te - im Benehmen mit der gesamten 
Auto-Industrie - sehnsüchtig darauf 
gewartet, dass die geplante C02- 
Absenkung zeitlich gestreckt wird, 
am liebsten bis zum Sankt-Nimmer- 
leinstag. Am Montag verhinderte 
die amtierende Bundesregierung zu¬ 


nächst den bereits ausgehandelten 
Beschluss der EU-Umweltminister. 
Peter Altmaier (CDU) plädierte für 
mehr „Flexibilität“. Das Paket ist nun 
wieder aufgeschnürt, es wird weiter¬ 
verhandelt. 

Bei dieser Chuzpe kann einem schon 
die Spucke wegbleiben. Trotzdem: 
Heute ist es zu früh für eine endgül¬ 
tige Bewertung des Vorganges (mit 
dem sich hoffentlich bald die Gerich¬ 
te beschäftigen werden). Immerhin 
haben die Quants schon nach der letz¬ 
ten Bundestagswahl 450 000 Euro an 
die Union gegeben. Aber fragen wird 
man doch mal dürfen: Hat es Sie beim 
Mövenpick-Deal gewurmt, Frau Mer¬ 
kel, dass Westerwelle und Co. kassiert 
und die Union nur das Stimmvieh ge¬ 
stellt hat? Oder: Wie teuer ist eigent¬ 
lich die Union, Frau Merkel. Wirk¬ 
lich billiger als die FDP? Kann man 
bei ihnen eine Preisliste bekommen? 
Möglichst als PDF-Datei zum Down¬ 
load, bitte. 

Acht Groschen würde selbst ich noch 
aufbringen. 

Adi Reiher 



Karikatur: Bernd Bücking 


Die Planungen laufen auf Hochtouren 

Es gibt noch viel zu tun, wenn es 2014 ein UZ-Pressefest geben soll 


Viele Genossinnen der DKP sind 
aktuell beschäftigt, die Vorausset¬ 
zungen für ein Pressefest der UZ 
2014 in Dortmund zu schaffen. Die 
Beschlussfassung wird am 16./17. No¬ 
vember erfolgen. Am kommenden 
Sonntag hat eine Beratung der Ver¬ 
antwortlichen für Organisation und 
Finanzen aus den Bezirken neben der 
Ausgabe der neuen Mitgliedsbücher 
das Pressefest zum Thema. Die UZ 
sprach zum aktuellen Stand mit Wera 
Richter (Leiterin der Pressefestkom¬ 
mission), Ulrich Abczynski (Tech¬ 
nischer Leiter des Pressefestes) und 
Werner Sarbok (Bundeskassierer der 
DKP). 

UZ: Wie ist der derzeitige Stand, was ist 
in den Kommissionen gelaufen? 

Wera Richter: Hinter uns liegt die 4. 
PV-Tagung, auf der wir eine Grobkon¬ 
zeption und einen Finanzrahmenplatz 
für das Fest beschlossen haben. Der 
Beschluss der Konzeption, die Aus¬ 
sagen über den Charakter des Festes 
und seine Inhalte trifft, die einzelnen 
Bereiche wie die Straße der Internati¬ 
onalen Solidarität, die Casa Cuba und 
den Kunst- und Literaturmarkt auflis¬ 
tet und Verantwortlichkeiten festlegt, 
war einstimmig. Das war ein wichtiges 
Signal in die Partei. Intensiv haben wir 
uns mit der Frage der Sicherheit des 
Festes befasst. 

Die SDAJ hat auf ihrem Bundeskon¬ 
gress am vergangenen Wochenende be¬ 
kräftigt, das Fest mit uns zum Erfolg 
führen zu wollen und verzichtet dafür 
auf ihr Festival der Jugend. Auch das 
halte ich für ein wichtiges Signal. Die 
Kultur- und die Frauenkommission 
haben begonnen, über das Fest zu dis¬ 
kutieren. Als nächstes tagen am 3. No¬ 
vember die Jugendkommission und 
am 23. November die Kuba-AG. Bei¬ 
de können übrigens Mitstreiterinnen 
gebrauchen! Die Ergebnisse der Kom¬ 
missionssitzungen sowie der Beratung 
mit den Bezirken am kommenden Wo¬ 
chenende wollen wir auf der nächsten 
Sitzung der Pressefestkommission am 
26. Dezember in Dortmund Zusam¬ 
mentragen. 

Ulrich Abczynski: Der Termin 27. bis 
29. Juni ist mit der Leitung des Revier¬ 
parks Wischlingen abgesprochen. Bei 
den Gesprächen in Dortmund merkt 
man, dass die DKP dort willkommen 
ist, unser kultureller Beitrag wird sehr 
hoch eingeschätzt. Zurzeit laufen ver¬ 
schiedene Gespräche mit der Leitung 
des Revierparks über neue Bedingun¬ 
gen im Bereich Sicherheit, technische 
Gegebenheiten und Infrastrukturmaß¬ 
nahmen, zu denen auch die Parkmög¬ 
lichkeiten zählen. 

Von einem Bezirk sind wir darauf auf¬ 
merksam gemacht worden, das am 28. 
und am 29. Juni 2014 Achtelfinalspiele 
der Fußballweltmeisterschaft stattfin¬ 


den, das müssen wir berücksichtigen. 
Danke für den Hinweis. 

Es gibt viele Gespräche mit ehemali¬ 
gen und auch hoffentlich zukünftigen 
Aufbauhelferinnen. Da gibt es natür¬ 
lich auch viele Bedenken, wir sind älter 
geworden, einige können nicht mehr, 
einige haben politische Bedenken. 
Diese Gespräche muss man sehr ernst 
nehmen und auch Konsequenzen dar¬ 
aus ziehen. 

Werner Sarbok: In der Finanzkommis¬ 
sion wurde der Entwurf des Finanzrah¬ 
menplans erarbeitet. Nach ihm wird der 
Parteivorstand auch an den Umsatzerlö¬ 
sen beteiligt, das ist eine wichtige Neu¬ 
erung. Der Buttonverkauf wurde sehr 
zeitig angeschoben, ich denke, das ist 
eine gute Voraussetzung, um den Ver¬ 
kauf für dieses Fest deutlich zu erhöhen. 

UZ: Welche weiteren Voraussetzungen 
sind nötig? 

Wera Richter: Bisher sind wir sehr or¬ 
ganisationstechnisch an die Vorberei¬ 
tung gegangen. Das ist auch klar, da es 
zunächst darum geht, die Machbarkeit 
des Festes zu prüfen. Bereits in der ers¬ 
ten Sitzung der Pressefestkommission 
ist allerdings angemahnt worden, die 
Vorbereitung inhaltlicher anzugehen 
und stärker über den politischen Platz 
und die politische Aufgabe des Festes 
nachzudenken. Wie können wir er¬ 
reichen, dass aus Dortmund ein Sig¬ 
nal des Widerstands und Impulse für 
die außerparlamentarische Bewegung 
ausgehen? An welchen Punkten kön¬ 
nen wir strategische Diskussionen mit 
Bündnispartnern weiterführen? Aber 
auch: Wie kann das Fest für unser „K“ 
für Zukunftsperspektiven jenseits des 
Kapitalismus und unsere Partei wer¬ 
ben? 

In der Konzeption haben wir uns da¬ 
gegen ausgesprochen, das Fest auf ein 
Thema wie die Antikriegs- oder Flücht¬ 
lingspolitik zu konzentrieren - obwohl 
uns beides gerade heute natürlich un¬ 
ter den Nägeln brennt. Sicher sind wir 
uns, dass Krise und Krisenauswirkun¬ 
gen und der Widerstand dagegen auch 
2014 noch auf der Tagesordnung stehen 
werden. Wir haben als mögliche Klam¬ 
mer den Dreiklang „Gegen Krieg und 
Krise - Kein Fußbreit den Faschisten“ 
benannt. Im Parteivorstand wurde au¬ 
ßerdem gefragt, was es denn eigentlich 
heißt, angesichts der anhaltenden Aus¬ 
einandersetzungen in der Partei ein 
Fest für die ganze Partei zu machen. 
Wir haben dazu festgehalten, dass sich 
auf den Podien der vier zentralen Dis¬ 
kussionsrunden, die der Parteivorstand 
organisiert, die unterschiedlichen Po¬ 
sitionen wiederfinden müssen, um die 
Diskussionen qualifiziert fortzuführen. 
Wir müssen diesen Rahmen jetzt mit 
Leben füllen und auch Referenten und 
Bündnispartner ansprechen und gewin¬ 
nen. Dazu brauchen wir Hinweise und 


Vorschläge aus der Partei und vor allen 
den Bezirken. 

Ulrich Abczynski: Ich möchte Wera noch 
ergänzen. Ich nahm auf der letzten Par¬ 
teivorstandsitzung als Gast zum Pres¬ 
sefest teil. Der Parteivorstand hat zwar 
die Konzeption einstimmig beschlossen, 
aber ich würde mir aus dem Gremium 
etwas mehr Anregungen und Vorschläge 
zu unserem Fest wünschen. Die Mitglie¬ 
der des Parteivorstandes müssen meiner 
Meinung nach Mittler zwischen dem PV 
und den Bezirken sein. Sie müssen den 
Bezirken helfen, die offenen Fragen dort 
zu klären, auch die Bedenken, die es dort 
gibt. Sie müssen versuchen, unsere Ge¬ 
nossen/innen in die Vorbereitung mehr 
einzubeziehen. 

Werner Sarbok: Wir brauchen bis zum 
Stichtag im November die 35 000 Euro. 
Alle Freunde des Festes sollten prüfen, 
was sie spenden können, die Bezirke, 
Kreise und Gruppen müssen prüfen, ob 
sie mit Zuschüssen die Durchführung des 
Pressefestes absichern können - und wie 
der Buttonverkauf verstärkt werden kann. 

UZ: Was muss die Beratung mit den Be¬ 
zirken leisten, damit der Parteivorstand 
beschließen kann? 

Wera Richter: Wir sind an einem Punkt, 
an dem es nicht mehr reicht, dass alle 
einig sind, das Fest zu wollen. Es müs¬ 
sen sich jetzt auch alle im Klaren dar¬ 
über werden, dass das für alle Hand- 
und Kopfarbeit bedeutet und dass auf 
allen Ebenen mit den Vorbereitungen 
begonnen werden muss. Ein Fest der 
ganzen Partei bedeutet auch, dass nun 
Anregungen und Ideen aus der ganzen 
Partei kommen müssen. Die Diskussi¬ 
on um die Beiträge der Bezirke muss 
forciert werden, um eine Einschätzung 
über den Umfang des Festes zu bekom¬ 
men. Der Zeitfaktor muss nun ernst ge¬ 
nommen werden, sonst ist der Vorlauf 
schneller weg als wir gucken können. 

Ulrich Abczynski: Richtig, bis Novem¬ 
ber ist nicht mehr lang. Wir brauchen 
das Gespräch mit den Bezirken. Dabei 
muss es darum gehen: 

★ Wie können wir das Fest personell 
absichern? 

★ Wie können Bezirke gemeinsame 
Infrastrukturen (Zelte, Bühnen, Gast¬ 
ronomie etc.) nutzen, aber gleichzeitig 
eigenständig auftreten. 

★ Wie schaffen wir die Vorfinanzie¬ 
rung, natürlich auch die finanzielle Ab¬ 
sicherung des Festes? 

★ Wie bekommen wir ein gemeinsames 
Fest hin? 

Die Mitglieder der vorläufigen Presse¬ 
festkommision kommen natürlich gern 
in die Bezirke und wenn es machbar ist 
auch in die Grundeinheiten, um über Al¬ 
les mit Euch zu reden. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler. 
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Arbeiterfrauen stehen vor der Freibank nach minderwertigem Fleisch an. 



Barrikaden in Hamburg. 



Die politische Leitung des Aufstands lag in den Händen von Ernst Thälmann. 


Der Hamburger Aufstand 1923 


V om 23. bis 25. Oktober j ährt sich 
zum 90. Mal das Ereignis, das in 
die Geschichte als Hamburger 
Aufstand eingegangen ist. Hamburger 
Arbeiter unter Führung der kommu¬ 
nistischen Partei versuchten, mit ei¬ 
nem bewaffneten Aufstand das Signal 
für die Revolution in Deutschland zu 
geben. 

Allgemeine Lage in 
Deutschland 

Die wirtschaftliche und politische Lage 
in Deutschlands im Jahre 1923 war 
durch folgende Hauptmomente ge¬ 
kennzeichnet: 

Die im Januar 1923 erfolgte Beset¬ 
zung des Ruhrgebietes und des Rhein¬ 
landes durch Frankreich und Belgien 
hat Deutschland der hauptsächlichs¬ 
ten lebenswichtigsten Grundlagen sei¬ 
ner Wirtschaft beraubt: 80 % der Ei¬ 
sen- und Stahlerzeugung und 71 % der 
Kohlenförderung gingen verloren. Im 
Zusammenhang damit brach über die 
deutsche Industrie und die gesamte 
Volkswirtschaft des Landes eine schwe¬ 
re Wirtschaftskrise herein. 

Die katastrophale Lage der deutschen 
Wirtschaft wurde gekennzeichnet 
durch drei Momente des staatlichen 
und wirtschaftlichen Lebens: das Er¬ 
liegen der Industrie und die Zunah¬ 
me der Erwerbslosigkeit, den Zusam¬ 
menbruch der Staatsfinanzen und die 
Geldentwertung. Insgesamt betrug die 
Zahl der Erwerbslosen und der Kurz¬ 
arbeiter (die entweder nur einige Tage 
in der Woche oder nur einige Stunden 
am Tag beschäftigt waren) im letzten 
Quartal des Jahres 1923 ca. 8 Millionen, 
d.h. mehr als die Hälfte der ganzen Ar¬ 
beiterklasse Deutschlands. 

Um die von den Siegermächten aufer¬ 
legten Reparationskosten aufzubrin¬ 
gen, ließ die Reichsregierung die No¬ 
tenpresse Geld drucken. Der Prozess 
der Markentwertung schlug ein gera¬ 
dezu schwindelerregendes Tempo ein. 
Die sozialen Folgen des Bankrotts der 
Volkswirtschaft waren ganz unver¬ 
kennbar und hatten die äußerste Ver¬ 
elendung der Arbeiterklasse und des 
Mittelstandes nach sich gezogen. Für 
den Betrag der wöchentlichen staat¬ 
lichen Erwerbslosen-Unterstützung 
konnte sich ein Erwerbsloser einen 
Liter Milch oder ein Pfund Brot kau¬ 
fen. Die Monatspension eines Rent¬ 
ners reichte gerade aus, um ein Exem¬ 
plar einer Zeitung oder eine Schachtel 
Streichhölzer zu kaufen. 

Die Wirtschaftskrise des 
Landes zog die politische 
Krise nach sich: 

Anfang August kam es zum General¬ 
streik, der von den unter dem Einfluss 
der KPD stehenden Betriebsräten or¬ 
ganisiert worden war und die (deutsch¬ 
nationale) Regierung Cuno stürzte. 
Stresemann, den der Präsident der Re¬ 
publik, der Sozialdemokrat Ebert, mit 
der Bildung einer neuen Regierung be¬ 
auftragte, erklärte, dass er „die letzte 
bürgerliche Regierung“ bilde. Er war 
überzeugt, dass diese Regierung ge¬ 
stürzt und in Deutschland die Dikta¬ 
tur des Proletariats errichtet werden 
würde. 

Unter dem Einfluss der wirtschaftli¬ 
chen Not machte die Revolutionie- 
rung der Arbeiterklasse in der Tat ra¬ 
sche Fortschritte. Das Kleinbürgertum 
erwartete die Rettung von der Aktion 
des Proletariats und orientierte auf die 
Revolution. Der Einfluss der KPD un¬ 
ter den Arbeitern begann rasch anzu¬ 
steigen, während gleichzeitig der Ein¬ 
fluss der Sozialdemokratie unaufhör¬ 
lich zurückging. Im ganzen Land kam 
es zu sog. „Lebensmittelunruhen“, die 
Arbeiter beschlagnahmten kurzer¬ 
hand die Lebensmittel in den Läden 
und verteilten sie. Die Arbeiterklasse 
bildete spontan proletarische Kampf¬ 
hundertschaften und bereitete sich auf 
die Entscheidungskämpfe vor. Im Ok¬ 
tober waren nahezu 250.000 Menschen 
in diesen proletarischen Hundertschaf¬ 
ten organisiert, die zum Teil bewaffnet 
waren. 

Im Oktober kam es in Sachsen und 
Thüringen zur Bildung von Arbeiter¬ 


regierungen aus Kommunisten und lin¬ 
ken Sozialdemokraten, die in der Folge 
von den Reichswehrtruppen auseinan¬ 
dergejagt wurden. 

Diese Hauptmomente der politischen 
und wirtschaftlichen Lage in der zwei¬ 
ten Hälfte 1923 zeugen davon, dass zu 
jener Zeit eine akut-revolutionäre Si¬ 
tuation gegeben war. 

Die Lage in Hamburg 

Am 21. Oktober wurde auf Initiative 
der KPD nach Chemnitz ein Betriebs¬ 
rätekongress einberufen. Dieser Kon¬ 
gress sollte den Generalstreik prokla¬ 
mieren, der in der Folge, so der Plan 
der KPD, in den bewaffneten Kampf 
des Proletariats um die Macht Umschla¬ 
gen sollte. Nach der Überzeugung der 
Hamburger Parteiorganisation ließ die 
Situation in Mitteldeutschland erwar¬ 
ten, dass von dort aus in den allernächs¬ 
ten Tagen das Signal zum Aufstand ge¬ 
geben und dass dieser ganz Deutsch¬ 
land erfassen wird. 

Zur Zeit des 20. Oktobers war die 
Stimmung unter den Arbeitermassen 
Hamburgs revolutionärer als irgend¬ 
wo sonst in Deutschland. Mit Rück¬ 
sicht hierauf, sowie auf den Umstand, 
dass im Hamburger Bezirk keine Trup¬ 
pen standen, und vor dem Hintergrund, 
das mit einem günstigen Ausgang des 
Chemnitzer Kongresses gerechnet wur¬ 
de, sollte der Aufstand in Hamburg be¬ 
ginnen und zum Signal werden für den 
Generalaufstand. 

Der Aufstand 

Es standen sich höchst unterschiedliche 
Kräfte gegenüber. Auf der einen Sei¬ 
te etwa 250 bis 300 äußerst schwach 
bewaffnete Arbeiter, auf der anderen 
Seite mehr als 6.000 Mann aus Reichs¬ 
wehr, Polizei und Reichsmarine, schwer 
bewaffnet mit Geschützen, Panzern 
und Torpedobooten. Es gelang den 
Aufständischen, handstreichartig rund 
20 Polizeiwachen zu besetzen. 3 Tage 
hielten die Kämpfer durch, aktiv un¬ 
terstützt aus der Bevölkerung, die von 
ihren kargen Lebensmitteln abgab und 
beim Barrikadenbau behilflich war. 
Insbesondere aus den Reihen der Ju¬ 
gend und der Frauen fanden die Kämp¬ 
fer Unterstützung. Deshalb gelang es 
der sozialdemokratischen Hamburger 
Regierung nicht, den Aufstand zu bre¬ 
chen. 

Die Hamburger Kommunisten hat¬ 
ten mit dem Aufstand ein Signal an 
das restliche Reich gegeben, welches 
ihm jedoch nicht folgte. Nur mit ei¬ 
ner hauchdünnen sozialdemokrati¬ 
schen Mehrheit beschloss der Kon¬ 
gress in Chemnitz nicht den General¬ 
streik. Die Arbeiter verhielten sich in 
Hamburg zwar solidarisch, ebenso die 
Masse der in der Sozialdemokratie or¬ 
ganisierten Arbeiter. Aber sie griffen 
nicht aktiv ein, der Aufstand verbreiter¬ 
te sich nicht, weder in Hamburg noch 
im Reich. So blieb den Kämpfern nur 
der Ausweg, nach mehr als 60 Stunden 
Gefecht, den geordneten Rückzug an¬ 
zutreten. 

Der Hamburger Aufstand endete zwar 
mit einer militärischen Niederlage, 
aber mit einem politischen Erfolg. Die¬ 
ser ist an drei Dingen messbar: 

Mehr als 50.000 Mitglieder traten aus 
der SPD aus 

Die KPD, die führende Kraft des Auf¬ 
standes, erhielt bei der nachfolgen¬ 


den Reichstagswahl Stimmengewin¬ 
ne: Reichsweit von 18% auf 26%, in 
Hamburg von 11% auf 18%. Das An¬ 
sehen der KPD war wegen des Ham¬ 
burger Aufstandes in der Bevölkerung 
nicht gesunken, sondern gewachsen. 
Er zeigte der Arbeiterklasse, dass die 
Kommunistische Partei sich nicht im 
Parlamentarismus verlor, sondern sich 
für die grundsätzlichen Veränderungen 
im Interesse der arbeitenden Bevölke¬ 
rung einsetzte. 

Die Niederlage hat weitreichende Fol¬ 
gen für die damals noch junge Kommu¬ 
nistische Partei Deutschlands gehabt, 
immerhin war die Partei gerade mal 5 
Jahre alt - der Prozess zur Formierung 
als starke Interessenvertretung der Ar¬ 
beiterklasse und revolutionäre Partei 
mit Masseneinfluss wurde beschleunigt. 
Und International begann nach dem 
Hamburger Aufstand und Aufstands¬ 
versuchen in anderen Ländern in der 
Kommunistischen Internationale die 
Diskussion über die Möglichkeit des 
Aufbaus des Sozialismus vorerst in ei¬ 
nem Land. 

Die Lehren des 
Hamburger Aufstands 

Es kann nicht darum gehen, dem My¬ 
thos des bewaffneten Kampfes zu hul¬ 
digen. Er kann nur ein Mittel sein, um 
sich gegen reaktionäre und bewaffnete 
Angriffe zu verteidigen. 

Jede fortschrittliche Umwälzung der 
Gesellschaft kann nur dann gelingen, 
wenn die Masse der Bevölkerung, und 
insbesondere die Arbeiterklasse, die 
Werktätigen in den Betrieben und die 
vom Produktionsprozess Ausgegrenz¬ 
ten, dahinter stehen und aktiv mit ein- 
greifen. Dazu gehört die Arbeit in den 
Betrieben und den Gewerkschaften. 
Dort muss es gelingen, über den Ab¬ 
wehrkampf hinaus gesellschaftliche 
Alternativen zum Kapitalismus aufzu¬ 
zeigen. 

Die Menschen in den Betrieben und 
Stadtteilen können wir nur gewinnen, 
indem wir ihre Sorgen und Nöte auf¬ 
greifen. Damals wie heute kann es 
deshalb nur darum gehen, aktiv gegen 
die Geißel des Kapitalismus, gegen die 
Massenarbeitslosigkeit und Armut, ge¬ 
gen den Raubbau an den sozialen Si¬ 
cherungssystemen vorzugehen. 

Die Kommunistische Partei als orga¬ 
nisierter Ausdruck der kommunisti¬ 
schen Strömung in der Arbeiterbewe¬ 
gung unseres Landes spiegelt in ihrer 
Geschichte das Leben und Wirken von 
Generationen von Kommunisten und 
Kommunistinnen in ihrer Zeit, in den 
damaligen ökonomischen und gesell¬ 
schaftlichen Zusammenhängen wider. 
Unsere Partei - die DKP - ist die au¬ 
thentische Kommunistische Partei in 
unserem Land. Von den Erfahrungen 
früherer Generationen von Kommunis¬ 
ten lernend, und mit den Erfahrungen, 
die wir heute sammeln, tragen wir dazu 
bei, die Abwehrkämpfe zu organisieren 
und schließlich aus der Defensive wie¬ 
der in die Offensive zu kommen. Des¬ 
halb ist die Bündelung aller ehrlichen 
revolutionären und sich als Kommu¬ 
nistinnen und Kommunisten fühlen¬ 
den Kräfte in der aus den historischen 
Wurzeln gebildeten Kommunistischen 
Partei, der DKP nötig. Je stärker die 
Kommunistische Partei ist, desto kon¬ 
sequenter lässt sich der Klassenkampf 
führen. Olaf Harms 
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Theorie und Geschichte 
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Revolutionäre Theorie in nichtrevolutionärer Zeit 


Berlin hat ein neues Marx-Engels-Zen¬ 
trum, initiiert von Marianna Schauzu 
und Andreas Wehr. Seine Arbeit soll 
mit anderen linken Bildungseinrich¬ 
tungen, vor allem mit der Marx-En- 
gels-Stiftung Wuppertal, aber auch mit 
der Berliner „Hellen Panke“ der Rosa- 
Luxemburg-Stiftung sowie linken Pu¬ 
blikationen verknüpft werden. Wir do¬ 
kumentieren hier die Rede, die Georg 
Fülberth am 5. Oktober zur Eröffnung 
gehalten hat. 

Die Veranstalterinnen und Veranstalter 
haben sich von mir ein Referat mit dem 
Titel „Keine revolutionäre Praxis ohne 
revolutionäre Theorie“ gewünscht. Das 
habe ich aus zwei Gründen abgelehnt: 
Erstens: Es gilt ja auch das Umgekehr¬ 
te. Revolutionäre Theorie ging nie re¬ 
volutionärer Praxis weit voraus, son¬ 
dern entwickelte sich immer zugleich 
mit ihr. Also: Keine revolutionäre 
Theorie ohne revolutionäre Praxis. Da 
wir gegenwärtig keine revolutionäre 
Praxis haben, gibt es keine revolutionä¬ 
re Theorie im operativen Sinn. Warum 
aber gibt es beides gegenwärtig nicht? 
Antwort: Weil wir uns weder in einer 
revolutionären noch vorrevolutionären 
Situation befinden. Deshalb gilt 
Zweitens: Keine revolutionäre Theorie 
und keine revolutionäre Praxis ohne re¬ 
volutionäre Situation. 

Und eine revolutionäre Situation ha¬ 
ben wir gegenwärtig nicht. 

Unter revolutionärer Theorie in der 
Einladung ist offenbar der Historische 
Materialismus gemeint. Kurzform, der 
Marxismus. Was aber wird aus dem 
Marxismus in nichtrevolutionärer Zeit? 
Marx und Engels kannten das Pro¬ 
blem. Das „Manifest der Kommunis¬ 
tischen Partei“ von 1848 war revoluti¬ 
onäre Theorie in einer akut vorrevolu¬ 
tionären Situation zur Anleitung einer 
revolutionären Praxis, deren Schritte 
und Ziele in diesem Manifest ja pro¬ 
klamiert wurden. 

Die Revolution aber scheiterte, und 
Marx und Engels hatten sich im Exil 
mit Revolutionären auseinanderzuset¬ 
zen, die Revolution in einer nichtrevo¬ 
lutionären Situation machen wollten. 
Dies hielten sie für putschistisch, und 
Marx erklärte 1850: „Eine neue Revo¬ 
lution ist nur möglich im Gefolge einer 
neuen Krisis. Sie ist aber auch ebenso 
sicher wie diese.“ (MEW 7:440) 
Damals banden sie also die Erwartung 
einer Revolution an die Erwartung ei¬ 
ner Krise. In diesem Sinne setzten sie 
Hoffnungen auf die Weltwirtschafts¬ 
krise von 1857. Stattdessen brach nach 
dieser das nichtrevolutionäre viktori¬ 
anische und wilhelminische Zeitalter, 
in Frankreich: la belle epoque, an und 
dauerte bis 1914. In seiner Schrift „Zur 
Kritik der Politischen Ökonomie“ von 
1859 bestimmte Marx die Bedingungen 
von Revolution neu: 

„Eine Gesellschaftsordnung geht nie 
unter, bevor alle Produktivkräfte ent¬ 
wickelt sind, für die sie weit genug ist, 
und neue höhere Produktionsverhält¬ 
nisse treten nie an die Stelle, bevor die 
materiellen Existenzbedingungen der¬ 
selben im Schoß der alten Gesellschaft 
selbst ausgebrütet worden sind. Daher 
stellt sich die Menschheit immer nur 
Aufgaben, die sie lösen kann, denn ge¬ 
nauer betrachtet wird sich stets finden, 
daß die Aufgabe selbst nur entspringt, 
wo die materiellen Bedingungen ihrer 
Lösung schon vorhanden oder wenigs¬ 
tens im Prozeß ihres Werdens begriffen 
sind.“ (MEW 13:9) 

(Nebenbei bemerkt haben wir hier 
einen ersten Hinweis auf eine Ursa¬ 
che der Niederlage des Staatssozialis¬ 
mus der Jahrzehnte 1917-1991 in der 
Systemauseinandersetzung.) 

Unter diesen Umständen entstand 
„Das Kapital“ - eine Analyse des Ka¬ 
pitalismus in nichtrevolutionärer Zeit. 
Dieses Buch hat einen Doppelcharak¬ 
ter: 

Erstens: Marx ist hier immer noch auf 
der Suche nach Engpässen der kapi¬ 
talistischen Entwicklung, die zur Auf¬ 
hebung des Kapitalismus führen kön¬ 
nen: Allgemeines Gesetz der kapitalis¬ 
tischen Akkumulation, Tendenzieller 


Fall der Profitrate, Überflüssigwerden 
der Kapitaleigentümer in den Aktien¬ 
gesellschaften, Zentralisation des Ka¬ 
pitals. Aber nirgends ergibt sich daraus 
eine Zwangsläufigkeit des kapitalisti¬ 
schen Zusammenbruchs, deshalb ist 
„Das Kapital“ nicht ausschließlich ein 
Buch, das zeigt, wie der Kapitalismus 
endet, sondern es analysiert auch, wie 
er funktioniert. In Russland um 1900 
wurde es von der zahlenmäßig kleinen 
russischen liberalen Bourgeoisie ge¬ 
schätzt und von der zaristischen Zen¬ 
sur nicht verboten. Es zeigte die Pers¬ 
pektiven kapitalistischer Entwicklung 
auch in diesem Land. 
Nichtrevolutionäre Situationen führen 
dazu, dass auch der Marxismus nichtre¬ 
volutionär wird. Er taugt weiterhin zur 
Analyse des Kapitalismus, wirkt dabei 


aber im Grunde fast schon affirmativ, 
denn er zeigt, wie gesagt, wie der Ka¬ 
pitalismus funktioniert. Darauf hat zu¬ 
erst 1923 Karl Korsch in seinem Buch 
„Marxismus und Philosophie“ hinge¬ 
wiesen. Seiner Meinung nach bewegte 
sich um 1900 die revolutionäre Theorie 
des mittlerweile in die Jahre gekomme¬ 
nen Kommunistischen Manifests weit 
oberhalb der aktuellen nichtrevoluti¬ 
onären Situation. Insofern sei Eduard 
Bernstein der bessere Marxist gewesen, 
denn er analysierte die Gegenwart ad¬ 
äquater. 

Dabei ist eine nichtrevolutionäre Si¬ 
tuation noch idyllisch im Verhältnis zu 
einer Situation der permanenten und 
dynamischen innerkapitalistischen Re¬ 
volution, wenn also das Kapital selbst 
zu einem revolutionären Subjekt wird, 
das die Gesellschaft ständig umwälzt: 
durch technologische Innovationen 
und die Mobilisierung von Konsens, in 
dem die Volksmassen selbst als Subjekt 
ihres Begehrens zur Weiterentwicklung 
des Kapitalismus beitragen. Antonio 
Gramsci nannte dies eine „passive Re¬ 
volution“: die Unterklassen akzeptie¬ 
ren die Hegemonie des Kapitals und 
befestigen diese durch ihre eigene Mo¬ 
bilisierung selbst. Für den politischen 
Überbau nannte Johannes Agnoli dies 
eine „Involution“. Das deutsche Wahl¬ 
ergebnis vom 22. September 2013 bil¬ 
det eine solche Entwicklung ab: Vollen¬ 
dung der bürgerlichen Hegemonie. Die 
peinlicheren Masken kapitalistischer 
Politik (die FDP) werden abgeräumt 
und durch das freundliche Antlitz der 
Kanzlerin ersetzt. Neben ihr steht mit 
absoluter Mehrheit ein Ministerpräsi¬ 
dent der CSU, der aus der Arbeiterklas¬ 
se aufgestiegen und lange Zeit Vorsit¬ 
zender der Christlich Sozialen Arbeit¬ 
nehmerschaft gewesen ist. 

In einer solchen Lage wird der histori¬ 
sche Materialismus, wenn er nicht völ¬ 
lig verschwindet, akademisch. Ein Bei¬ 
spiel hierfür ist in den USA der so ge¬ 
nannte Analytische Marxismus, dessen 
Vertreter sich um den Nachweis bemü¬ 
hen, dass die Befunde des so genann¬ 
ten methodologischen Individualismus 
in ökonomischer und politologischer 


Von Georg Fülberth 

Theorie auch historisch-materialistisch 
formuliert werden können, wobei dann 
die Marxisten letztlich dasselbe sagen 
wie die Nichtmarxisten. Eine zweite 
Spielart des Akademischwerdens mar¬ 
xistischen Denkens ist die so genannte 
Neue Marx-Lektüre, die „Das Kapital“ 
auf reine Begriffslogik ohne Geschich¬ 
te reduziert. 

Zu diesen Entwicklungen scheinen 
zwei aktuelle Phänomene quer zu lie¬ 
gen. 

Die erste ist die gegenwärtige Marx- 
Renaissance. Innerhalb einer einzigen 
Generation sind zwei neue Marx-Bio¬ 
grafien - von Francis Wheen und Jona¬ 
than Sperber - und eine Engels-Biogra¬ 
phie - von Tristram Hunt - erschienen. 
Die UNESCO hat den ersten Band 
des „Kapital“ in das „Gedächtnis der 


Menschheit“ aufgenommen, zusam¬ 
men mit der Himmelscheibe von Ne- 
bra und dem Lorscher Arzneibuch. Das 
bedeutet eine Musealisierung des His¬ 
torischen Materialismus ohne jede po¬ 
litische Bedeutung, seine Versenkung 
in den Fundus des 19. Jahrhunderts, von 
wo er beileibe nicht etwa als Wieder¬ 
gänger im 21. Jahrhundert auftauchen 
und Ärger machen soll. 

Die zweite Schein-Aktualisierung ist 
das gegenwärtige weit verbreitete an¬ 
tikapitalistische Ressentiment ohne 
praktische Funktion. Es ist ein allge¬ 
meines Gemaule über den Kapitalis¬ 
mus ausgebrochen, unter anderem in 
den Feuilletons. Das ist nur ein Dampf¬ 
ablassen. 

Diese beiden scheinbaren Ausnahmen 
ändern nichts an dem Befund, dass 
wir im Augenblick schlechte Zeiten 
für eine revolutionäre Theorie haben. 
Und das ist genau der richtige Moment 
für die Gründung eines Marx-Engels- 
Zentrums. In diesem Marx-Engels- 
Zentrum kann unter anderem darüber 
nachgedacht werden, was das denn ist: 
der Marxismus. Hier eine vorläufige 
Antwort: 

Unter Marxismus kann verstanden 
werden: 

1. historisch-materialistische Analyse 
von Ökonomie und Klassenverhält¬ 
nissen, 

2. eine auf diese gestützte Theorie der 
Politik, 

3. politische Praxis in der Perspektive 
einer Aufhebung der kapitalistischen 
Gesellschaft. 

Es ist sinnvoll, eine Bilanz über seine 
bisherigen Leistungen und Defizite zu 
ziehen. 

In einem Punkt hat er sich heute welt¬ 
weit durchgesetzt: der Materialismus 
ist zur Selbstverständlichkeit gewor¬ 
den. Die Begründung des Historischen 
Materialismus im 19. Jahrhunderts, die 
Konstatierung der Priorität der mate¬ 
riellen Lebensbedingungen vor dem 
so genannten Überbau, war eine wis¬ 
senschaftliche Revolution, deren Er¬ 
gebnisse das Denken der Gegenwart 
unrevidierbar bestimmen. Das gesam¬ 
te bürgerliche Denken des 20. Jahrhun¬ 


derts: von Max Weber bis zu Foucault 
und Habermas, ist - gerade dort, wo es 
sich davon abzusetzen sucht - undenk¬ 
bar ohne diese vorangegangene Um¬ 
wälzung. Wir alle und unsere Gegne¬ 
rinnen und Gegner sind heute Materia¬ 
listen, auch diejenigen, die es nicht sein 
wollen. Die Neoliberalen sind ebenfalls 
Materialisten, und gerade sie. Im Wis¬ 
senschaftsbereich haben sie die so ge¬ 
nannte Ökonomische Theorie der Po¬ 
litik (oder Neue Politische Ökonomie) 
etabliert. Sie lehrt, dass die Politik der 
Überbau der Ökonomie sei. Marxis¬ 
ten kommt das sehr bekannt vor. Un¬ 
ter „Ökonomie“ werden von den Neo¬ 
liberalen dabei ausschließlich „die 
Märkte“ verstanden und nicht das, was 
im Historischen Materialismus diesen 
selbst wieder zugrunde liegt: Produk¬ 


tivkräfte, Produktionsverhältnisse, Ei¬ 
gentumsverhältnisse. In den Schulen 
wurde auf Druck der Unternehmer 
und mit Billigung der Gewerkschaften 
der Sozialkunde-Unterricht durch das 
Fach „Politik und Wirtschaft“ ersetzt. 
Da soll gelernt werden, dass Demo¬ 
kratie marktkonform zu sein hat. Sei‘s 
drum. Gäbe es marxistische Lehre¬ 
rinnen und Lehrer, könnten sie etwas 
daraus machen, indem sie die Eigen¬ 
tums- und Machtverhältnisse sichtbar 
machen, die unter den Märkten liegen. 
Etwa neunzig Jahre lang, seit dem Er¬ 
scheinen des dritten Bandes des „Kapi¬ 
tal“, hatte die Marxsche Kritik der Politi¬ 
schen Ökonomie eine Achillesferse: die 
Arbeitswert- und damit die Mehrwert¬ 
lehre schien nicht beweisbar zu sein. 
1983 gab es hier einen Durchbruch: in 
ihrem Buch „Laws of Chaos“ zeigten die 
beiden israelischen Mathematiker Em¬ 
manuel Farjoun und Moshe Machover, 
dass die Arbeitswertlehre des ersten 
Bandes des „Kapital“ logisch stringent 
und empirisch weitgehend belegbar ist. 1 
Paul W. Cockshott und Allinn Cotrell 
haben, daran anküpfend, gezeigt, dass 
eine arbeitswertbasierte demokrati¬ 
sche Planwirtschaft möglich ist. 2 Hier 
in Berlin haben sich Elke und Helmut 
Dunkhase große Verdienste um die 


Übersetzung und Propagierung dieses 
bahnbrechenden Werks gemacht. 

Eine andere Frage allerdings ist, ob 
die Menschen das, was möglich ist, 
auch wollen. Die Wahlergebnisse zei¬ 
gen, dass dies nicht der Fall ist. Wir 
befinden uns hier an der schwächs¬ 
ten Stelle des gegenwärtigen Marxis¬ 
mus: der Theorie der Politik und der 
politischen Praxis. Ideologiepolitisch 
hängt uns das Scheitern des Staatsso¬ 
zialismus wie ein Mühlstein am Hals. 
Wir werden uns nicht darum drücken 
können, Marx und Engels haben sich 
ja auch nicht gedrückt. Der erste sozi¬ 
alistische Staat, die Pariser Commune, 
dauerte nur zwei Monate. Marx machte 
sie zum Thema einer gründlichen Ana¬ 
lyse, in seiner Schrift „Der Bürgerkrieg 
in Frankreich“ 1871. Diese Arbeit liegt 
noch vor uns. Es geht nicht nur um die 
ungünstigen Rahmenbedingungen. Wir 
haben zu fragen: 

Erstens: Warum hatten die bisherigen 
sozialistischen Gesellschaften eine so 
geringe Arbeitsproduktivität? 
Zweitens: Warum gab es in ihnen so 
wenig Produktinnovation? 

Drittens: Warum waren sie nicht demo¬ 
kratisch? 

Einen methodischen Hinweis, wes¬ 
halb es so kam, fanden wir ja schon 
in den vorhin zitierten Ausführungen 
von Marx aus dem Jahr 1859. Beschäf¬ 
tigung mit unserer Vergangenheit soll¬ 
te nicht darauf hinauslaufen, wie abge¬ 
dankte Generäle verlorene Schlachten 
nachzustellen und zu überlegen, wie 
sie doch noch hätten gewonnen wer¬ 
den können. Da ist nichts. Die sozialis¬ 
tischen Gesellschaften erwiesen sich in 
ihrer späten Phase - wie vor ihnen der 
Absolutismus - als konservativ gegen¬ 
über der revolutionären Dynamik des 
Kapitalismus. 

Inzwischen treibt dieser seine innere 
Umwälzung weiter voran, und wir soll¬ 
ten nicht ein weiteres Mal hinter abge¬ 
fahrenen Zügen herpfeifen. Seine über¬ 
legene Arbeitsproduktivität schlug den 
Sozialismus nieder, aber in seinen am 
weitesten entwickelten Regionen wird 
ihre weitere Steigerung in ihrer bishe¬ 
rigen Form - anders als die Produktin¬ 
novation - auch für ihn zum Problem. 
Alle seine internen Revolutionen aber 
vollziehen sich im Rahmen von - schon 
vorkapitalistisch jahrtausendelang aus¬ 
geübter -Verfügungsgewalt von Men¬ 
schen über Menschen, zwischen den 
Geschlechtern und Generationen, über 
die tierische und pflanzliche Mitlebe- 
welt 3 sowie über Daten. Revolutionäre 
Politik muss das aufbrechen. 

Das ist viel Holz. Es wird Zeit, dass wir 
es endlich anpacken. 

1 Farjoun, Emmanuel, und Moshe Macho¬ 
ver 1983: Laws of Chaos. A Probabilistic Ap- 
proach to Political Economy. London. Zum ge¬ 
genwärtigen Stand der Diskussion: Fröhlich, 
Nils 2009: Die Aktualität derArbeitswertthe- 
orie. Theoretische und empirische Aspekte. 
Marburg. 

2 Cockshott, Paul W., und Allin Cottrell 2012: 
Alternativen aus dem Rechner. Für sozialis¬ 
tische Planung und direkte Demokratie. 2. 
Aufl. Köln. 

3Tjaden, Karl Fiermann: Kann es einen „zu¬ 
kunftsfähigen Marxismus“ geben? http:// 
www.linksnet.de/de/artikel/23986 
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„Das Verhältnis zwischen Armen und Reichen ist 
das einzige revolutionäre Element in der Welt“ 

Zu Georg Büchners 200. Geburtstag am 17. Oktober 2013 


2013 ist ein Jubiläumsjahr für Litera¬ 
tur, Musik und soziale Bewegungen; 
Richard Wagner und Giuseppe Verdi, 
Otto Ludwig und Friedrich Wilhelm 
Weber - dessen Epos „Dreizehnlin¬ 
den“ in Westfalen in Millionenauflage 
verbreitet ist -, Friedrich Hebbel und 
Spren Kierkegaard, Adolph Kolping 
und andere wurden vor zweihundert 
Jahren, im Jahr der Befreiungskrie¬ 
ge und der Völkerschlacht bei Leip¬ 
zig 1813, geboren. Und auch Georg 
Büchner. Die Gegensätzlichkeit von 
parallelen Auffassungen wird an zwei 
Medizinern deutlich: Büchner als Ra¬ 
dikaldemokrat und F.W. Weber als kon¬ 
servativer Dichter. 

Büchners Leben war kurz: Geboren 
am 17. Oktober 1813, an einem Tag der 
Völkerschlacht, in Goddelau bei Darm¬ 
stadt, starb er am 19. Februar 1837 in 
Zürich, im Exil. Was er in dem kurzen 
Leben leistete grenzt an Wunder und 
war Genialität: Er studierte Medizin, 
promovierte und wurde Privatdozent 
an der Universität Zürich; er engagier¬ 
te sich als Revolutionär mit einer der 
berühmtesten politischen Flugschrif¬ 
ten, dem „Hessischen Landboten“. Er 
las umfänglich die Gegenwartslitera¬ 
tur, übersetzte Werke Victor Hugos 
aus dem Französischen und führte ei¬ 
nen umfangreichen Briefwechsel, der 
oft von programmatischer Bedeutung 
war. Er schrieb eines der berühmtesten 
Schauspiele über die Französische Re¬ 
volution von 1789 mit „Dantons Tod“. 
Er hinterließ das Fragment eines der 
frühesten und gleichzeitig wichtigsten 
sozialen Dramen unserer Literatur 
„ Woyzeck“ mit dem der Proletarier die 
deutsche Bühne betrat und ein neuer 
Dramentyp geschaffen wurde, das so¬ 
ziale Drama. Er versuchte sich als Psy¬ 
choanalytiker, obwohl es die Disziplin 
noch nicht gab, mit der Novelle „Lenz“ 
und er schuf „Leonce und Lena“, womit 
er das Genre „Komödie“ neu besetz¬ 
te. Diese Werke haben Wissenschaft¬ 
ler und Theaterpraktiker, Politiker und 
Künstler und vor allem Leser und Zu¬ 
schauer bis heute anhaltend beschäf¬ 
tigt und zu immer neuen Überlegun¬ 
gen und Interpretationen geführt, teils, 
süchtig nach Sensationen, auf Abwege 
führend, teils ästhetische und geistige, 
aber auch politische und soziale Pro¬ 
zesse beeinflussend. 

Die Völkerschlacht änderte die europä¬ 
ischen Machtstrukturen. 1815 wurden 
durch den Wiener Kongress die feudal¬ 
absolutistischen Verhältnisse weitge¬ 
hend restauriert. Parallel dazu begann 
die industrielle Revolution und die Ar¬ 
beiterklasse samt ihren Organisationen 
entstand. Alles das wurde in den we- 



Georg Büchner:„Guten Tag, Bürger!“ 


nigen Werken Büchners thematisiert, 
wodurch sie nicht nur literarisch au¬ 
ßergewöhnlich, sondern auch historisch 
von Bedeutung geworden sind. Dabei 
hatte das niemand dem Dichter an der 
Wiege gesungen. Das Großherzogtum 
Hessen-Darmstadt war ein Kleinstaat, 
der zu Büchners Zeit ein rückständi¬ 
ges Agrarland war. Die sozialen Wider¬ 
sprüche brachen schroffer als in ande¬ 
ren Regionen auf. Trotz der Reaktion 
nach 1815 ließen sich nicht alle Fort¬ 
schritte der bürgerlichen Revolution 
rückgängig machen. Die bürgerlichen 
Rechte aus dem Code civil und ein 
sichtbarer Fortschritt der bürgerlichen 
Demokratie in den Rheinbundstaaten 
blieben teilweise wirksam und beein¬ 
flussten Georg Büchner, in der schuli¬ 
schen Bildung setzte sich eine neuhu¬ 
manistische und naturwissenschaftliche 
Thematik durch. Deshalb erschien die 
Julirevolution 1830 Georg Büchner als 
Fortsetzung des Kampfes um bürgerli¬ 
che Rechte und Freiheiten. Er erlebte 
während seiner Studien in Straßburg 
(Wintersemester 1831/32 bis Sommer¬ 
semester 1833) die Auseinandersetzun¬ 
gen in Frankreich: Die Studenten strit¬ 
ten über den Weg zu einer Republik. 
Die Vorstellungen galten dem ameri¬ 
kanischen, föderalistischen System, der 
französischen Verfassung von 1791, ra¬ 
dikale Demokraten, zu denen Büchner 
gehörte, favorisierten die Jakobinerre¬ 
publik von 1793/94. Büchner und seine 
Freunde sollen sich „nur mit den Wor¬ 
ten „Bon jour, citoyen!“ (Guten Tag, 
Bürger) gegrüßt haben. 

„Dantons Tod“ (1835, vollständig erst 
1879) war ein Stück dieser Zeit und the¬ 
matisierte eine Revolution, deren Fort¬ 
gang unklar war. Für den hingerichte- 
ten König fand sich nicht ein Wort des 


Mitleids, aber über die Wege zur Lö¬ 
sung der sozialen Widersprüche, die 
das Volk quälten, gab es gegensätzliche 
Vorstellungen, die sich ausschließend 
gegenüberstanden und beide scheiter¬ 
ten. Büchners Vorstellung war, dass die 
Rede von der Tugend der Revolution, 
wie sie Robespierre pflegte, dem Volk 
nichts zu essen brachte. Hier war der 
Schritt zu neuen Verteilungsprinzipien 
zu gehen, den Büchner ahnte. - Sein 
dramatisches Fragment „Woyzeck“ war 
ein Gegenwartsstück und ist ein Lehr¬ 
stück der sozialen Zerstörung eines 
Menschen und einer Familie geworden. 
Es ging auf einen Kriminalfall zurück: 
Der arbeitslose Friseur und Perücken¬ 
macher Johann Christian Woyzeck, 41 
Jahre, erstach 1821 in Leipzig seine Ge¬ 
liebte, die 46-jährige Johanna Christi¬ 
ane Woost. Die Tat löste gerichtspsy¬ 
chiatrische Auseinandersetzungen 
über Schuldfähigkeit und soziale Ur¬ 
sachen der Verbrechen aus, die auch 
nach der Hinrichtung Woyzecks 1824 
weitergeführt wurden. Das interessier¬ 
te Büchner, der aus einer Medizinerfa¬ 
milie stammte. Aber die Bedeutung des 
Stücks liegt vor allem in den sozialen 
Problemen, die in dieser Zuspitzung 
neu waren, und den abgeleiteten Fra¬ 
gestellungen. Die Wirkung war gewal¬ 
tig, stellte sich aber erst spät ein, denn 
das Stück wurde 40 Jahre nach Büch¬ 
ners Tod bekannt, erstveröffentlicht in 
der naturalistischen Zeitschrift „Mehr 
Licht!“, und 100 Jahre nach Büchners 
Geburt uraufgeführt. Seither gehört es 
zu den berühmtesten Werken der deut¬ 
schen Literatur. 

An Woyzeck vollzog sich soziale De¬ 
klassierung: Er sank sozial auf die un¬ 
terste Stufe und war bei Büchner noch 
Plebejer und ansatzweise schon Pro¬ 
letarier, als Besitzloser rechtlos. Vom 
Vorgesetzten, dem Hauptmann, wird er 
moralisch disqualifiziert, vom Doktor 
im Menschenversuch missbraucht, von 
der Geliebten Marie betrogen, von ih¬ 
rem Freier lächerlich gemacht. Für eine 
Ehe kann er die benötigte Mindest¬ 
summe nicht aufbringen. Insofern ist 
Woyzeck in seiner Handlungsfreiheit 
als Soldat und auch als Vater an unters¬ 
ter Stelle angesiedelt. Möglichkeiten 
des Widerstandes gibt es für ihn nicht, 
nur den Ausbruch in die Gewalttat. Mit 
Büchners „Woyzeck“ rückte der sozial 
Entwurzelte ins Zentrum des theatrali¬ 
schen Geschehens. Er wird zur Haupt¬ 
person einer Handlung, die er selbst 
nicht bestimmen kann. Ein grandioser 
künstlerischer Einfall, der zudem mit 
eindringlichen szenischen - dem neuar¬ 
tigen Stationenstück - und vielfältigen 
sprachlichen Mitteln umgesetzt wurde. 


„Woyzeck“ wurde zur Revolutionie- 
rung der künstlerischen Traditionen, 
Methoden und Gegenstände. Die Ge¬ 
sellschaftskritik Büchners richtete sich 
auf die ungerechten Verteilungsprin¬ 
zipien der Gesellschaft, für ihn im Wi¬ 
derspruch von Arm und Reich, Hütten 
und Palästen („Hessischer Landbote“) 
gegenwärtig. 

Mit dem beginnenden Naturalismus 
um 1875, zuerst betrieben durch Karl 
Emil Franzos, begann die Rezeption 
des Woyzeck, die 1920 einen ersten 
und mit Alban Bergs Oper „Wozzek“ 
1925 einen weiteren Höhepunkt er¬ 
reichte. Bertolt Brecht, auf dessen epi¬ 
sches Theater Büchner Einfluss hatte, 
hielt „Woyzeck“ für eines der stärks¬ 
ten Werke der deutschen Literatur. In 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
begann eine Phase der Rezeption, die 
durch weitere Forschungen und die 
Massenmedien unterstützt wurde. Die 
Beschäftigung mit dem Werk Büchners 
ist umfangreich und wissenschaftlich 
vorbildlich Der Georg-Büchner-Preis 
(seit 1923) bekam 1951 eine neue Qua¬ 
lität und gilt als höchste deutsche Aus¬ 
zeichnung für Literatur. Trotzdem ist 
auf die herausragende politische Rolle 
des Dichters immer wieder hinzuwei¬ 
sen, um sie nicht im Ästhetischen auf¬ 
gehen zu lassen. 

Von der Julirevolution 1830 aus datiert 
ein loser Zusammenschluss deutscher 
Schriftsteller, die der Literatur eine 
verstärkte politische und gesellschaft¬ 
liche Wirkung geben wollten. Zu die¬ 
sem Jungen Deutschland zählte man 
u.a. Heinrich Heine, Ludwig Börne 
und Karl Gutzkow, der Büchner einen 
Pfad in die Literatur bahnte und an den 
er 1835 den Brief schrieb, aus dem die 
Überschrift zu diesem Artikel stammt. 
Büchner, dessen Schriften den Mäch¬ 
tigen als unsittlich galten, wollte nicht 
dazu gerechnet werden, seine Ansich¬ 
ten waren radikaler. Er warf dem Jun¬ 
gen Deutschland „völliges Misskennen 
unserer gesellschaftlichen Verhältnisse“ 
vor und forderte stattdessen die Fokus¬ 
sierung auf das unterdrückte Volk und 
die sozialen Gegensätze. Seine politi¬ 
schen Vorstellungen und Ziele wurden, 
trotz abschwächender Eingriffe des 
Theologen Dr. Friedrich Ludwig Wei- 
dig, im „Hessischen Landboten“ (1834) 
deutlich. Büchner wollte den vierten 
Stand über einen revolutionären Um¬ 
sturz an die Macht bringen. Das Motto 
des „Hessischen Landboten“ „Friede 
den Hütten! Krieg den Palästen!“ war 
ernst gemeint. Für Büchner war eine 
Revolution erfolgreich, wenn die Ar¬ 
men gegen die Reichen gesiegt hat¬ 
ten. „Ein Gesetz, das die große Masse 


der Staatsbürger zum fronenden Vieh 
macht, um die natürlichen Bedürfnisse 
einer unbedeutenden und verdorbenen 
Minderzahl zu befriedigen“ (Brief an 
die Familie von 1833), wollte er nicht 
akzeptieren, sondern verändern. 

Dazu gehörte für ihn auch, dem Volk zu 
verdeutlichen, dass es „im Loch“ steckt 
und das nicht einmal mehr merkt. Das 
war sein Vorsatz, erfüllt sah er ihn nicht 
und aktuell ist er bis heute. Büchners 
philosophische und politische Ansich¬ 
ten waren radikaldemokratisch und 
berührten frühsozialistische Anschau¬ 
ungen. Sein gesellschaftliches Konzept 
war seinen Zeitgenossen voraus. - Sein 
Jubiläum ist für einige Anlass, dieses 
Bild von Werk und Dichter zu zerstö¬ 
ren und aus dem Revolutionär einen 
auf Erlösung hoffenden Christen zu 
machen: Hermann Kurzkes gut les¬ 
bare „Geschichte eines Genies Georg 
Büchner“ (2013) ist dabei vorsichtig 
und mehr schöne Dichtung als wis¬ 
senschaftliche Darstellung, Matthias 
Matusseks unsäglicher Artikel „Heili¬ 
ger Rebell“ (Spiegel 2013, Nr. 40) ver¬ 
sucht dagegen einen vernichtenden 
Rundumschlag, der bis zu Brecht, Kurt 
Barthel (KuBa) und anderen „stalinis- 
tischen Apologeten“ reicht. Weil es in 
Büchners Werk christliche Motive gibt, 
will er ihn für das eigene fundamenta¬ 
listische katholische Weltbild „retten“ 
und diffamiert die Büchner-Forschung 
wegen ihres „Arbeiterkampf-Jargons“. 
Er „übersieht“ dabei, dass Gestalten 
wie Büchners Woyzeck und andere 
zu ihrer Zeit keine andere Bildungs¬ 
möglichkeit als die kirchliche erlebten, 
kaum ein anderes Werk als die Bibel 
kannten, aber trotzdem - oder auch 
deshalb - sozial deklassiert und ent¬ 
menschlicht wurden. 

In einer dreijährigen Schaffensperio¬ 
de und mit wenigen Texten schuf Ge¬ 
org Büchner ein Gesamtwerk mit einer 
Utopie, die von den Forderungen der 
Französischen Revolution nach Frei¬ 
heit, Gleichheit, Brüderlichkeit getra¬ 
gen wurde, die Revolution von 1830 re¬ 
flektierte und vorausweisend die Ver¬ 
teilung der gesellschaftlichen Mittel 
zum programmatischen Zentrum hat¬ 
te, dem Büchner sozial praktizierbare 
Konturen geben wollte, ein Vorhaben, 
in dem schon die Widersprüche des sich 
imperial entwickelnden Kapitalismus 
aufschienen. Rüdiger Bernhardt 

Unser Autor hat mehrere Kommentare zu Wer¬ 
ken Georg Büchners veröffentlicht, zuletzt er¬ 
schienen als Band 235 der Königs Erläuterun¬ 
gen (C. Bange Verlag) „Dantons Tod“ (2011) 
und in der gleichen Reihe als Band 315 „Woy¬ 
zeck“ (2013, 3. Auflage). 


Der laute und der stille Krieg 

Atiq Rahimis Romanverfilmung „Stein der Geduld“ 



Schweigendes Erdulden wandelt sich in Anklage 


Unter ihrem blauen Schleier, der ihre 
schlanke Figur bis auf das schöne Ge¬ 
sicht züchtig verhüllt, sieht die namen¬ 
lose Hauptfigur in Atiq Rahimis neuem 
Spielfilm „Stein der Geduld“ aus wie 
eine leidende Madonna. Ein genauerer 
Blick aber entdeckt in den Zügen der 
Mutter zweier Kinder auch Anzeichen 
von Trotz und Aufmüpfigkeit gegen al¬ 
les, was sie in ihrem jungen Leben ertra¬ 
gen musste, und die Gegenwart mitten 
im Kriegsgebiet und an der Seite ihres 
nach einer Schussverletzung im Koma 
liegenden Ehemanns, dessen Verwand¬ 
te sie im Stich gelassen haben, stellt ihre 
Geduld auf die denkbar härteste Probe. 
Von ihrer Tante in der Stadt, die dort 
als Prostituierte arbeitet, hört sie vom 
alten persischen Mythos des „Syngue 
Sabour“, eines schwarzen Steins, der 
alle Geständnisse und Geheimnisse ei¬ 
nes Menschen in sich auf nimmt, bis de¬ 
ren Kraft ihn sprengt. So ergreift sie die 
Chance, ihrem stumm und reglos da lie¬ 
genden Mann alles das zu gestehen, was 
sie ihm bisher sorgsam verschwiegen hat. 
Es wird ihre Lebensbeichte, die zugleich 
ihre Selbstbefreiung aus den Zwängen 
der patriarchalischen Gesellschaft ist 


und die auf jenen Höhepunkt zusteuert, 
der den Stein zum Zerspringen bringt. 
Für dieses vorhersehbare Finale aber 
findet Rahimi eine verblüffende Lösung, 
die ganz neue Deutungen zulässt. 
Romanverfilmungen, besonders die von 
Bestsellern, sind oft nicht mehr als be¬ 
bilderte Romane, mehr dem Wort des 
Autors verpflichtet als den speziellen 
Ausdrucksmöglichkeiten des Mediums 
Film. Rahimi, 1962 in Kabul gebore¬ 
ner Schriftsteller und Filmregisseur mit 
französischem Pass, hat diesen Spagat 
zuvor mit „Erde und Asche“ schon er¬ 
folgreich gemeistert. Mit „Stein der Ge¬ 
duld“, seinem ersten auf französisch ge¬ 
schriebenen Roman, gewann er den re¬ 
nommierten Prix Goncourt. Mit dessen 
Verfilmung liefert er nun sein Meister¬ 
stück. Großen Anteil daran haben sein 
französischer Ko-Szenarist Jean-Claude 
Carriere sowie der geniale Kameramann 
Thierry Arbogast, dem es gelingt, die 
Atmosphäre des Krieges in von Rauch 
und Staub verhangene Bilder zu fassen, 
gegen die die zahlreichen, in erdigen 
Brauntönen gehaltenen Innenaufnah¬ 
men der kärglich ausgestatteten Woh¬ 
nung fast noch heimelige Geborgenheit 


behaupten. Der sparsame Musikeinsatz 
unterstreicht noch die Konzentration auf 
die Hauptfigur und ihre wie ein langer 
Monolog gestaltete Erzählung. 

Diese Dramaturgie macht die Beset¬ 
zung der Hauptrolle zur alles entschei¬ 
denden Frage, und hier ist Rahimi ein 
grandioser Geniestreich gelungen mit 
der erst knapp 30-jährigen Golshifteh 


Farahani, die seit ihrem sechsten Le¬ 
bensjahr auf der Bühne steht, im Alter 
von vierzehn ihr Aufsehen erregendes 
Kinodebüt in Dariush Mehrjuis „Der 
Birnbaum“ gab und nach ihrer Ausreise 
aus dem Iran 2008 inzwischen weltweit 
Karriere macht. In „Stein der Geduld“ 
ist sie mal die liebende Gattin, die sich 
pünktlich um die Infusion für den hilf¬ 


los und stumm daliegenden, wohl eine 
Generation älteren Mann und die Ver¬ 
sorgung der Kinder kümmert, im nächs¬ 
ten Augenblick bricht die Erinnerung 
an so manches Leid aus ihr hervor, das 
sie als Kind von ihrem wettsüchtigen 
Vater und später durch ihren politisch 
aktiven Mann erdulden musste. Über 
die Auseinandersetzung, in deren Fol¬ 
ge eine steckengebliebene Kugel sein 
Rückgrat bedroht, erfahren wir nichts 
Näheres. Seine junge Frau hat die Nei¬ 
gung der Männer zu kriegerischer Ge¬ 
walt nie verstanden. Ihre ältere Nach¬ 
barin haben die Kriegsgräuel schon in 
den religiösen Wahn getrieben, sie selbst 
entgeht nur durch einen Trick der Verge¬ 
waltigung durch marodierende Soldaten. 
Aber sie entdeckt in ihrer Notlage auch 
eine Chance: Ihr schweigendes Erdul¬ 
den wandelt sich in Anklage, ja in späte, 
wenn auch nur verbale Rache. Während 
draußen Granatfeuer und das Gekreisch 
der Ketten durchfahrender Panzer den 
Lärm des Krieges in ihr Haus tragen, 
führt sie den stillen Krieg gegen eine 
kulturelle Tradition, die von tiefer Angst 
vor der weiblichen Sexualität geprägt ist. 

Hans-Günther Dicks 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


„Die internationale Arbeit ist transparenter geworden“ 

Gespräch mit Günter Pohl, verantwortlich für die internationalen Beziehungen der DKP 


UZ: Die 4. Tagung des Parteivorstands 
hat vor drei Wochen unter anderem ei¬ 
nen Arbeitsplan für die internationale 
Arbeit der DKP beschlossen. Wie lässt 
er sich zusammenfassen? 

Günter Pohl: Der Arbeitsplan teilt sich 
in drei Ebenen: die internationale Ein¬ 
ordnung der DKP, also die internati¬ 
onalen Kontakte; die interne Arbeits¬ 
organisation, was die Internationale 
Kommission angeht; und als dritten Teil 
unsere zentralen Vorhaben bis zum 21. 
Parteitag. 

UZ: Wird die Arbeit also kontinuier¬ 
lich weitergeführt oder gibt es dabei 
auch Brüche mit dem bisherigen Her¬ 
angehen? 

Günter Pohl: Brüche gibt es nicht, 
wohl aber da und dort einen überfäl¬ 
ligen Bezug zum 2006 beschlossenen 
Programm, wenn wir beispielsweise 
dem Grundsatz, dass jede KP ihre Po¬ 
litik für ihr Land selbstständig erar¬ 
beitet, dahingehend wieder Geltung 
verschaffen, dass wir eine Veröffent¬ 
lichung von Positionen anderer Kom¬ 
munistischer und Arbeiterparteien 
nicht davon abhängig machen, ob die¬ 
se deckungsgleich mit Positionen der 
DKP sind. Ich plädiere da für einen 
entspannten Umgang: nicht alles, was 
wir von anderen Parteien in der UZ 
oder auf unserer Homepage zitieren, 
ist notwendiger Weise auch unsere 
Haltung, erweitert aber gegebenen¬ 
falls unseren Horizont. Es ließen sich 
eine Menge Aufgeregtheiten vermei¬ 
den, wenn alle den genannten Grund¬ 
satz so akzeptierten, dass eine vereng¬ 
te, rückwärtsgewandte Methodik bei 
den Parteibeziehungen nicht mehr er¬ 
wartet würde. 

Damit einhergehend und konsequent 
ist eine zweite Veränderung, die auch 
kein Bruch ist, sondern eine Öffnung: 
die internationale Arbeit ist transpa¬ 
renter geworden. Dabei werden auf 
news.dkp.de oder in der UZ nicht nur 
die internationalen Konferenzen oder 
Parteitage, zu denen wir eingeladen 
werden, dokumentiert, sondern auch 
Ergebnisse bilateraler Gespräche ver¬ 
öffentlicht. Warum diese der Partei¬ 
mitgliedschaft früher nicht zugänglich 
gemacht wurden, ist mir ebenso wenig 
verständlich wie, dass Delegierungen 
zu internationalen Treffen nicht vom 
Parteivorstand entschieden wurden - 
was wir jetzt tun. Das Sekretariat weiß, 
dass es ein Arbeitsgremium des PV 
ist und ihm nicht etwa übergeordnet. 
Infolgedessen wird im Parteivorstand 
nun mehr über internationale Fragen 
informiert und debattiert als zuvor. Das 
stärkt unseren Charakter als internati¬ 
onalistische Partei. 

Die internationale Kommission setzt 
sich zur Hälfte aus früheren IK-Mit- 
gliedern zusammen, zur anderen Hälf¬ 
te aus neuen Mitgliedern. Mir war es 
wichtig, dass es eine gewisse Kontinui¬ 
tät gibt, denn die internationalen Kon¬ 
takte ergeben sich oft auch aus per¬ 
sönlichen Erfahrungen. Das wiederum 
bedeutet andererseits auch, dass auch 
in der IK die Parteidebatte eine Rolle 
spielt. Allerdings weniger bei den In¬ 
halten, also in Fragen internationaler 
Beziehungen, wo es eine große Einmü¬ 
tigkeit gibt. Probleme gibt es eher da 
und dort mit einer etwas eigenwilligen 
Auslegung von Beschlusstreue und de¬ 
mokratischem Zentralismus. 

UZ: Und die eigentliche Arbeit, also die 
Pflege der internationalen Beziehungen 
und Kontakte? 

Günter Pohl: Bei den Parteibeziehun¬ 
gen gibt es keine Änderungen; das 
Herangehen bleibt der Bezug auf die 
Klassiker. Im beschlossenen Arbeits¬ 
plan heißt es dazu: „Die Pflege bzw. 
Aufnahme von Beziehungen zu ande¬ 
ren Parteien wird dabei von der Über¬ 
einstimmung in Bezug auf die Lehren 
von Marx, Engels und Lenin und nicht 
von der Übereinstimmung mit den stra¬ 
tegischen Überlegungen der DKP für 
den revolutionären Prozess in Deutsch¬ 



Günter Pohl 


land getragen.“ Darin drückt sich u.a. 
aus, dass wir umgekehrt auch von kei¬ 
ner Partei erwarten, dass sie unsere 
Überlegungen teilt, so wie wir auch 
nicht alle ihre Ansätze teilen. Genau 
daraus - und vielleicht nur daraus - 
kann sich dann eine Parteibeziehung 
auf gleicher Augenhöhe ergeben. Das 
ist das, was wir wollen. 

Wichtig ist gewiss, dass die Zusammen¬ 
arbeit der fortschrittlichen Kräfte ver¬ 


stärkt wird; letztlich entscheidend aber 
ist, dass sie qualitativ besser wird. Das 
geht mit gemeinsamer Weltanschauung 
natürlich eher. 

Beschlossen wurde vom Parteivor¬ 
stand in seiner 4. Tagung deshalb auch 
die Aufnahme von Beziehungen zur 
Partei der Arbeit Belgiens, womit eine 
unverständliche Praxis beendet wurde, 
wenn man berücksichtigt, dass wir in 
den letzten Jahren zu wenigen Parteien 
so enge Beziehungen hatten wie zu die¬ 
ser Partei. Die Aufnahme von Parteibe¬ 
ziehungen zur PVDA wird dabei von 
der KP Brüssel/Walloniens unterstützt, 
die als eine der beiden aus der histori¬ 
schen KP Belgiens hervorgegangenen 
Parteien unser Kontakt in Belgien war 
und ist. Die KP Flanderns hat sich da¬ 
gegen vor Jahren aufgelöst. 

UZ: Damit sind wir bei der Vier-Partei¬ 
en-Koordinierung angekommen, einem 


der Pfeiler der DKP-Arbeit auf interna¬ 
tionaler Ebene. 

Günter Pohl: Ja, bereits seit 2006 haben 
wir eine enge Zusammenarbeit mit der 
PVDA, der Neuen KP der Niederlande 
und der Kommunistischen Partei Lu¬ 
xemburgs. Jährlich wird eine gemein¬ 
same Konferenz durchgeführt, neben 
vierteljährlich stattfindenden Beratun¬ 
gen. 2014 wird die DKP zum zweiten 
Mal Ausrichterin einer Konferenz sein; 
wir haben sie auf den 15./16. Februar 
festgelegt. Angesichts der Thematik 
„100 Jahre Erster Weltkrieg“ ist die Eu¬ 
ropastadt Aachen ein geeigneter Ort, 
an dem wir auch eine Demonstration in 
Zusammenarbeit mit den anderen Par¬ 
teien durchführen wollen. Genau wie 
wir sind auch die drei anderen KPen 
an einem klaren Auftreten als Kommu¬ 
nistische Parteien bedacht, was Bünd¬ 
nisse natürlich nicht ausschließt. Dazu 
gehört eine solche Demonstration, für 
die alle vier Parteien mobilisieren wer¬ 
den, und es ist auch nicht ausgeschlos¬ 
sen, dass sich andere ausländische Par¬ 
teien anschließen. 

Auch arbeiten wir wie zuvor an konkre¬ 
ten betrieblichen und gewerkschaftli¬ 


chen Themen, werden aber selbstver¬ 
ständlich künftig keine Werbung für 
die politische Konkurrenz der drei 
Parteien machen, wie es 2009 auf der 
inzwischen privatisierten zentralen 
DKP-Homepage „kommunisten.de“ 
anlässlich der EU-Wahlen mit der Be¬ 
gründung gemacht wurde, dass jene 
Konkurrenzparteien „wie wir in der 
Europäischen Linkspartei“ seien. Für 
uns ist auch völlig klar, dass zwei oder 
drei der Parteien mit gemeinsamen Er¬ 
klärungen an die Öffentlichkeit gehen 
können, wenn nicht alle die Erklärung 
teilen - die Koordinierung schließt ja 
Meinungsunterschiede und eigene Po¬ 
litikansätze nicht aus. Diesbezügliche 
Unstimmigkeiten aus dem vergange¬ 
nen Jahr sind nun ausgeräumt. 

UZ: Der 20. Parteitag hat am dritten 
Tag Ende Mai eine Entschließung zum 
Verhältnis zur Partei der Europäischen 


Linken angenommen. Die DKP hat Be¬ 
obachterstatus in der ELP. Wie geht die 
Arbeit auf diesem Feld weiter? 

Günter Pohl: Wir bleiben nach derzeiti¬ 
gem Stand der Dinge Beobachterin, bis 
ein Parteitag etwas anderes entschei¬ 
det. Der Parteitagsbeschluss besagt, 
dass wir dem Beobachterstatus Rech¬ 
nung tragen, indem wir uns nicht wie 
ein Vollmitglied verhalten. Wir neh¬ 
men also an verschiedenen Gremien¬ 
tagungen der ELP teil und geben die 
Beobachtungen in die DKP zurück. Im 
Dezember nehmen wir am 4. Parteitag 
der ELP in Madrid teil, wofür der Par¬ 
teivorstand eine nach unterschiedli¬ 
chen Haltungen gemischte Delegation 
zusammengestellt hat. Interessant ist 
auch hier der Vergleich: zum 3. Partei¬ 
tag der ELP waren nur Befürworter/in- 
nen einer DKP-Mitgliedschaft in dieser 
Partei delegiert worden. 

Über die aus Madrid und von den Vor¬ 
standssitzungen mitgebrachten Erfah¬ 
rungen und Arbeitsergebnisse sowie 
aus bilateralen Zusammenkünften mit 
Vertreter/inne/n anderer KPen in Eu¬ 
ropa werden wir dann eine Haltung 
entwickeln. Wir: Das ist zum einen die 


Internationale Kommission des Partei¬ 
vorstands, die die Ergebnisse zusam¬ 
menträgt und dem Parteivorstand wei¬ 
tergibt. Wir: Das ist zum anderen die 
Mitgliedschaft der DKP und die Le¬ 
serschaft der UZ über die bisherigen 
und künftigen Berichte zu den Haltun¬ 
gen anderer KPen gegenüber der ELP 
bzw zu den Positionierungen der ELP 
selbst - da sind alle gefragt! Meine Hal¬ 
tung dazu ist übrigens offen; entschlos¬ 
sen bin ich nur in der Frage, dass man 
nach dann neun Jahren nicht mehr wei¬ 
ter beobachten sollte, sondern auf dem 
21. Parteitag eine Entscheidung treffen 
sollte - welche auch immer. 

Eine Rolle spielt gewiss die Frage, in¬ 
wieweit die Mitgliedschaft in einer 
Partei, die gut zwei Drittel der euro¬ 
päischen KPen aus unterschiedlichen 
Gründen ablehnt, der DKP nutzt oder 
schadet. Eine andere, welchen Krite¬ 
rien eines zu leistenden Widerstands 


gegen die EU-Politik die ELP genügt 
oder überhaupt genügen kann, nicht 
nur, nachdem sie sich im Dezember 
auch statutarisch zu einer „europä¬ 
ischen Partei“ nach EU-Definition 
konvertiert haben wird. Ich bin zuver¬ 
sichtlich, dass die Genossinnen und Ge¬ 
nossen in der DKP dieses Thema ge¬ 
nauso behutsam angehen wie es schon 
die Parteitagsdelegiertenmehrheit ge¬ 
tan hat, als sie einem schnellen Austritt 
aus der ELP keinen Vorrang gegeben 
hat, sondern der Analyse. Auf der ande¬ 
ren Seite gibt es solche Delegierte, die 
den Beschluss, die ELP-Symbolik nicht 
zu verwenden, bis wir einen Beschluss 
über eine regelrechte Mitgliedschaft 
gefasst haben, nicht nur für falsch hal¬ 
ten, sondern auch aktiv konterkarieren. 

UZ: Das hört sich danach an, als müss¬ 
te sehr sorgfältig geprüft und die Stand¬ 
punkte zu einzelnen Fragen abgewogwn 
werden. 

Günter Pohl: Die internationale Ar¬ 
beit ist in beiden Hinsichten, die in der 
Frage angesprochen sein können nicht 
einfach. 

Praktisch täglich geschehen interna¬ 
tional Dinge, die nach Lösungen su¬ 
chen: es drohen Kriege, Verfolgung von 
Kommunist/inn/en und anderen Demo- 
krat/inn/en geschehen, Initiativen müs¬ 
sen ergriffen werden, kurz: Zusammen¬ 
arbeit tut not. Als DKP können wir fast 
immer nur bescheidene Beiträge leis¬ 
ten, aber so wie wir dazu in der Lage 
sind, schreiben wir Protest- oder So¬ 
lidaritätserklärungen. Dazu kommen 
die täglichen Arbeiten, wie die Korres¬ 
pondenz mit anderen KPen und Arbei¬ 
terparteien, Vorbereitung von Konfe¬ 
renzen usw. Wir nehmen, so wie es die 
Möglichkeiten hergeben, an internati¬ 
onalen Konferenzen, Parteitagen und 
Seminaren teil. Das internationale Ge¬ 
wicht der DKP steht dabei übrigens in 
keinem Verhältnis zu unserer Bedeu¬ 
tung in Deutschland. Die Arbeit in ei¬ 
nem imperialistischen Hauptland ist 
von großem Interesse, wie auch unsere 
marxistische Analyse. 

Berücksichtigen muss man auch, dass 
wir für die internationale Arbeit keine 
hauptamtliche Kraft mehr zu unserer 
Verfügung haben und die Sekretari¬ 
atsmitglieder allesamt berufstätig sind. 
Wie in der gesamten Partei, geschieht 
auch in der Internationalen Kommis¬ 
sion alles auf solidarischer Basis, fast 
alle Reisen werden selbst finanziert. 
Da ist natürlich nicht zu erwarten, dass 
wir immer und überall als DKP präsent 
sein können. Aber schon jetzt ist zu 
spüren, dass wir nach dem 20. Parteitag 
mehr wahrgenommen und nachgefragt 
werden, vor allem in Europa. 

Das mag teilweise kompliziert sein, 
aber es war zu erwarten. Was allerdings 
in dieser Form nicht vorhersehbar war, 
ist, was manche Parteimitglieder von 
Beschlusstreue und Parteistatut halten, 
sobald sie sie nicht mehr der Parteifüh¬ 
rung angehören. Jüngstes Beispiel ist 
eine Rundreise, die - an der Partei, der 
IK und dem Parteivorstand vorbei - mit 
einem Mitglied der griechischen Partei 
Syriza für die erste Oktoberhälfte or¬ 
ganisiert wurde, u.a von der DKP Saar¬ 
land und der DKP Elmshorn. Dabei 
spielt hier zunächst weniger eine Rol¬ 
le, dass wir zu Syriza keine Beziehun¬ 
gen haben oder dass sie sich in offener 
Gegnerschaft zu unserer griechischen 
Bruderpartei KKE befindet. Sondern 
vielmehr, dass internationale Verbin¬ 
dungen der Zustimmung des Parteivor¬ 
stand bedürfen und durch die geheime 
Planung der DKP-Mitgliedschaft au¬ 
ßerdem die Möglichkeit von Einfluss¬ 
nahme darauf genommen wurde. 

Eine eigene „Außenpolitik“ kann ei¬ 
gentlich nur anstreben, wer eine ei¬ 
gene Partei will. Und darum dürfte es 
nun wirklich niemandem gehen. Man 
braucht also auch Geduld, selbst bei 
Genossen, die einige Jahrzehnte Par¬ 
teimitgliedschaft besitzen. Schließlich 
darf die Debatte innerhalb der DKP 
nicht dazu führen, dass die Partei in¬ 
ternational beschädigt wird. 

Die Fragen stellte Manfred Idler 
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Menschen aus den Mittellanden 

Minderheiten in China und die imperialistische Propaganda • Von Ingo Nentwig 


D ie chinesische Prinzessin“ - so 
heißt der „Münster-Tatort“ den 
die ARD am 20. Oktober aus¬ 
strahlt. Ich habe ihn nicht vorab sehen 
können und bin auf die spärlichen In¬ 
formationen angewiesen, die im Inter¬ 
net schon vorab zu finden sind. Eine 
„echte“ Prinzessin aus China wird da, 
gleich in der Pathologie, ermordet. Sie 
war Künstlerin und - natürlich - „Dis¬ 
sidentin“ Chinesische Künstler, zumal 
wenn sie in Münster ausstellen dürfen, 
können nur Dissidenten sein, das ist 
ja klar. Dazu war sie auch noch eine 
Nachfahrin der Kaiserinwitwe Cixi 
aus der Qing-Dynastie (1644-1911), 
also eine Mandschu aus der Herr¬ 
scherfamilie der Aisin Gioro. Zu die¬ 
ser Ausgangslage werden noch „chine¬ 
sische Mafia 4 , 4 chinesische Diplomaten 
(in den bürgerlichen Medien geht das 
ja oft fließend ineinander über) und - 
weiß der Himmel wieso - Exil-Uiguren 
gemischt. 

Zwar ist nicht Münster, sondern Mün¬ 
chen das Zentrum exil-uigurischer Ak¬ 
tivitäten in Europa, aber egal: Tibet hat 
man schon hinreichend durchgenudelt, 
jetzt ist eben mal Xinjiang dran - oder 
„Ostturkestan“ wie es in diesen Kreisen 
genannt wird. Ein derart zusammenge¬ 
stöpselter „Tatort“-Plot verspricht ein 
gruseliges Ergebnis. Meine Hoffnung 
da positiv enttäuscht zu werden, ist ge¬ 
ring, zumal in Vorab-Rezensionen zu 
lesen war, dass das Münsteraner Team 
diesmal nicht so witzig sei, wie sonst im¬ 
mer. Da also zu befürchten ist, dass hier 
wieder einmal die Märchen der Main¬ 
stream-Medien propagiert werden sol¬ 
len, als „Tatort“ verpackt natürlich mit 
Wirkung auf Millionen Zuschauer, er¬ 
scheint es sinnvoll, an dieser Stelle auf 
die Situation der Uiguren und die Na¬ 
tionalitätenpolitik der KP Chinas ein¬ 
zugehen. 


★ 

Das mediale Konstrukt „China“ ist so 
gestaltet, dass Tibeter oder Uiguren da¬ 
rin prinzipiell „fehl am Platz“ erschei¬ 
nen, als stehe außer Frage, dass diese 
beiden Völker „eigentlich“ nicht zu 
China gehören können. Es ist dieser 
Jargon der Eigentlichkeit, der Vor- und 
Fehlurteile der Vergangenheit am Le¬ 
ben erhält und antichinesisch nutzbar 
macht. Doch schon der Titel unseres 
„Tatorts“ geht hier in die selbstgestell¬ 
te Falle. Die Prinzessin kommt aus dem 
Volk der Mandschu, das ja das Kaiser¬ 
haus der letzten chinesischen Dynas¬ 
tie stellte. Trotzdem heißt der „Tatort“ 
korrekt „Die chinesische Prinzessin 44 
nicht „Die mandschurische Prinzessin“. 
Wäre das den „Tatort“-Machern auch 
passiert, wenn die Prinzessin als Tibe¬ 
terin oder Uigurin ausgedacht worden 
wäre? Gewiss nicht! Dieses „sprachli¬ 
che“ Problem haben Chinesen nicht. In 
chinesischer Sprache heißt ein Bürger 
Chinas übersetzt „Mensch aus den Mit¬ 
tellanden“ (Land der Mitte), ein „ethni¬ 
scher“ Chinese hingegen „Mensch der 
Han-Nationalität“. Eine mandschuri¬ 
sche Prinzessin ist also ganz selbstver¬ 
ständlich eine chinesische, eben eine 
„Prinzessin der Mittellande“. 

Die Konzepte der „ethnischen Zuge¬ 
hörigkeit“ und der Staatsangehörigkeit 
sind in China seit seiner Entstehung 
als Einheitsstaat (221 v.u.Z.), genau 
genommen bereits in den 1 500 Jah¬ 
ren davor, voneinander getrennt und 
werden nicht zusammen gedacht. Das 
eine bedingt nicht zwingend das an¬ 
dere: „Mensch aus den Mittellanden“ 
kann jeder sein (oder werden), ein¬ 
fach weil es kein ethnisches Konzept 
ist. Doch so wie heute in westlichen 
Medien einige ausgewählte ethnische 
Minderheiten als „eigentlich“ nicht 
chinesisch betrachtet werden, so wur¬ 
den und werden - oft leider auch in der 
Sinologie - einige Dynastien des chi¬ 
nesischen Reiches, z.B. die kitanische 
Liao, die jurchenische Jin, die mongo¬ 
lische Yuan und die mandschurische 
Qing, immer wieder irrtümlich - oder 
bewusst falsch - als „Fremddynastien“ 
bezeichnet. 


So wird China historisch ethnifiziert, 
so werden immer wieder Konflikte 
und Widersprüche in der chinesischen 
Gesellschaft ethnifiziert. Waren es frü¬ 
her koloniale Interessen - die Liste 
der Abtrennung chinesischer Territo¬ 
rien im 19. und frühen 20. Jh. ist lang, 
die Versuche auch Tibet und zumin¬ 
dest Teile Xinjiangs abzutrennen zahl¬ 
reich - so sind es heute neoimperialis¬ 
tische Bestrebungen, denen ein starkes, 
erfolgreiches China ein Dorn im Auge 
ist, und die versuchen an das vielfach 
erfolgreiche Konzept des Schürens so¬ 
genannter „ethnischer Konflikte“ anzu¬ 
knüpfen um China zu schwächen. 

★ 

Doch was hat es nun wirklich mit Xin¬ 
jiang und den Uiguren auf sich? Xin¬ 
jiang liegt im äußersten Westen der 
Volksrepublik und gehört seit über 
2000 Jahren, seit der Han-Dynastie, 
zu China. Schon diese simple Tatsache 
wird von Separatisten und Kräften, 


sische (Mandschu, Xibe) und indoeu¬ 
ropäische Völker (Tadschiken, Russen) 
und selbstverständlich Han- und Hui- 
Chinesen. Religionen wie tibetischer 
Buddhismus („Lamaismus“), Schama¬ 
nismus oder das orthodoxe Christen¬ 
tum, gehören genauso zu Xinjiang wie 
der Islam. 

„Ostturkestan“ als Name für Xinji¬ 
ang, der von allen verwendet wird, die 
die Rechtmäßigkeit seiner Zugehörig¬ 
keit zu China bestreiten, war zunächst 
eine geographische Bezeichnung für 
die östlichen Gebiete des mittelasiati¬ 
schen Siedlungsraums der Turkvölker. 
Die westlichen Gebiete waren Teil der 
Sowjetunion und sind inzwischen un¬ 
abhängige Staaten (Kasachstan, Kir¬ 
gisistan, Usbekistan, Turkmenistan). 
Politisch wurde der Begriff durch zwei 
neuzeitliche Staatsgründungen - die 
kurzlebige „Islamische Republik Ost¬ 
turkestan“ (1933-1934) in der Gegend 
von Kaxgar und die „Republik Ost¬ 
turkestan“ (1944-1949) im Gebiet des 
heutigen Kasachischen Autonomen 


nutzt worden. So übernahm die Volks¬ 
republik China ein schweres Erbe, da 
insbesondere viele Uiguren jeder poli¬ 
tischen Herrschaft, die ihnen von Han- 
Chinesen dominiert schien, zutiefst 
misstrauten. Die uigurischen Kommu¬ 
nisten hatten keinen leichten Stand. 
Als am 1. Oktober 1955 die „Provinz 
Xinjiang“ in ein „Uigurisches Autono¬ 
mes Gebiet“ umgewandelt wurde, war 
die staatliche Integration formal abge¬ 
schlossen. Doch viele Widersprüche 
blieben. 

Das konnte auch gar nicht anders sein. 
Erstens war Xinjiang historisch vom Is¬ 
lam geprägt, wurde von turksprachigen 
Völkern kulturell dominiert und war 
ökonomisch selbst für damalige chine¬ 
sische Verhältnisse extrem unterent¬ 
wickelt. Landwirtschaft und Wander¬ 
viehzucht dominierten, Industrie war 
so gut wie überhaupt nicht vorhanden. 
Das damalige Xinjiang als „feudalis¬ 
tisch“ zu bezeichnen, wirkt vor dem 
Hintergrund eines europäischen Feu¬ 
dalismus noch beschönigend. In einem 



Proteste uigurischer Nationalisten werden von westlichen Geheimdiensten geschürt. 


die sie unterstützen, immer wieder ge¬ 
leugnet. Oder es wird darauf verwiesen, 
dass es auf dem Gebiet Xinjiangs nach 
der Han-Dynastie immer wieder Staa¬ 
ten gegeben habe, die von der jewei¬ 
ligen han-chinesisch dominierten Dy¬ 
nastie unabhängig gewesen seien. Das 
ist wahr, trifft aber auf so gut wie alle 
anderen Gebiete Chinas, sogar auf die 
chinesischen Kernlande, ebenfalls zu. 
Als Xinjiang Teil Chinas wurde, gab 
es noch keine Uiguren, ja es gab über¬ 
haupt keine Turkvölker, und den Islam, 
die heute unter Uiguren vorherrschen¬ 
de Religion, gab es auch noch nicht. In 
Xinjiang dominieren spätestens seit 
der Yuan-Zeit ethnische Gruppen, die 
als turksprachig identifizierbar sind. 
Ihre Ethnogenese ist kompliziert und 
als „Nationalitäten“ im modernen 
Sinn entstanden sie erst im 19. und 20. 
Jahrhundert. Die historischen „Uigu¬ 
ren 44 der chinesischen Antike haben 
mit dem neuzeitlichen Volk der Uigu¬ 
ren, das 1921 auf einer Konferenz in 
Taschkent quasi „gegründet“ wurde, 
über die Namensgleichheit hinaus nur 
wenig zu tun und noch weniger ge¬ 
meinsam. Im heutigen Xinjiang sind 
es drei große (Uiguren, Kasachen und 
Kirgisen) und zwei kleine (Usbeken 
und Tataren) Turkvölker, die dem Au¬ 
tonomen Gebiet sein „türkisches“ und 
islamisches Gepräge verleihen. Die 
zahlenmäßig stärkste Gruppe sind die 
Uiguren und deswegen heißt Xinjiang 
offiziell auch „Uigurisches Autonomes 
Gebiet Xinjiang“. Doch in Xinjiang le¬ 
ben auch in großer Zahl mongolische 
(Daur, Dongxiang, Mongolen), tungu- 


Bezirks Ili. 

Beide Republiken entstanden in einem 
Xinjiang, das als Provinz zur damaligen 
Republik China gehörte und waren un¬ 
terschiedliche Reaktionen auf die ver¬ 
fehlte Politik und relative Schwäche 
der Kuomintang, der damals in Chi¬ 
na herrschenden Partei. War die erste 
noch der Versuch, einen islamischen 
„Gottesstaat“ zu errichten, bestand 
die zweite aus heterogenen Kräften, 
darunter viele, die mit der angrenzen¬ 
den Sowjetunion sympathisierten. In 
dieser Zeit und in diesem historischen 
Zusammenhang entstand auch die 
uigurische kommunistische Bewegung. 
Schon nach dem Sieg Chinas im zwei¬ 
ten Weltkrieg nahm die Möglichkeit ei¬ 
ner progressiven Orientierung auf ein 
zukünftiges, neues China konkrete Ge¬ 
stalt an. Mit Gründung der Volksrepu¬ 
blik China wurde daraus Realität. Die 
reaktionären Kräfte in der Regierung 
der „Republik Ostturkestan“ spalteten 
sich ab und gingen schließlich unter. 
Die anderen schlossen sich der jungen 
Volksrepublik an und Xinjiang wurde 
friedlich befreit. 

Wenn auch dieser letzte Schritt zur Ein¬ 
heit Chinas gewaltfrei verlief, so war 
doch die Geschichte Xinjiangs wäh¬ 
rend der Qing-Dynastie (1644-1911) 
und der Republik China (1912-1949) 
von Gewalt, von Bürgerkriegen, von 
Aufständen und ihrer jeweiligen Nie¬ 
derschlagung, geprägt. Diese Zustän¬ 
de waren immer wieder von den impe¬ 
rialistischen Staaten, vor allem Groß¬ 
britannien, dem zaristischen Russland 
und den USA zur Einflussnahme ge¬ 


Staat, dessen Bevölkerung zu knapp 92 
Prozent aus Han-Chinesen besteht und 
der in den 50er Jahren des 20. Jahrhun¬ 
derts mit dem Aufbau des Sozialismus 
begann, war Xinjiang zwangsläufig ein 
Sonderfall, vergleichbar höchstens mit 
Tibet. Zweitens war Xinjiang zwar his¬ 
torisch seit über 2 000 Jahren eng mit 
China und der chinesischen Geschichte 
verbunden, die Herrscher der kaiserli¬ 
chen Dynastien hatten aber mit lokalen 
Herrschern zusammengearbeitet und 
meistens wenig Einfluss auf „innere 
Angelegenheiten“ der Region genom¬ 
men. Nun wurde Xinjiang Bestandteil 
eines modernen Einheitsstaates, und 
jede Politik der Zentralregierung in Pe¬ 
king wirkte sich auch unmittelbar auf 
die regionale und lokale Situation aus. 
Dies war auch der Grund, dass drit¬ 
tens Xinjiang Teil der wechselhaften 
Geschichte der VR China wurde. Ob 
„Großer Sprung nach vorn“ oder „Kul¬ 
turrevolution“, jede politische Bewe¬ 
gung - im Guten wie im Schlechten - 
betraf auch Xinjiang. Als nun Anfang 
der 80er Jahre in China die Reformpo¬ 
litik begann und auch die Nationalitä¬ 
tenpolitik der KP vergangene Fehler 
korrigierte und zu ihren theoretischen 
Wurzeln zurückkehrte, entstanden un¬ 
ter den Uiguren, vor allem unter Intel¬ 
lektuellen, panturkische und panislami- 
sche politische Bewegungen, die - his¬ 
torisch rückwärtsgewandt - die Frage 
einer Unabhängigkeit „Ostturkestans“ 
erneut auf die Tagesordnung bringen 
wollten. 

In den 90er Jahren gerieten einige die¬ 
ser Gruppen auch in das Fahrwasser 


des islamistischen Terrorismus. Dabei 
war ausgerechnet die Unterstützung 
für afghanische Rebellen, die der da¬ 
mals antisowjetischen Politik der chi¬ 
nesischen Führung entsprang, ein Ka¬ 
talysator. Einige Uiguren gingen nach 
Afghanistan, wo sie geschult wurden 
und afghanische Rebellen gaben einen 
Teil der Waffen, die sie von der chinesi¬ 
schen Regierung erhalten hatten, unter 
der Hand an uigurische Untergrund¬ 
gruppen weiter. Die Regierung in Pe¬ 
king war davon ausgegangen, dass die 
Reform ihrer Nationalitätenpolitik die 
Lage entspannen würde. Nun schien 
das Gegenteil der Fall zu sein. Doch 
tatsächlich wurden die Widersprüche 
nur sichtbarer und die Notwendigkeit, 
darauf politisch zu reagieren deutlicher. 

★ 

Heute ist die Frage einer Abtrennung 
Xinjiangs von China kein Gegenstand 
seriöser Diskussionen mehr. Die über¬ 
wältigende Mehrheit der Bevölkerung, 
auch eine Mehrheit der Uiguren, sieht 
eine anstrebenswerte Zukunft Xinji¬ 
angs nur innerhalb des chinesischen 
Staates. Dazu trug maßgeblich die 
wirtschaftliche Entwicklung der letz¬ 
ten 30 Jahre bei, von der auch Xinjiang 
massiv profitierte. Die separatistischen 
Exil-Uiguren und die im Untergrund 
arbeitenden uigurischen Oppositions¬ 
gruppen in Xinjiang haben ihre poli¬ 
tischen Ziele bereits selbst nachhal¬ 
tig diskreditiert. Weder die Terroran¬ 
schläge gegen Zivilisten mit insgesamt 
hunderten von Toten in den letzten 20 
Jahren noch das rassistische Pogrom 
im Juli 2009, bei dem 197 Tote, über¬ 
wiegend Han- und Hui-Chinesen, zu 
beklagen waren, sind geeignet Sympa¬ 
thien zu erwecken, auch nicht in der 
uigurischen Bevölkerung. Hinzu kom¬ 
men peinliche Äußerungen von Rebiya 
Kadeer, der Präsidentin des sogenann¬ 
ten „Weltkongresses der Uiguren“ (mit 
Sitz in München), die z.B. in einem In¬ 
terview mit einer italienischen Jour¬ 
nalistin sagte: „Siehst du, du gestiku¬ 
lierst wie ich, du hast die gleiche weiße 
Haut wie ich: du bist Indoeuropäerin, 
möchtest du von einem Kommunisten 
mit gelber Haut unterdrückt werden? 44 
(La Stampa, 8. Mai 2009). Aus eigener 
Erfahrung kann ich sagen, dass ras¬ 
sistische Äußerungen dieser Art (und 
positive Bezugnahmen auf den Hitler- 
Faschismus) in Gesprächen mit anti¬ 
chinesisch eingestellten Uiguren leider 
keine Seltenheit sind. 

Doch auch die Politik der chinesischen 
Regierung hat Schwächen und es wer¬ 
den immer wieder schwere Fehler be¬ 
gangen, die nicht zur Entspannung der 
Situation beitragen. Oft überschreitet 
die Repression, die auf Anschläge oder 
andere Zwischenfälle folgt, jede ver¬ 
nünftige Grenze und bringt Menschen 
gegen Partei und Regierung auf, die 
zuvor gemäßigte Standpunkte vertre¬ 
ten hatten. Jemanden wie Professor 
Ilham Tohti (Zentrale Nationalitäten¬ 
universität in Peking) zwischenzeitlich 
festzunehmen und seine Internet-Ak¬ 
tivitäten einzuschränken schadet der 
chinesischen Politik weitaus mehr als 
irgendwelche separatistischen Aktivi¬ 
täten. Gerade mit Intellektuellen wie 
Tohti könnte die Kommunistische Par¬ 
tei ihre Xinjiang-Politik reformieren. 
Sie benötigt dringend bessere uiguri¬ 
sche Kader, die ein höheres Ansehen in 
der Bevölkerung haben. Die neue Füh¬ 
rung von Xi Jinping und Li Keqiang 
gibt durchaus Anlass zu der Hoffnung, 
dass sie mehr von den Problemen der 
Nationalitätenpolitik versteht, als ihre 
Vorgänger der letzten 20 Jahre. 

In memoriam Burhan Shahidi (1894-1989) 
und Seypidin Ezizi (1915-2003), uigurische 
Kommunisten und chinesische Patrioten! 

Unser Autor Dr. Ingo Nentwig ist promovierter 
Sinologe und Ethnologe. Er lehrt und arbeitet 
am Ethnologischen Seminar der Universität 
Zürich und am Kolleg für Ethnologie und So¬ 
ziologie der Zentralen Nationalitäten-Univer- 
sität in Peking. 
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Ein erfülltes, arbeitsreiches Leben 
für Sozialismus und Frieden 
hat sich vollendet 

Ruth Keßler 

ist nach schwerer, langer Krankheit Im 92. Lebensjahr gestorben 
In tiefer Trauer und großem Schmerz 

Heinz Keßler 

Dr. Frank-Ulrich und Sabine Keßler 
Robert Keßler, Dr. Henriette Keßler 
Ihr Liebling Theodor 


Einladung 

zur Diskussionsveranstaltung 

„Mehr Zeit zum Leben - Arbeit umverteilen, 
Arbeitszeit verkürzen!“ 

Samstag, 2. November 2013, 

von 11 Uhr -15 Uhr, Gewerkschaftshaus, Clubraum 3, 
Wilhelm-Leuschner-Straße 69,60329 Frankfurt am Main 

Referent: Volker Metzroth, Mitglied des Parteivorstands 

DKP-Gruppe Frankfurt-Süd 

Bitte bringt Euch Verpflegung mit. 


Wahlversammlung der DKP-Mitglieder im Landkreis Reckling¬ 
hausen für die Landrats- und Kreistagswahlen am 25. Mai 2014. 

Tagesordnung: 

1. Konstituierung der Versammlung 

2. Diskussion und Beschlussfassung zu den Kandidaturen 

3. Wahl einer Kandidatin/eines Kandidaten für die Wahl des Landrats 

4. Wahl einer Liste für den Kreistag 

5. Wahl von Direktkandidaten/-kandidatinnen 
in den Kreiswahlbezirken 

6. Verschiedenes 

Donnerstag, 14. November 2013,19.00 Uhr 

Rolf-Krane-Zentrum, Friedenstraße 16,45964 Gladbeck 

DKP Kreisvorstand Gladbeck ■ DKP Kreisvorstand Recklinghausen 



Die Geschichte der deutsch- 
vietnamesichen Beziehungen 
gibt Aufschluss über die beiden 
deutschen Staaten: Geht es um 
Vietnam, braucht sich die DDR 
ihrer Vergangenheit nicht zu 
schämen. 

Hellmut Kapfenberger 
Berlin - Bonn - Saigon - Hanoi 

Tb. 51 OS., zahlr. Fotos, 19,80 € 
ISBN 978-3-95514-006-9 


www.gutes-lesen.de 


UZ 


unterstützen: 
Anzeigen schalten! 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 


i\ 11 luci pai auici. 


( \ 
Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 


Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Pera. 
g anz jährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel 8& Havdseen. Boot & Rad, 

Info: www.trlnogga.de 
Tri.; 0331/870796 (AB) 




Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-978097 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Hausprospekt 

anfordern 



In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspielraum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 € p.P. • VP. 22,-€ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10% Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 


Veranstaltungen des Kuratoriums 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V. 

Tarpenbekstr.66 20251 Hamburg-Eppendorf 
Ernst-Thälmann-Platz 

Anlässlich des 90. Jahrestages des Hamburger Aufstands erinnert 
das Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann in der Woche 
vom 20. bis 26. Oktober mit zahlreichen Aktivitäten an die Tage des 
Hamburger Aufstandes von 1923. 

Am 20. Oktober um 14 Uhr: Eröffnung der Ausstellung 

über den Widerstand der Arbeiter in Deutschland im Oktober 1923, 

danach der Film über den Hamburger Aufstand 

Am 22. Oktober um 19 Uhr: Lesung aus den Protokollen der Hambur- 

gischen Bürgerschaft vor und nach dem Aufstand, aus dem Buch von 

Larissa Reissner und dem Text von Ernst Thälmann, 1925 geschrieben. 

„Die Lehren aus dem Hamburger Aufstand“ 

Am 24. Oktober um 19 Uhr die Filme: 

„Ernst Thälmann Sohn seiner Klasse“ 

und 25. Oktober um 19 Uhr 
„Ernst Thälmann Führer seiner Klasse“ 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 
(Busverbindung Linien 20,22,25 und Schnellbus 34 U-Bahn 
Kellinghusenstraße) 

Kuratorium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., Tarpenbekstraße 66, 
Ernst-Thälmann-Platz 20251 Hamburg, Tel.: 040-47 41 84, Fax: 040-46090323 
E-Mail: Kuratorium@thaelmann-gedenkstaette.de 
Spendenkonto: Postbank Hamburg Kto.-Nr. 1337 37204 (BLZ 200 100 20) 



Donnerstag, dem 24.10.2013 

19.30 Uhr, Buchhandlung Leuwer 
Am Wall 171, Bremen 

Buchvorstellung: Willi Meyer-Buer, Erinnerungen. Der verlorene 
Kampf... aber er war nicht vergebens! 

Vorstellung des Buches: 

Dr. Heinrich Hannover 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 
E-Mail: kls@karl-liebknecht-schule.org 

Die Wahl ist vorbei - 
Klassenkampf geht weiter. 

Abendveranstaltung zur Auswertung der 
Bundestagswahl mit Patrik Köbele. 

Der Vorsitzende der DKP berichtet über unser Eingreifen in 
den Wahlkampf und gibt eine Einschätzung zu den 
Wahlergebnissen und der Situation nach der 
Bundestagswahl. 

Mittwoch, 20. November 2013, 19-21 Uhr 

Eine Veranstaltung der Kari-Liebknecht-Schuie der DKP 


Stellenangebot der UZ 

Die UZ - unsere zeit - Wochenzeitung der DKP sucht zur Verstärkung 

der Redaktion in Essen 

zum nächstmöglichen Eintrittstermin eine/n 

Redakteur/in 

mit den Schwerpunkten Betrieb und Gewerkschaft, Wirtschafts- und 
Sozialpolitik in Vollzeit 

Aufgabengebiet: 

• Konzeptionelle Entwicklung des W+S-Ressorts und Beitrag zur 
Weiterentwicklung der UZ als Print- und Onlinemedium 

• Recherche und Aufbereitung redaktioneller Themen 

• Schreiben eigener redaktioneller Beiträge 

• Aufbau und Pflege eines Autorenstamms 

• Briefing von Autoren und Redigieren von Textbeiträgen 

Anforderungsprofil: 

• Wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse und/oder 
journalistische Erfahrungen 

• Sehr gute Kontakte zu Gewerkschaften und zu sozialen 
Bewegungen 

• Sehr gute PC-Kenntnisse 

• Teamfähigkeit 

Interesse? 

Dann bitte aussagefähige Bewerbungsunterlagen auch mit Informa¬ 
tionen über bisherige politische Erfahrungen an die Chefredakteurin 
Nina Hager. 

nina.hager@unsere-zeit.de 


Unser Genosse 

Jonny Sperling 

ist am 8. Oktober 90 Jahre alt geworden. Die Genossinnen und Genos¬ 
sen aus dem Bezirk Land Bremen gratulieren Dir ganz herzlich nach¬ 
träglich, wünschen Dir vor allem Gesundheit und noch viele Jahre voll 
Lebensfreude und interessante Reisen. 

1954 wurde Jonny Mitglied unserer Partei. Der gelernte Dreher arbei¬ 
tete damals im Bremer Hafen. Dort kämpfte er gemeinsam mit seinen 
Kollegen, erlebte Erfolge aber auch Niederlagen. Später bei den Stadt¬ 
werken, wo er bis zum Renteneintritt arbeitete, war Jonny als aktiver 
Gewerkschafter Interessenvertreter seiner Kollegen als ÖTV-Delegier- 
ter, Mitglied der Tarifkommission und des ÖTV-Kreisvorstandes. 

Dass man für die eigenen Interessen kämpfen muss, für das Teewasser, 
den Frieden, eine Welt, in der der Kapitalismus nur noch Geschichte ist, 
praktiziert Jonny noch heute unermüdlich. Jeden Donnerstag bei der 
Mahnwache und aktiv bei den ver.di-Senioren. 

DKP Bezirk Land Bremen 


Unser Genosse 

Helmut Peters 

vollendet am 18. Oktober sein 90. Lebensjahr. 

Die Bremer Genossinnen und Genossen gratulieren herzlich. Wir 
wünschen Dir Gesundheit und noch schöne Jahre. 

Helmut kann zurückblicken auf ein Leben, aktiv für seine Sache und 
die seiner Klasse. Dafür danken wir Dir. 

DKP Bezirk Land Bremen 


Wir gratulieren 

unserer Genossin unserem Genossen 

Klothilde Hinz Heinrich Saal 

zum 70. Geburtstag zum 80. Geburtstag 

Klothilde und Heinrich sind seit Jahrzehnten in der kommunistischen 
Bewegung und gestalten die Arbeit ihrer Gruppen und des Bezirks mit. 
Heinrich ist zudem in der Kulturvereinigung Leverkusen und Klothilde in 
derWN-BdA und bei den ver.di-Senioren aktiv. 

Wir wünschen ihnen Glück und Gesundheit für ihr weiteres Leben und 
unseren gemeinsamen Kampf für eine Welt des Friedens und des So¬ 
zialismus. 

DKP-Gruppen Bad Kreuznach und Mittelrhein 
DKP-Bezirk Rheinland-Pfalz 



Wir gratulieren nachträglich ganz herzlich 
den Genossinnen und Genossen: 


Helga Orzykowski, die am l. Juli 81 wurde, 

Heinz Behnsen, der am g. Juli 84 wurde, 

Manfred Albrecht, der am g. Juli 71 wurde und 

Bernd Kister, der am g. September 73 wurde. 

Wir wünschen euch auch weiterhin alles Gute; 
viel Gesundheit und Kraft! 

DKP Kreisvorstand Hannover ■ DKP Gruppe Mitte ■ DKP Gruppe Linden 


Neuheiten bei JUMP UP Oktober 2013 
Musikandes: 

... y se abrrran las grandes alamedas - 
Lieder aus Chile und Lateinamerika 
EUR 12,50 

Liederzyklus: * "Der unvollendete Gesang“ für Victor Jara 
*... um nicht zu vergessen 

Strom ä Wasser & The Refugees: 

Freiheit ist ein Paradies 
EUR 16,00 

Zum Abschied eine CD: zweites Album des Fiüchtlingsprojekts. 

www.jump-up.de // rnfo@jumpup.de 

Schüflplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Schöne Ferienwohnung in der Eifel 

im 3-Länder-Eck Luxemburg-Belgien-Deutschland. 
Ruhig gelegen am Waldrand, Nähe Prüm, für 2 Personen. 
Komplett eingerichtet, Tel. 0211 - 70 82 84 (Walter Weber) 
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unsere zeit 


Es gilt das gebrochene Wort 

Betreff: Wahlen - diverse Artikel in 
der UZ 

Die UZ hat sehr vieles zur Bundes¬ 
tagswahl gebracht, aber etwas fehlt 
mir doch: die klare Aussage, dass die 
Mehrheit der Deutschen soweit sie 
wählen ging, rechte Parteien gewählt 
hat (Union, FDP und AfD erreichten 
zusammen 41,5 plus 4,8 plus 4,7 = 51 
Prozent der gültigen Stimmen und 40,5 
Prozent der Wahlberechtigten), und 
ziemlich richtig schrieb die jW, dass 
80 Prozent der Wähler Kriegspartei¬ 
en gewählt haben (85,1 Prozent waren 
es, wenn man „gerechterweise“ auch 
die AfD dazu zählt, von den Wahlbe¬ 
rechtigten waren es aber nur 60 Pro¬ 
zent), dass sich das aber aufgrund der 
Fünfprozentklausel, der Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichtes und des 
daraufhin neu gestalteten Wahlgeset¬ 
zes als „linke“ Mehrheit darstellt (319 
gegenüber 311 Mandaten). Daher ist 
festzustellen: 40,5 Prozent der Wahl¬ 
berechtigten sind im Bundestag nicht 
vertreten, aufgrund ihrer Nichtteilnah¬ 
me an den Wahlen (28,5 Prozent der 
potenziellen Wähler), wegen der Un¬ 
gültigkeit ihrer Stimmen (0,9 Prozent) 
und weil sie für Parteien gestimmt ha¬ 
ben, die unter der Fünfprozenthürde 
blieben (11,1 Prozent der Wahlberech¬ 
tigten). 

Als „Ironie der Geschichte“ zu sehen 
ist, dass erstmals sich die Fünfprozent¬ 
klausel somit gegen die Rechte gewen¬ 
det hat, doch Tragik der Geschichte 
ist und bleibt, dass die Rosaroten und 
Olivgrünen überhaupt nicht daran den¬ 
ken, diese historische Chance, wenigs¬ 
tens etwas für ihre Wählerschaften zu 
tun, mit einer Mehrheit von acht Man¬ 
daten auch zu nutzen (Mindestlohn, 
Mindestrente, Mindestgrundeinkom¬ 
men, Verzicht auf teure und sinnlose 
Bundeswehr-Auslandsabenteuer etc.). 
„Die Linke“ kann nun den neuen Bun¬ 
destag mit den entsprechenden Anträ¬ 
gen - so wie es Gregor Gysi angekün¬ 
digt hat - geradezu bombardieren und 
so jedermann und -frau klarmachen 
„Es gilt das gebrochene Wort“ gerade 
auch bei SPD und Grünen. Der „Wäh¬ 
lerverrat“ ist in vollem Gange, was aber 
nach allen Befragungen die Mehrheit 
der Deutschen schon vor der Wahl ge¬ 
ahnt hat. 

Volker Wirth, per e-mail 

Unsere Verantwortung 

Betr.: EU-Wahlkandidatur der DKP 

Nach den Bundestagswahlen, bei nach 
wie vor bestehenden Problemen, sich 
zuspitzenden gesellschaftlichen Wi¬ 
dersprüchen, der zunehmenden Angst 
vieler Menschen, müssen wir uns als 
Marxistinnen und Marxisten unserer 
Verantwortung bewusst werden - ganz 
jenseits von parteiegoistischem Verhal¬ 
ten: Die BRD ist heute ein wichtiger 


Bezugspunkt und „Vorreiter“ mögli¬ 
cher weiterer reaktionärer Entwick¬ 
lungen. Nicht nur in Europa. Ande¬ 
rerseits müssen wir gerade hier - aber 
gemeinsam mit Bündnispartnern (!) - 
nach tragfähigen alternativen Lösun¬ 
gen suchen, entsprechende Zukunfts¬ 
vorstellungen entwickeln, Aktionen zur 
Veränderung in progressiver Richtung 
initiieren sowie mit organisieren und 
durchführen. Dies sollte uns in unse¬ 
ren aktuellen Parteiauseinanderset¬ 
zungen bewusst sein: Wir haben eine 
große Verantwortung gegenüber der 
Arbeiterklasse unseres Landes und in¬ 
ternational. 

Zur EU-Parlamentswahl ist meine Mei¬ 
nung: Ich halte eine Beteiligung unse¬ 
rer Partei prinzipiell für möglich, ak¬ 
tuell aber für ausgeschlossen. Solange 
kein Forderungskatalog kollektiv und 
demokratisch erarbeitet und beschlos¬ 
sen wurde, keine Handlungsorientie¬ 
rung diskutiert und erarbeitet wurde 
und keine demokratisch legitimierte 
Kandidatenfindung und Aufstellung 
stattgefunden hat, sind wir m.E. kandi¬ 
daturunfähig! 

Aus meiner Sicht ist eine Erarbeitung 
politischer Forderungen zu den EU- 
Parlamentswahlen, auf der Grundlage 
des Parteiprogramms und der bisheri¬ 
gen wahlpolitischen Aussagen zu EU- 
Wahlen unabdingbar. Der bisher vom 
Parteivorstand vorgelegte Entwurf 
muss wesentlich verbessert werden. 
Die DKP verteidigen heißt auch für 
mich, unsere Geschichte, unsere Erfah¬ 
rungen ebenso wie politische Erfolge 
und das kollektive Wissen der DKP zu 
verteidigen. 

Heinz Stehr ; Elmshorn 

Misslungener Auftakt 

Betr.: „30-Stundenwoche gesetzlich 
regeln“ von Olaf Harms, 

UZ vom 4. Oktober 2013, Seite 3 

Olafs Beitrag soll laut Vorspann der 
Auftakt zu einer UZ-Reihe sein, „in der 
zukünftig Argumente für die 30-Stun- 
den-Woche dargestellt werden.“ Zumin¬ 
dest dieser Auftakt ist misslungen. 
Dem durch „völlig unzureichende Löh¬ 
ne“ erzeugten Zwang zu Überstun¬ 
den, meint Olaf, kann nur durch einen, 
mit der Verkürzung (der Arbeitszeit) 


gleichzeitig eingeführten gesetzlichen 
Mindestlohn begegnet werden. Gleich¬ 
zeitig eingeführt doch wohl kaum! Mich 
würde nicht wundern, wenn demnächst 
eine Große Koalition oder Schwarz- 
Grün den hier offenbar auf den St. 
Nimmerleinstag datierten gesetzlichen 
Mindestlohn beschließen würde. Von 
gesetzlicher Einführung auch nur der 
35-Stundenwoche darf unser Autor 
dann noch eine Weile träumen. 
Weshalb für „die kontrollierte Durch¬ 
führung der Arbeitszeitverkürzung eine 
erweiterte Mitbestimmung“ eingefor¬ 
dert werden soll, wird vor allem Be¬ 
triebs- und Personalräte wundern. Die¬ 
se Mitbestimmung ist im Betriebsver¬ 
fassungsgesetz längst gegeben. Ebenso 
wie die von Olaf verlangten Sanktions¬ 
möglichkeiten bei Verstößen gegen die 
gesetzliche Arbeitszeitordnung, - ge¬ 
rade auch für den Fall ungenehmigter 
Überstunden oder Wochenendarbeit. 
Die Forderung nach Einführung der 
30-Stunden-Woche erhält am Ende ei¬ 
nen ganz und gar illusorischen Anstrich, 
wenn vor ihrer Einführung „als wichti¬ 
ger Schritt“ noch die gesetzliche Ein¬ 
führung der „Rente mit 60“ erfolgen 
soll. Das alles hat der Parteitag auch so 
nicht beschlossen. Zum Glück! 

Wolfgang Mihatsch-Klann 

Sicherheitsrisiko 

Betr.: „Ich gebe nicht auf“, 

UZ vom 11. Oktober 2013, S. 15 

Adriana Perez stellte sich selbst mit ei¬ 
nem Augenzwinkern als „Sicherheits¬ 
risiko für die Vereinigten Staaten“ vor. 
Damit begründet die US-Administra¬ 
tion ihr Einreiseverbot. Jawohl, diese 
Frau ist ein Sicherheitsrisiko für die 
imperialistische USA. Sie ist die geleb¬ 
te kubanische Revolution. Ihre Worte 
werden zur Waffe gegen Imperialismus, 
Dummheit und Arroganz: Für die ge¬ 
rechte Sache der fünf Kubaner. 

Peter Horchers , Sprockhövel 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 


Die Redaktion 


Stellungnahmen zur Erklärung des Sekretariates 

Verschiedene Gliederungen und Mitglieder der DKP haben mit Stellungnahmen auf die Er¬ 
klärung des Sekretariates zur Lage der Partei in der UZ vom 13. September 2013 reagiert. 
Diese Stellungnahmen sind den Mitgliedern des Parteivorstandes sowie den Bezirken, Lan¬ 
desvorständen und Koordinierungsräten der DKP zugesandt worden mit der Bitte, sie für die 
Meinungsbildung in die Gliederungen der Partei zu geben. Sie sind außerdem veröffentlicht 
in den DKP-Informationen 7/2013. Nach dessen Erstellung erreichte uns eine weitere Stel¬ 
lungnahme der Genossinnen Detlef Fricke, Uwe Fritsch, Bettina Jürgensen, Michael Maercks, 
Leo Mayer, Volker Metzroth. Diese wird ebenfalls an die Mitglieder des Parteivorstandes und 
die Bezirke versandt mit der Bitte sie an die Gliederungen weiterzugeben. Sie ist außerdem - 
wie auch die DKP-Informationen - auf www.dkp-online.de in der Rubrik DKP-Parteivorstand 
unter „aktuelles“ zu finden. 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 19. OKT 


Hof/Saale: „Verboten - Verfolgt - Verges¬ 
sen“, Filmveranstaltung der VVN-BdA Hof- 
Wunsiedel mit dem Regisseur Daniel Burk¬ 
holz. „Meineis Bas“, Vorstadt 13,17.00 Uhr. 

Dortmund: Gedenken an die Opfer des Nazi- 
Aufmarsches 1932 in der Nordstadt. Nord¬ 
markt, 14.00 Uhr. 


MO ★ 21. OKT 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP Köln- 
Kalk zur Vorbereitung der Kommunalwahlen 
2014 und des UZ-Pressefestes. Naturfreun¬ 
dehaus, Kapellenstraße 9a, 19.00 Uhr. 

Dortmund: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, Erarbeitung des Textes 
von Lenin im Rahmen eines Bildungsmonats 
von DKP und SDAJ. „Z“, Oesterholzstraße 27, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 23. OKT 


Bremen: Mitgliederversammlung DKP Bre¬ 
men-Stadt. Haferkamp 8,19.30 Uhr. 

Fellbach: „Nazis stoppen! Nie wieder Fa¬ 
schismus!“ Referat und Diskussion über 
neofaschistische Gewalttaten im Rems Murr 
Kreis. Öffentliche Mitgliederversammlung 
DKP Rems Murr. Lokal zom Schiller, Schiller¬ 
straße 24,18.30 Uhr. 


DO ★ 24. OKT 


Krefeld: Mitgliederversammlung der DKP 
Linker Niederrhein zum Arbeitsplan und der 
Ausgabe der neuen Mitgliedsbücher. Brau¬ 
haus Wienges, Neusser Straße 55,19.30 Uhr. 

Dortmund: Teilnehmerinnen der Solibrigaden 
auf Kuba berichten auf einer Mitgliederver¬ 
sammlung der DKP von Erlebnissen und Er¬ 
fahrungen mit dem kubanischen Sozialismus. 
Z, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 

Bremen: Buchvorstellung und Lesung des 
Buches „Erinnerungen - Der verlorene 
Kampf. Aber er war nicht vergebens“ von 
dem Bremer Kommunisten Willi Meyer-Buer 
mit Heinrich Hannover. Buchhandlung „Leu- 


wer“, Am Wall 171,19.30 Uhr. 


SA ★ 26. OKT 


Berlin: „Deutschland 1933: Prozesse. Wir¬ 
kungen. Kontinuitäten. Lehren.“ Vortrag und 
Diskussion mit Reiner Zilkenat, Heinz Karl 
und Ulrich Schneider Veranstalter: Marx-En- 
gels-Stiftung. Begegnungsstätte Undine, Ha- 
genstr.57 (Nähe Bf Lichtenberg), 18.00 Uhr. 

Köln: „Im Fadenkreuz: Kuba“ - USA, Ter¬ 
rorismus, Sozialismus“. Veranstaltung der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, Regio¬ 
nalgruppe Köln, mit Heinz Langer, ehemaliger 
DDR-Botschafter in Kuba. Haus der Evange¬ 
lischen Studierendengemeinde, Bachemer 
Straße 27,19.00 Uhr. 


MO ★ 28. OKT 


Dortmund: „Drei Quellen und drei Bestand¬ 
teile des Marxismus“, Erarbeitung des Textes 
von Lenin im Rahmen eines Bildungsmonats 
von DKP und SDAJ. „Z“, Oesterholzstraße 27, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 30. OKT 


Dortmund: Friedensstand an der Katharinen¬ 
treppe, 16.00 Uhr. 


SA ★ 2. NOV 


Frankfurt: „Mehr Zeit zum Leben - Arbeit 
umverteilen, Arbeitszeit verkürzen!“ Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP-Gruppe Frank¬ 
furt-Süd mit Volker Metzroth, Mitglied des 
Parteivorstands der DKP. Gewerkschaftshaus, 
Clubraum 3, Wilhelm-Leuschner-Straße 69, 
11.00 Uhr. 


SO ★ 3. NOV 


Essen: „100 Jahre Älvaro Cunhal (geb. 
10.11.1913)“ - Konferenz mit Beiträgen von 
einem Genossen der PCP aus Portugal, Anna 
Bravio, Hans-Peter Brenner, Michael Kegler, 
Jürgen Lloyd und Lucas Zeise. Veranstalter: 
Marx-Engels-Stiftung. DKP-Parteizentrum, 
Hoffnungsstraße 18,10.00 Uhr. 


Pressefest- 

Finanzbarometer 

/T\ 

Stand 15 . Oktober 2013 

/hebm ....... J 

Pressefest-Buttons (311 Stück) 

1 930,00 Euro 

Zuschüsse von DKP-Gliederungen 

6 915,00 Euro 

Spenden 

3 300,37 Euro 

gesamt (am 15.10.13) 

12145,37 Euro 

Ziel (zum 18.11.13) 

35 000,00 Euro 


UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 



Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 


Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 5 . bis 11 . Oktober 


Dienstag 

Kollaborateure haben‘s schwer. Beson¬ 
ders wenn die „Schutzmacht“entschwin¬ 
det. Vom Feindsliebchen bis zum Chef 
des Garnisonspuffs haben das schon vie¬ 
le in vielen Jahrhunderten erfahren müs¬ 
sen. Jetzt also Kundus und Umgebung. 
Die Bundeswehr verlässt Afghanistan 
und all ihre kleinen und großen Liefe¬ 
rantenfürchten den Geschäftsverlust und 
die Rache der Taliban. 

Das hat viele Aspekte. Einer ist wichti¬ 
ger als alle anderen. Alle hehren Worte 
von der Verantwortung für das afghani¬ 
sche Volk, von Frauenemanzipation und 
Humanität entlarven sich nun selbst als 
Lügen. Die imperialistischen Mächte ha¬ 
ben - wie überall sonst auf der Welt - ih¬ 
ren Schnitt gemacht, i h r Haus in Af¬ 
ghanistan ist bestellt. Nun übersteigen 
die Kosten des Verbleibs den Nutzen. 
Die Karawane zieht weiter zur nächsten 
„ Friedensmission “. 

Mittwoch 

„Blitz-Marathon“ heißt es heute morgen 
im Radio. Hier in Nordrhein-Westfalen 
wird die Aktion gegen Raser bereits zum 
fünften Mal durchgeführt, bundesweit ist 
es das erste Mal. Der hiesige Verkehrmi¬ 
nister lässt sich im staatstragenden wdr 
folglich als „Erfinder“ des Blitzmara¬ 
thons feiern. 

Am Ende sind 2,7 Prozent bzw. 83 000 
der insgesamt drei Millionen kontrollier¬ 
ten Autofahrer verwarnt und abkassiert. 
Das bringt Geld in die Kassen. Ob und 
welchen Sinn es macht, steht auf einem 
anderen Blatt-nah bei den Sternen. Die 
heutige Kontrolle war angemeldet, beim 
unangemeldeten Blitzen scheint die Sün¬ 
derquote höher zu sein. Anfang Juli zähl¬ 
te die Dortmunder Polizei etwa 5 Prozent 
Verstöße. 

Außerdem: Seit 50 Jahren gibt es die Ge¬ 
schwindigkeitskontrolle - Stichwort „ Sta¬ 
renkasten“. In dieser Zeit gab es nicht eine 
Studie, was das bringt, sagt Dirk Kemper, 
Verkehrswissenschaftler an der RWTH 
Aachen. Umstritten ist das Instrument 
auch bei der Polizei selbst. Immerhin 
kontrollierten in NRW bei diesem fünf¬ 
ten Blitzmarathon rund 3 400 Polizisten 
und 270 Mitarbeiter von Kommunen an 
etwa 3 100 Messstellen. Bundesweit wa¬ 
ren 15 000 Beamte im Einsatz . Was kostet 
das eigentlich? 

Auch ob es wegen der Kontrollen weniger 
Tote gibt, ist fraglich, wird aber von den 
Verkehrspolitikern gern behauptet. Dass 
die tatsächlich sinkende Zahl mit der 
weiter verbesserten Fahrzeugsicherheit 
zu tun hat, ist erheblich wahrscheinlicher. 


Wesentliches bleibt außen vor: Die Ab¬ 
senkung des individuellen Verkehrsauf¬ 
kommens durch stärkere Förderung des 
öffentlichen Personenverkehrs, Verlage¬ 
rung des Lasttransportes auf die Schie¬ 
ne, die grundsätzliche Senkung der Ge¬ 
schwindigkeit, die Eindämmung der 
Übermotorisierung, die Förderung von 
Fahrgemeinschaften und so weiter. 

Wer steht davor? Die Autoindustrie. Jede 
der obigen Maßnahmen drückt auf den 
Profit. Solange sich die Politik nicht da 
rantraut, bleiben alle Blitzmarathons die¬ 
ser Welt Ablenkungsmanöver und Au¬ 
genwischerei. 

Donnerstag 

Die Krokodilstränchen tropfen noch, 
die Toten von Lampedusa sind noch 
nicht begraben, da unmenschelt es 
schon wieder in Brüssel. Heute wird 
„Eurosur“ verabschiedet. Damit soll 
noch schneller, noch effektiver illegale 
Einwanderung erkannt und bekämpft 
werden. An Europas Grenzen darf wei¬ 
ter gestorben werden. 

Angesichts immer häufigerer parlamen¬ 
tarischer Entscheidungen über Leben 
und Tod, könnte man den Texten - ana¬ 
log dem Eideszusatz „So wahr mir Gott 
helfe“ - zumindest für die Christinnen 
unter den Abgeordneten pauschal hin¬ 
zufügen „[Ihr] Blut komme über uns 
und unsere Kinder.“ Mt 27,25. 

Die Katholikinnen können zusätzlich 
eine Schnellbeichte ablegen. 

Freitag 

Nach ihrer ersten Sondierungsrunde lo¬ 
ben Schwarze und Grüne einander. Das 
ist vor den Kameras zwar selten, ent¬ 
spricht aber durchaus den vielen Pro¬ 
grammpunkten, in denen diese beiden 
neoliberalen Parteien übereinstimmen. 
Die Grünen könnten noch wirklich 
nützlich sein. 

„Ich habe gelernt: Nie wieder Ausch¬ 
witz“. Dem Grünen Joschka Fischer 
nahmen das viele ab, als er damit die 
Bombardierung Serbiens rechtfertigte. 
Kein Christlicher wäre damit durchge¬ 
kommen. Auch Gerhard Schröder wuß¬ 
te, was er an seinem „Kellner“hatte. 
Vielleicht feilen Frau Merkel und die 
Atom-Konzerne schon an „grünen“ 
Sprachregelungen für die Verlängerung 
der Laufzeiten oder vielleicht sogar für 
den Neubau von Atom-Meilern. Frau 
Göring-Eckhardt könnte dann in die 
Mikrophone hauchen: „ Tschernobyl 
oder Fukushima. Nie wieder dank deut¬ 
scher Sicherheit durch Siemens.“ 

Adi Reiher 


Start in Kiew 

Erinnerungen an die Friedensfahrt 1986 


Jedem ergeht es so: Man wird älter. Je¬ 
dem kommen mit dem Älterwerden Er¬ 
innerungen in den Sinn, die fast schon 
in Vergessenheit geraten waren. Um es 
kurz zu formulieren: Ich hatte seit Jah¬ 
ren nicht mehr für die UZ geschrieben 
und meinte, es sei nun höchste Zeit, 
mich wieder zu den UZ-Autoren zu 
gesellen, zumal ich 1991 die vom ND 
damals abgerissene Brücke zur UZ wie¬ 
der pfeilerte. (Ich bin inzwischen 85 ...) 

Als ich mich zu dem comeback ent¬ 
schloss, grübelte ich lange, welches The¬ 
ma ich wählen sollte. Auf die Gefahr 
hin, dass die UZ-Chefredaktion mir 
meine Mail als ungeeignet zurückschi¬ 
cken könnte, wagte ich dennoch, eine 
Story abzuliefern, die die UZ betrifft, 
aber wohl nie in der UZ erwähnt wor¬ 
den war. Zudem - siehe ND - passt so 
einiges des Beschriebenen nicht mehr 
in unsere Zeit, aber auch das schob ich 
beiseite. Schluss mit der kuriosen Ein¬ 
leitung. 

Ja, es ist eine Geschichte aus den al¬ 
ten Zeiten und aus triftigen Gründen 
verzichte ich auf das hier sonst fällige 
„guten“. Konkret ging es um das größte 
Amateuretappenrennen der Welt, näm¬ 
lich die Friedensfahrt, die 1948 von Po¬ 
len und Tschechien gegründet worden 
war und nicht zuletzt, weil der Kanzler 
der Bundesrepublik, Kohl, verkündet 


hatte, die BRD würde die Oder-Neiße- 
Friedensgrenze nie anerkennen, 1952 
von den Veranstaltern um die DDR - 
die die Grenze unterzeichnet hatte - 
erweiterte. Jüngere könnten sich von 
älteren Radsportfans erzählen lassen, 
dass Bonns Aversion schon wegen des 
Namens der Fahrt so grenzenlos war, 
dass man den bundesdeutschen Renn¬ 
fahrern wieder und wieder verbot, teil¬ 
zunehmen. 

Hingerissen von der Fahrt war man 
auch in Moskau und forderte eines Ta¬ 
ges, dass das Rennen um Moskau-Etap¬ 
pen erweitert werden sollte. Hier fest¬ 
zustellen, dass das nicht nur in freund¬ 
lichen Gesprächen stattfand, sondern 
nicht selten auch in eher derben Ver¬ 
handlungen, sollte als historische Fest¬ 
stellung bewertet werden. Als man 1985 
nicht nur in Moskau den Sieg über die 
Faschisten feierte, entschlossen wir uns 

- ich war damals einer der „directeurs“ 

- das Rennen um Moskau zu verlän¬ 
gern und die Teilnehmer anschließend 
nach Warschau zu fliegen. Womit wir 
nicht gerechnet hatten: In Moskau 
betrachtete man das als verbindliche 
Verlängerung für alle Zukunft und 
entschied - uns kaum mehr fragend - 
die nächste Fahrt in Kiew (bei Tscher¬ 
nobyl) zu starten. Niemand konnte ah¬ 
nen, dass wenige Tage vor dem Start... 

Klaus Huhn 



Vor 70 Jahren, am 14 . Oktober 1943 , standen Häftlinge des faschistischen Vernichtungslagers gegen ihre Wachmannschaf¬ 
ten aus SS und Kollaborateuren der„Trawniki“ auf, töteten ein Dutzend von ihnen. Hunderte Häftlinge entkamen, knapp 
50 überlebten Holocaust und Krieg. Angeführt wurde die Aktion von Alexander Petscherski, einem jüdisch-russischen 
Leutnant der Roten Armee und Leon Feldhendler, dem jüdisch-polnischen Leiter einer Widerstandsgruppe innerhalb des 
Lagers. 

Der Aufstand gilt als einer der größten und erfolgreichsten Lager-Aufstände gegen den „SS-Staat“. Nach der Aktion wurde 
das Lager aufgelöst, seine Spuren versuchte die SS durch den Bau eines Bauerhofes auf dem Gelände zu verwischen. 

Unser Bild zeigt das Mahnmal im ostpolnischen Sobibor. 


Fußball nun an die Börse? 

Von Klaus Huhn* 


Als der Fußballverband des asiatischen 
Staates Katar zu Beginn des neuen 
Jahrhunderts verbreiten ließ, man wolle 
sich um die Fußball-Weltmeisterschaft 
2022 bewerben, hielten nicht wenige 
das für einen Witz. Inzwischen ist das 
erste Jahrzehnt des Jahrhunderts vorü¬ 
ber, Katar steht längst als Austragungs¬ 
ort fest und die an einen Witz glaubten, 
sehen sich mit mörderischen Folgen 
konfrontiert. Festzustellen wäre vor¬ 
ab, dass diese Zeitung nie auf die Idee 
käme, ein Land wie Katar etwa deshalb 
als WM-Austragungsland in Frage zu 
stellen, weil es in der Weltrangliste auf 
Platz 113 geführt wird. Nie und nimmer 
aber kann hingenommen werden, dass 
bis jetzt mindestens 44 Bauarbeiter - 
vornehmlich aus Nepal - ums Feben 
kamen, weil die Bedingungen, unter 
denen das Scheichtum die Stadioner¬ 
bauer zu arbeiten zwingt, im wahrsten 
und ärgsten Sinne des Wortes mör¬ 
derisch sind. Wissen muss man dazu, 
dass einer der in Katar Herrschenden, 
Scheich Mohammed Hamad bin Cha- 
lifa Al Thani, für die ausschlaggeben¬ 
den Voraussetzungen gesorgt hatte, um 
die anfangs belächelte Bewerbung zum 
Erfolg zu führen. Schon in der ersten 
Abstimmungsrunde erhielt Katar zehn 
Stimmen und - zum Beispiel - Austra¬ 
lien eine. Die britische „Sunday Times“ 
hatte mit versteckter Kamera den Kauf 
zweier Stimmen gefilmt: Tahiti und Ni¬ 
geria. 


Fuß ball-WM 2022 Katar: Die 
Internationale Fußballföderation 
steuert geradenwegs in ein 
Desaster und tat bislang kaum 
etwas, um es abzuwenden. 


Nach seinem Wahlsieg hatte der 
Scheich das Frankfurter Planungsbüro 
Albert Speer (Sohn Albert Speers) & 
Partner GmbH (AS&P) beauftragt, die 
Planungen zu erarbeiten. Keine leich¬ 
te Aufgabe, denn wegen der extremen 
sommerlichen Hitze müssen die Zu¬ 
schauerränge temperiert werden. Die 
Zahl der Todesopfer unter den Bauar¬ 
beitern lässt auch vorausahnen, was die 
Aktiven in diesem ungewöhnlichen Kli¬ 
ma erwartet, weshalb sich die Stimmen 
mehren, die die Verlegung der WM in 
den Winter fordern. Welche Folgen das 
weltweit für den Spielbetrieb auslösen 
würde, muss man dem Fußballfan nicht 
erläutern. Mithin: Die Internationale 
Fußballföderation steuert geradenwegs 
in ein Desaster und tat bislang kaum 
etwas, um es abzuwenden. 

In einem der ersten Interviews nach 
der Entscheidung zugunsten Katars 
hatte der FIFA-Präsident Sepp Blatter 
nahezu zynisch erklärt: „Es ist meine 
Philosophie, die Expansion des Fuß¬ 
balls voranzutreiben. Ich fing vor über 



dreißig Jahren als Entwicklungsbeauf¬ 
tragter bei der FIFA an. Das bin ich bis 
heute geblieben. [...] Manche verkraf¬ 
ten es einfach nicht, wenn ausnahms¬ 
weise andere zum Zuge kommen.“ Am 
20. Januar 2012 hatte die FIFA in ei¬ 
ner offiziellen Stellungnahme versi¬ 
chert, dass es „derzeit keine konkreten 
Pläne“ gäbe, die WM vom Sommer in 
den Winter zu verlegen. Dies „müsste 
vom Fußballverband von Katar initiiert 
und dem FIFA-Exekutivkomitee unter¬ 
breitet werden“. Am 17. Juli 2013 schloss 
er nicht aus, das Turnier in den Winter 
zu verlegen. Zum Hintergrund: Der 
UEFA-Präsident Michel Platini hatte 
sich zunächst kritisch zur Vergabe an 
Katar geäußert, gestand aber - nach¬ 
dem sein Sohn Laurent ein Büro in der 
Chefetage der Qatar Sport Investment 
(QSI) erhalten hatte - für Katar ge¬ 
stimmt zu haben. 

Wer damit gerechnet hatte, dass die 
FIFA nach Bekanntwerden der uner¬ 
träglichen Arbeitsbedingungen auf den 
Stadion-Baustellen umgehend Maß¬ 
nahmen zum Schutz der Arbeiter ein¬ 
leiten würde, musste durch Blatters Re¬ 
aktion empört sein: „Uns tut das sehr 
leid, was da passiert. In jedem Land der 
Welt kann es passieren, dass es Todes¬ 
fälle auf Baustellen gibt, insbesondere 
auf WM-Baustellen.“ Und ließ dann 
noch den Satz folgen: „die Verantwor¬ 
tung für die Arbeitsrechte liegen bei 
den Unternehmen.“ Er berief sich al¬ 
len Ernstes darauf, dass der Weltver¬ 
band nicht eingreifen könne: „Die In¬ 
tervention kann nur von Katar selbst 
erfolgen.“ 

Dass sich dort nichts tun wird, liegt auf 
der Hand. Ein Skandal also, der keine 
langen Kommentare fordert, aber deut¬ 
lich macht, wohin der Elite-Fußball ge¬ 
langt ist. Wie sehr Aktive zu bedauern 
sind, die der Stress auf dem Spielfeld 
überfordert, die deshalb Kliniken auf¬ 
suchen müssen und deren Beschwerden 
viele Schlagzeilen lieferten - den 44 To¬ 


ten von Katar blieb nur noch der Fried¬ 
hof. Und das illustriert in erschrecken¬ 
der Weise, wohin die Kommerzialisie¬ 
rung den Fußball brachte. Der nächste 
Schritt dürfte an die Börse führen. 

... „Ich fahre jetzt nach Katar und wer¬ 
de Katar auf seine Verantwortung auf¬ 
merksam machen. Wir haben aber viel 
Zeit, was Katar angeht, dort wird erst in 
neun Jahren gespielt“, so Blatter weiter, 
schränkte aber gleich ein: „Wir haben 
209 Verbände und in jedem gibt es ver¬ 
schiedene politische, kulturelle und so¬ 
ziale Organisationen und wir können in 
diese Sachen nicht eingreifen. Wir kön¬ 
nen nur etwas tun, wenn wir hören oder 
sehen, dass etwas nicht klappt. Dann 
können wir sagen: Wir wollen helfen.“ 
Die katarische Führungsspitze sah sich 
inzwischen veranlasst, eine unabhängi¬ 
ge internationale Anwaltskanzlei mit 
der Aufarbeitung der Vorwürfe zu be¬ 
auftragen. Auf die Ergebnisse wird nun 
gewartet, wohl auch ein Grund, warum 
das Fifa-Exekutivkomitee seine Ent¬ 
scheidung im Hinblick auf eine mögli¬ 
che Verlegung der WM verschoben hat. 
Dennoch ist nicht von der Hand zu wei¬ 
sen, dass dies ein Rückschlag für Blat¬ 
ter ist. Die generelle Entscheidung für 
ein „Winter-Märchen“ in neun Jahren 
galt aber speziell für Blatter im Vorfeld 
der Sitzung des Exkos, dem auch der 
ehemalige DFB-Präsident Theo Zwan¬ 
ziger angehört, als beschlossene Sache. 

*Mit diesem Beitrag kehrt Klaus Ullrich Huhn 
(85) in die Reihe unserer Autoren zurück. 


Der rote Kanal 


Rette sich, wer kann!, UdSSR 1961 

Auf einem russischen Frachter gerät 
die aus Tigern und Löwen bestehen¬ 
de Fracht durch die Streiche eines 
jungen Schimpansen, der als blin¬ 
der Passagier mitreist, in Freiheit. 
Ein Film mit Lach-Garantie. 

So., 20.10., 11.00-12.25 Uhr, mdr 

Die Macht der Märkte 

Unter diesem Titel will der Themen¬ 
tag auf 3sat verschiedene Aspekte 
von Globalisierung und Konzern¬ 
macht hinterfragen. Es beginnt be¬ 
reits am Nachmittag mit dem Yup¬ 
pie-Börsendrama High Speed Mo- 
ney und endet nach Mitternacht mit 
dem Spielfilm Yella, einem Porträt 
von Deutschlands Finanzjongleu¬ 
ren. Dazwischen Dokumentatio¬ 
nen u.a. über den wahren Wert von 
Billigprodukten, Ausbeutung in der 
Modewelt, Sinn und Unsinn der 
Ware Auto und die Steuertricks der 
Konzerne. Schaun wer mal. 

Fr., 16.50-0.55 Uhr, 3sat 




















